
W
enn sich Bürger enga-
gieren, ist das von po-
litischer Seite immer
gern gesehen. Es gibt
wohl keinen Politiker,
der nicht ein paar lo-

bende Worte über die ehrenamtlichen Hel-
fer verlieren würde. Die Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) nennt das Engage-
ment eine „Bereicherung“, der Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion, Frank-Walter
Steinmeier, hält es für „unverzichtbar“ und
Bundespräsident Joachim Gauck zählt die
Begegnungen mit Ehrenamtlichen zu „sei-
nen schönsten Erlebnissen“. Tatsächlich tut
es jeder dritte Deutsche – er engagiert sich
für einen bestimmten Zweck. Die Zahl der
Freiwilligen ist seit Jahren konstant, den-
noch verändert sich das bürgerschaftliche
Engagement stark – gleichzeitig ist es durch
die hohen Erwartungen aller Betroffenen po-
litisch sehr aufgeladen. Was bedeutet das für
uns?
Die Möglichkeiten sich zu engagieren waren
noch nie so vielfältig wie heute: es gibt Ver-
eine und Stiftungen, aber auch Bürgerinitia-
tiven und Aktionsbündnisse sowie die Frei-
willigendienste, die eine Alternative zum
klassischen Ehrenamt darstellen. Die Helfer
arbeiten im Umwelt- oder Denkmalschutz
sowie in Sport-, Hobby- oder Kulturvereinen
mit. Besonders stark ist das Engagement im
sozialen Bereich. So ist der Paritätische
Wohlfahrtsverband mit seinen zahlreichen
Mitgliedsorganisationen besonders stark auf
die ehrenamtlichen Helfer angewiesen. „Bei
uns sind einige Millionen Menschen enga-
giert", sagt Ulrich Schneider, der Geschäfts-
führer des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bands. 
Die Vielfalt der Einsatzstellen und die kon-
stante Zahl der Engagierten zeigen, dass die
Deutschen sich wirklich engagieren wollen.
Allerdings könnte der Staat es ihnen an vie-
len Stellen einfacher machen: Warum müs-
sen Ehrenamtliche erst seit März diesen Jah-
res ihre Aufwandsentschädigungen nicht
länger versteuern? Und wer sich als junger
Mensch in einem Freiwilligendienst – sei es
der Bundesfreiwilligendienst oder ein Frei-
williges Soziales Jahr (FSJ) –
engagieren möchte, muss
sich erst einmal durch den
Informationsdschungel aus
Zuständigkeiten, Vorausset-
zungen und Bewerbungsfris-
ten kämpfen und sich gleich-
zeitig um das  in der Regel
folgende  Studium küm-
mern.
Dabei könnte man gerade
für diese Zielgruppe die An-
gebote mit späteren Berufs-
wegen gut verzahnen. Mo-
mentan muss ein Student lange suchen, um
einen Studiengang zu finden, dessen Nume-
rus Clausus zum Beispiel durch ein FSJ po-
sitiv beeinflusst wird. 

Größerer Individualismus Der Staat muss
seinerseits Einsatz zeigen, denn das Engage-
ment verändert sich. Es wird individualisti-
scher und pragmatischer. Sebastian Braun,
der das Forschungszentrum für Bürgerschaft-
liches Engagement  an der Humboldt-Uni-
versität Berlin leitet, sagt: „Wir beobachten
einen Strukturwandel im bürgerschaftlichen
Engagement. Das bedeutet: Der moderne
Engagierte fragt immer wieder nach dem
persönlichen Sinn und Nutzen seines Ein-
satzes und handelt weitaus seltener als der
‚Traditionelle' aus einer selbstverständli-
chen, eingelebten Gewohnheit heraus.“
Ferdinande Schenke ist so eine „moderne“
Engagierte. Sie arbeitet in dem Mentorpro-
jekt „Yoldas“ der BürgerStiftung Hamburg
mit und begleitet zusammen mit ihrem Ehe-
mann den zehnjährigen Serkan. „Wir wollen
ihm helfen, sich zwischen der türkischen
und deutschen Kultur besser zurecht zu fin-
den“, sagt Ferdinande Schenke. Schulerfolge
stehen dabei weniger im Vordergrund – die
Mentoren von Yoldas sollen die Kinder viel-
mehr in ihrer persönlichen Entwicklung un-
terstützen. Über ihr Engagement für Serkan
muss Ferdinande Schenke übrigens nicht
viel nachgrübeln. „Am Anfang hat Serkan
uns gefragt, ob wir dafür bezahlt werden, mit
ihm Zeit zu verbringen“, sagt sie. Viele der
Kinder täten das. „Mittlerweile weiß er, dass
wir es freiwillig tun und ich denke, dass die-

se Wertschätzung ihm viel bedeutet“, sagt
Schenke. 
Das Nachsehen haben traditionelle Vereine.
So muss sich der Tischtennisverein FSV
Kroppach im Westerwald trotz sportlichen
Erfolgs aus der Bundesliga zurückziehen. Es
fehlen Freiwillige, die die Vereinsarbeit un-
terstützen. Bürgerschaftliches Engagement
spiegelt somit immer die Gesellschaft wie-
der, in der wir leben. Und damit auch ihre
schlechten Seiten. 
So ist der Zugang zu einer freiwilligen Tätig-
keit nicht für jeden selbstverständlich. Eine

Studie der Uni Würzburg aus
dem Jahr 2011 zeigt, dass
sich nur jeder dritte Haupt-
schüler engagiert, während
es bei den Gymnasiasten
mehr als 50 Prozent sind.
Auch Sebastian Braun beob-
achtet diese Tendenz. „Es
gibt beim bürgerschaftli-
chen Engagement eine Art
Pisa-Effekt“, sagt der Sozial-
wissenschaftler. „Engage-
ment signalisiert immer
auch die Teilhabechancen

an unserer Gesellschaft. Die privilegierten
und bildungsstarken Gruppen engagieren
sich jedoch mehr als die ressourcenarmen.
Selbst im Sport, der eigentlich als leicht zu-
gänglich gilt, haben wir festgestellt, dass die
soziale Kluft wächst.“
Hier zeigt sich die Bedeutung des bürger-
schaftlichen Engagements: Damit wesentli-
che Teile der Bevölkerung nicht den An-
schluss an diese Teilhabe verlieren, ist es
wichtig, soziale Verantwortung bereits früh
zu etablieren. Manche Schulen haben Fächer
wie „Ehrenamt“ in ihren Lehrplan aufge-

nommen, auch der Paritätische Wohlfahrts-
verband hat reagiert. „Wir haben besondere
Programme, um gezielt Hauptschüler anzu-
sprechen“, sagt Ulrich Schneider. „Denn so
ein Engagement bietet viele Chancen. Man
wird gebraucht und macht ganz neue Erfah-
rungen. Das wollen wir auch benachteiligten
Gruppen vermitteln.“ Wenn diese soziale
Kluft weiter wächst, fungiert das bürger-
schaftliche Engagement höchstens als „so-
zialer Feuerlöscher“ – und zeigt dem Staat
nicht auf, wie es besser geht. Diese Chance
sollten wir uns nicht entgehen lassen.
Ferdinande Schenke und ih-
re Mitstreiter bei der Bürger-
Stiftung Hamburg sind da
bereits einen Schritt weiter.
„Ohne die türkischstämmi-
gen Mitarbeiter wäre unsere
Arbeit kaum möglich“, sagt
Ferdinande Schenke. „Gera-
de in der ersten Zeit vermit-
teln sie zwischen den Mento-
ren und den Familien und
schaffen eine Vertrauensba-
sis.“ Aber nicht nur das so-
ziale Gefälle im bürger-
schaftlichen Engagement verändert sich.
Gleichzeitig gewinnt der Einsatz von Freiwil-
ligen und Ehrenamtlichen zunehmend an
Professionalität. Es bedeutet jedoch weniger,
dass die Einsatzstellen ihren Helfern kom-
plexere Aufgaben übertragen, sondern, dass
diese das selbst einfordern. „Wo ein Ehren-
amt oder eine Engagement mit einer beson-
deren Qualifizierung verbunden ist – zum
Beispiel beim DLRG oder beim Kindersor-
gentelefon – haben wir kaum Nachwuchs-
sorgen“, sagt Ulrich Schneider. „Es darf nicht
beliebig sein, die Helfer wollen mit ihren Ei-

genschaften hervorstechen.“ Wohl deshalb
haben gerade die Freiwilligendienste großen
Zulauf; sie ähneln normaler Erwerbstätig-
keit. Allerdings gibt es mehr Bewerber als
Plätze – gerade bei der jüngeren Zielgruppe.
Dieses Potenzial sollte nicht brach liegen.
Der Staat ist  gefragt, die Dienste entspre-
chend auszubauen.

Rückzug des Staates Damit wachsen die
Anforderungen an die Einsatzstellen, die
sich auf die ehrenamtlichen Helfer einstel-
len müssen. Oft sind eine gezielte Schulung

der hauptamtlichen Mitar-
beiter sowie eine spezielle
Personalführung für Freiwil-
lige nötig. „Denn sonst be-
deuten die zusätzlichen Hel-
fer erst einmal nur Extra-Ar-
beit für die Pfleger, Erzieher
und Sozialarbeiter“, sagt Ul-
rich Schneider vom Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband.
Widerlegt diese Tatsache den
Vorwurf, der bei Bürger-
schaftlichem Engagement
und Ehrenamt immer wie-

der erhoben wird, nämlich, dass es eine be-
queme Rückzugsmöglichkeit für den Staat
ist, um sich aus der Verantwortung zu zie-
hen? Ferdinande Schenke dagegen sagt: „Der
Staat sind wir. Wenn mir bestimmte Dinge
nicht gefallen und ich daran etwas ändern
kann, dann engagiere ich mich.“ Was sie pro-
blematisch findet, ist, wenn durch freiwillige
Helfer Arbeitsplätze gefährdet werden könn-
ten. „Ich engagiere mich auch im Museum
Altona. Dort diskutieren wir öfter, welche
Aufgaben von uns Freiwilligen übernommen
werden sollten – und welche nicht. Wir wol-
len den angestellten Mitarbeitern nicht die
Arbeit wegnehmen. Da müssen wir genau
hingucken, auch das gehört zu unserer
Pflicht.“
Deshalb muss es zum Selbstverständnis al-
ler Freiwilligen gehören, ständig zu hinter-
fragen, wem ihr Einsatz am meisten nützt -
ihnen, den Betroffenen oder dem Staat. Pro-
fitiert letzterer am meisten, kann etwas nicht
stimmen. Alle, die sich engagieren, müssen
einfordern, was ihnen zusteht, und ableh-
nen, was sie nicht leisten können. Denn das
ist ihre Aufgabe: Sie sollen unsere Gesell-
schaft stützen, ihre Last jedoch nicht allein
schultern. Lisa Srikiow ❚

Die Autorin ist freie Journalistin in Hamburg.

Die Mitmach-Gesellschaft 
BÜRGERENGAGEMENT Freiwillige sind eine wichtige Stütze – brauchen aber auch selbst Unterstützung 
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Sommer, Sonne und DLRG – die Helfer der Deutschen Lebensrettungs-Gesellschaft arbeiten fast alle ehrenamtlich.In diesem Jahr feiert die Organisation ihr 100-jähriges Bestehen.

Thomas Klie Der gebürtige Hamburger ist ein
vielbeschäftigter Mann: Rechts-Professor an
der Evangelischen Hochschule Freiburg, Gast-

dozent in Namibia,
Anwalt und vor al-
lem ausgewiesener
Pflegeexperte. Jetzt
hat sich Thomas Klie
noch mehr Arbeit
aufgeladen, denn er
führt seit Juni auch
die neue Sachver-
ständigenkommissi-
on des Bundes zur
Erstellung des Zwei-

ten Engagementberichts. Die neun Experten
sollen bis Juli 2015 eine Studie zu bürgerschaft-
lichen Aktivitäten in Deutschland mit dem
Schwerpunkt des demografischen Wandels und
der Bewältigung durch die Kommunen erstel-
len. Seit einem Bundestagsbeschluss 2009
müssen Regierungen in jeder Legislaturperiode
einen Engagementbericht vorlegen, der erste
wurde im November 2011 präsentiert. Klie will
die Kommissionsarbeit nach außen sichtbar
machen – durch Bürgerbeteiligung in Kommu-
nen oder Ausschussarbeit im Bundestag. kru ❚

Wahlhelfer werden für die Bundestagswahl
am 22. September benötigt. Sie werden von
den Gemeindebehörden berufen und sind
80.000 Urnenwahlbezirken und 10.000 Brief-
wahlbezirken zugeteilt. Die Tätigkeit eines
Wahlhelfers, der selbst wahlberechtigt sein
muss, ist ehrenamtlich.

KOPF DER WOCHE

Chef der neuen
Expertengruppe

ZAHL DER WOCHE

600.000

ZITAT DER WOCHE

»Es wird geleis-
tet, was der Staat
alleine nicht
leisten kann.«
Angela Merkel, Bundeskanzlerin und
CDU-Vorsitzende, in einer Videobotschaft
zum ehrenamtlichen Engagement in
Deutschland
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Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
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Das
Engagement

der Bürger wird
in dieser Zeit
individualisti-

scher und 
pragmatischer.

Keine Schicht 
in unserer

Gesellschaft
darf den

Anschluss an
Teilhabe 
verlieren.

DIE AKTION
Drei Beispiele für ehrenamtliches
Engagement in Deutschland SEITE 3

DIE VISION 
Der Verein »Aktive Bürgerschaft« gibt
Impulse für Bürgerstiftungen SEITE 9

IN DIESER WOCHE

THEMA
Interview Der CDU-Abgeordnete Markus
Grübel zum Bürger-Engagement Seite 2

THEMA 
Politik Parteinahe Stiftungen und ihre Auf-
gaben in der Demokratie Seite 10, 11

THEMA 
Wirtschaft Unternehmens-Stiftungen bringen
sich in die Gesellschaft ein Seite 12, 13

KEHRSEITE 
Bundestag Wie es mit dem Anbau am Marie-
Elisabeth-Lüders-Haus weitergeht Seite 14

MIT DER BEILAGE 

APuZ
Politische GrundwerteU. Nothelle-Wildfeuer · H. Grebing · R. Saage · A. SüerMenschenbilder

Siegfried SchieleGibt es noch Werte?

Ute Gerhard · Ulrike Ackermann · Jasper von AltenbockumGleichheit und FreiheitTatjana Freytag · Michael BorchardGerechtigkeitMartin Hartmann · Sascha TammSolidarität
Lothar ProbstNachhaltigkeit

Bernhard FrevelSicherheitStephan Heichel · Christoph Knill
Moralpolitische Steuerung

Aus Politik und Zeitgeschichte
63. Jahrgang · 34–36/2013 · 19. August 2013

Der Bundespräsident – hier Joachim Gauck (Bildmitte) beim Jubiläum der Stiftung Lesen –
ist traditionell Schirmherr verschiedener Stifungen und ehrenamtlicher Projekte.
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Wie wichtig es ist, die Mechanismen einer Bür-
gergesellschaft zu stärken, hat die Politik längst
erkannt. In den vergangenen Jahren sind zahl-
reiche Gesetze und Initiativen auf den Weg ge-
bracht worden, die bürgerschaftliches Engage-
ment fördern. Dahinter steht die Erkenntnis,
dass es sich zufriedener und besser lebt, wenn
Anteil genommen wird am Schicksal anderer,
wenn Hilfe angeboten wird, wo sonst niemand
unterstützt, wenn ehrenamtlich soziale Projek-
te betreut werden.
Die Schwerpunkte der Arbeit haben sich deut-
lich verschoben. Galten beispielsweise einst die
Kirchen und Familien als zuständig für die Be-
treuung pflegebedürftiger alter Menschen, gibt
es längst staatliche Unterstützung und zahllo-
se private Hilfsprojekte. Waren früher die Frei-
willige Feuerwehr und der örtliche Sportverein
die Orte ehrenamtlichen Einsatzes, gibt es heu-
te überall Bürgerstiftungen, die sich um eine
breite Palette öffentlich relevanter Anliegen
kümmern. Vom „Lesepaten“ in der Schule bis
zur Pflege von Grünflächen, von der lands-
mannschaftlichen Trachtentanz-Gruppe für Ju-
gendliche bis zur Sanierung eines Stadtteils
reicht das Engagement zum Wohle der Gemein-
schaft.
Die Grenzen zwischen staatlichen Pflichtaufga-
ben, bürgerschaftlichem Einsatzwillen und pri-
vatwirtschaftlichem Marktanspruch sind dabei
nicht immer klar zu ziehen. Das führt mitunter
zu Konflikten.
Das Argument freilich, private Hilfsbereitschaft
fördere grundsätzlich den Rückzug des Staates
aus sozialer Verantwortung, greift zu kurz. In al-
ler Regel etablieren sich Bürgerstiftungen in Be-
reichen, die nur unter fantasievoller Auslegung
des Begriffes einer staatlichen Grundversor-
gung zuzuordnen sind.
Bürgerstiftungen leisten, ebenso wie Parteien-
und Unternehmensstiftungen im In- und Aus-
land, einen Beitrag zum gedeihlichen und zu-
kunftsorientierten Zusammenleben der Men-
schen. Sie haben sich inzwischen insbesondere
im lokalen Bereich etabliert und ergänzen da-
mit die bewährten ehrenamtlichen Strukturen
vor Ort, machen sie vielfach bunter und attrak-
tiver.
Wesentlich bleibt allerdings: Mit jeder zusätzli-
chen Initiative, mit jedem neuen Freiwilligen
wird es im Bewusstsein dieser Gesellschaft
selbstverständlicher, sich für Mitmenschen ein-
zusetzen.

EDITORIAL

Im Dienst der
Mitmenschen

VON JÖRG BIALLAS 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Herr Grübel, sind Sie neben Ihrer Ab-
geordnetentätigkeit noch ehrenamtlich
aktiv? 
Ja, ich bin bereits seit frühester Jugendzeit
ehrenamtlich engagiert. So war ich Minis-
trant und Pfarrjugendleiter in meiner Hei-
matpfarrei und 20 Jahre im Kirchengemein-
derat. Über die kirchliche Jugendarbeit bin
ich in die Kommunalpolitik gelangt. Seit 
25 Jahren bin ich CDU-Gemeinderat in Ess-
lingen. Seit 2006 bin ich Präsident des Blas-
musikverbands Esslingen und seit 2007 Vor-
sitzender der Katholischen Arbeitsgemein-
schaft für Soldatenbetreuung. 2011 wurde
mir der Vorsitz der unabhängigen Kommis-
sion Sexueller Missbrauch der Diözese
Stuttgart-Rottenburg übertragen. Ich bin al-
so vielfältig ehrenamtlich engagiert.

Was antworten Sie den Menschen auf
die Frage, warum sie sich freiwillig enga-
gieren sollten? 
Engagement macht Freude. Es gibt viele Mo-
tive und auch Bereiche, in denen man ge-
meinnützige Tätigkeit einbringen kann. Je-
der kann etwas bewegen, sei es in der Kir-
chengemeinde als Pfarrgemeinderat oder
als Helfer bei Festen oder als Fußballtrainer
einer Jugendmannschaft. Die Aufgabe soll-
te Spaß machen. Natürlich kann man auch
Erfahrungen sammeln und diese weiterge-
ben. Der Erwerb sozialer Kompetenzen ist
für das berufliche Weiterkommen gut. Man
kann viele neue Kontakte knüpfen und
auch Anerkennung und Wertschätzung er-
fahren. Viele engagieren sich freiwillig, um
neben dem Beruf und vielen anderen Ver-
pflichtungen, die freie Zeit einfach sinnvoll
zu nutzen.

Wie kann die Politik dafür sorgen,
dass die Zahl der freiwillig engagierten
Bürger wächst? 
Man kann das Engagement nicht verord-
nen. Es beruht auf Freiwilligkeit, kann aber
natürlich durch bestimmte Rahmenbedin-
gungen gefördert werden. In den vergange-
nen zehn Jahren ist viel geschehen: So wur-
den etwa der Schutz der Ehrenamtlichen in
der gesetzlichen Unfallversicherung erwei-
tert, das Spenden- und Gemeinnützigkeits-
recht reformiert und Modellprogramme zur
Förderung von generationsübergreifenden
Freiwilligendiensten, Mehrgenerationen-
häusern und Infrastruktureinrichtungen
des bürgerschaftlichen Engagements finan-
ziert. 

Welche Rolle spielt in dem Zusammen-
hang die Anerkennungskultur?
Aufmerksamkeit und Wertschätzung spie-
len eine große Rolle. Daher ist die Stärkung
der Anerkennungskultur ein zentrales The-
ma für die Politik, aber auch für Vereine und
Verbände. In ihr kommt zum Ausdruck,
welchen Stellenwert die Gesellschaft bür-
gerschaftlichem Engagement beimisst. 
Diverse Engagementpreise sowie die Ein-
führung von „Ehrenamtskarten“ und
„Kompetenznachweisen“ sind in diesem
Zusammenhang neuere Anerkennungsfor-
mate.

Sowohl die Opposition, aber auch ver-
schiedene Experten warnen, dass Bund,
Länder und Kommunen angesichts leerer
Kassen das freiwillige Engagement aus-
nutzen könnten, um eigene Aufgaben aus-
zulagern. Sehen Sie diese Gefahr auch? 
Nein. Wer sich ehrenamtlich engagiert, sagt:
„Das ist meine Stadt, mein Verein, mein An-
liegen, dafür tue ich etwas.“ Bürgerschaftli-
ches Engagement darf nicht zum „Ausfall-
bürgen“ für leere Staatskassen werden. Die
Diskussion wird ja bereits seit längerem ge-
führt und nicht nur mit Blick auf Bund, Län-
der und Kommunen. Ich nenne das Stich-
wort „Arbeitsmarktneutralität“ beim Bun-
desfreiwilligendienst oder missbräuchliche
Fallgestaltungen bei Übungsleiter- und Eh-
renamtspauschalen in Kombination mit
Minijobs. Die Bundesregierung hat mehr-

fach betont, dass sie hier konkreten Hinwei-
sen nachgeht, wenn sie ihr bekannt werden.

Einige Regionen – insbesondere in Ost-
deutschland – leiden unter einem anhal-
tenden Bevölkerungsrückgang. Kann bür-
gerschaftliches Engagement dem entge-
genwirken, oder leidet es selber unter dem
Phänomen? 
Die demografisch bedingte Alterung der Be-
völkerung und der Bevölkerungsrückgang –
vor allem im ländlichen Raum – sind gesell-
schaftliche Herausforderungen, zu deren

Lösung auch bürgerschaftliches Engage-
ment einen Beitrag leisten kann. Denn dort,
wo es ein lebendiges Vereinsleben und ein
funktionierendes soziales Miteinander gibt,
sind Menschen auch eher zum Bleiben be-
reit. Es ist daher einerseits wichtig, Orte der
Begegnung und des Engagements zu för-
dern und anderseits die vorhandene Enga-
gementbereitschaft der „Generation
60plus“ mit gezielten Angeboten anzuspre-
chen. Notwendig ist außerdem eine niedrig-
schwellige Förderung von kleineren Projek-
ten mit kreativen und nützlichen Ideen, zu

deren Realisierung oft nur geringe Summen
benötigt werden. 

In Deutschland steigt die Zahl der
Stiftungen immer weiter an. Wie erklären
Sie sich diese Entwicklung?
Das hat sicher auch mit den Reformen der
vergangenen Jahre im Bereich des Stiftungs-
rechts zu tun. Im Jahr 2000 wurden insbe-
sondere die steuerlichen Abzugsmöglich-
keiten für Vermögensstockspenden an neu
gegründete gemeinnützige Stiftungen er-
höht. Im Jahr 2002 wurde das Stiftungszi-
vilrecht modernisiert. Weitere Verbesserun-
gen des Stiftungssteuerrechtes hat auch das
Gesetz zur weiteren Stärkung des bürger-
schaftlichen Engagements im Jahr 2007 ge-
bracht – durch die steuerliche Begünstigung
von Zustiftungen in den Vermögensstock
bereits bestehender Stiftungen. Schließlich
enthält auch das in diesem Jahr verabschie-
dete Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes ei-
nige Regelungen, die für Stiftungen relevant
sind. So wurde die Bildung der freien Rück-
lage zeitlich flexibilisiert, was gerade in Zei-
ten der Finanzkrise eine Hilfe für Stiftungen
darstellt.

Anlageberater empfehlen Stiftungen
als interessante Steuersparmodelle. Ist das
politisch gewollt?
Stiftungen, die gemeinnützige, mildtätige
oder kirchliche Zwecke verfolgen, werden –
innerhalb bestimmter Grenzen – zwar steu-
erlich begünstigt. Als „Steuersparmodell“
eignen sich Stiftungen aber nicht, da sich
der Stifter unwiderruflich von den einge-
brachten Vermögenswerten trennt. Insofern
gehört zum Stiften immer auch eine unei-
gennützige, idealistische Einstellung des
Stifters dazu.

Ein Highlight aus engagementpoliti-
scher Sicht in der zu Ende gehende Legis-
laturperiode war die Einführung des Bun-
desfreiwilligendienstes... 
...was ein voller Erfolg war. Alle Plätze sind
besetzt. Die Nachfrage ist weiterhin groß.
Mehr als 90.000 Freiwillige insgesamt in
Deutschland sind ein historischer Rekord.
Alle Teilnehmer – ob jung oder alt – leisten
einen großen Beitrag für den Zusammen-
halt unserer Gesellschaft. 

Wie geht es in Sachen Engagementpo-
litik weiter? Sollte der Unterausschuss
„Bürgerschaftliches Engagement“ zu ei-
nem regulären Ausschuss werden?
Das könnte ich mir durchaus vorstellen.
Schließlich ist die politische Relevanz des
Themas gewachsen und gewiss nicht gerin-
ger als die vom „Sport“ oder vom „Touris-
mus“, für die es seit langem eigene ständi-
ge Ausschüsse gibt, ohne dass sie ein direk-
tes Pendant in Form eines eigenen Ministe-
riums haben. Die Diskussion in den letzten
Ausschusssitzungen hat gezeigt, dass diese
Einschätzung auch von anderen Fraktionen
geteilt wird.

Braucht es außerdem – analog zu ei-
nem Kulturstaatsminister – künftig auch
einen Engagementstaatsminister?
Es braucht einen Ansprechpartner in der Re-
gierung. Ob die Etablierung eines Staatsmi-
nisters sinnvoll ist, muss man noch sorgfäl-
tig abwägen. ❚

Das Interview führte Götz Hausding.

Markus Grübel ist Vorsitzender des Unter-
ausschusses „Bürgerschaftliches Engage-

ment“. Der CDU-Abgeordnete aus Esslingen
am Neckar sitzt seit 2002 im Bundestag.
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NUTZT DER STAAT DAS EHRENAMT AUS?   

Ulrike Herrmann 
»die tageszeitung«

Frank Thewes
»Focus«

Fließende Grenze

Ehrenamtliche sind nützlich für den Staat.
Eine freiwillige Feuerwehr spart Kosten
beim Katastrophenschutz, und große Tei-
le der Jugendarbeit gäbe es nicht, wenn

nicht knapp ein Drittel aller Männer bereit wäre,
sich gratis bei einem Sportverein zu engagieren.
Der Staat ist auf das Ehrenamt angewiesen und för-
dert es daher nach Kräften: Freiwillige können sich
auf öffentlichen Internetseiten informieren, welche
Organisation ihre Hilfe braucht. Aufwandsentschä-
digungen sind steuerlich begünstigt – und für lang-
jährige Einsätze wird auch gern eine offizielle Me-
daille verliehen.
Gegen ein Ehrenamt ist nichts zu sagen, denn es
schafft tiefe Befriedigung, sich um andere zu küm-
mern. Es ist auch nicht verwerflich, dass der Staat
Altruismus unterstützt. Aber oft ist die Grenze zwi-
schen Nutzen und Ausnutzen fließend, und die Eh-
renamtlichen werden missbraucht, um öffentliche
Aufgaben zu übernehmen.
Nur zwei Beispiele: Jede Pisa-Studie ergibt, dass
Migrantenkinder in Deutschland nicht ausreichend
gefördert werden. Doch an der Schulstruktur ändert
sich fast nichts – stattdessen kümmern sich jetzt
ehrenamtliche Lesepaten darum, dass „ihre“
Schützlinge den Anschluss nicht verlieren. Auch in
den Pflegeheimen fehlt die Kapazität, sich ausgie-
big mit den Alten zu befassen. Sie werden oft sich
selbst überlassen, wenn sich keine Freiwilligen fin-
den, die mit den Dementen die dringend nötige
„Biographiearbeit“ machen.
Ehrenamtliche werden ausgenutzt. Allerdings wis-
sen sich die Freiwilligen zu wehren: Sie melden sich
nur, wenn sie nicht allzu dreist beansprucht wer-
den.Wie internationale Studien belegen, ist das Eh-
renamt dort am häufigsten, wo auch der Sozialstaat
am stärksten ausgeprägt ist.

Ungenutzte Chancen

Auch wenn in unserem Land an vielen
Stellen Geld fehlt, was woanders viel-
leicht verschwendet wird: Das Ehrenamt
nutzen wir nicht aus. Wir nutzen die

Möglichkeiten und Chancen des ehrenamtlichen
Engagements eher zu wenig. Das gilt gerade für un-
seren Sozialstaat, der Menschen in Not nicht nur
mit Almosen abspeisen will, sondern ihnen (hof-
fentlich einlösbare) Ansprüche garantiert.
Armut, Krankheit oder Integrationsprobleme dür-
fen wir aber nicht allein staatlich Beauftragten
überlassen. Unser Land ist sehr viel erfolgreicher,
wenn wir die gesamte Gesellschaft einspannen. Es
mag bequem sein, sich darauf zu verlassen, dass
sich Ausländerämter und Hartz-IV-Agenturen um
die Flüchtlingsfamilie von nebenan kümmern. Kon-
krete Perspektiven ergeben sich aber, wenn wir uns
selber kümmern. Das gilt für fast alle Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens.
Aktuelles Beispiel: Ganztagsschule. Der Staat hinkt
nicht nur beim Ausbau des Angebots hinterher.
Auch an der Qualität hapert es gewaltig. Sollen
wirklich nur staatliche Schulbürokraten den Tages-
ablauf unserer Kinder bestimmen? Gut organisier-
te Ganztagsschulen vernetzen sich mit Sportverei-
nen und sind offen für ehrenamtliches Engage-
ment. Dabei darf es nicht um Billiglösungen gehen,
sondern um echte Bereicherung: Es wäre absurd,
wenn unser Nachwuchs bis in die frühen Abend-
stunden in der Schule verwahrt wird, statt in Sport-
clubs, Musikgruppen oder andere Initiativen hinein-
wachsen zu können.
Auch aus dem wachsenden Heer rüstiger Rentner
lassen sich viele Freiwillige zum Vorlesen oder Wer-
keln gewinnen. Vereinskultur und Ehrenämter brin-
gen Menschen zusammen, die anders wohl nicht
zueinander fänden. Davon profitieren wir alle.

Die Sozialkämpferin: Heidrun Dittrich

Nein, enttäuscht sei sie nicht, sagt Heidrun Dittrich
leise und es klingt ein bisschen so, als müsste sie
sich selbst noch davon überzeugen. Die Linkspartei
in Niedersachsen hat ihre Fachfrau für Familie, Se-

nioren, Frauen, Jugend und bürgerschaftliches Engagement nicht
wieder aufgestellt als Kandidatin für den Bundestag. Nach der
Wahl im September ist Schluss, dann fängt die 54-Jährige in ih-
rem alten Job neu an: im Jugendamt bei der Stadtverwaltung in
Hannover. Seit 2009 war sie Mitglied im Familienausschuss und
im Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement. Nun bleibt
der Sozialistin, die seit 2008 der Linkspartei angehört und seit
Juli 2013 auch Mitglied der Sozialistischen Alternative (SAV) ist,
die Fortsetzung im Bundestag versagt. „Das war abzusehen“,
sagt sie und schweigt.
Es ist Sommerpause und Dittrich sitzt in ihrem Wahlkreisbüro in
Hannover. Auf die Frage, ob sie nun Urlaub mache, reagiert sie
fast schon schroff: „Ich mache keinen Urlaub, ich mache Politik“
– und das genau genommen schon ein ganzes Leben lang. Frau-
enrechte, Minderheitenrechte, Ausländerrechte, Jugendschutz:
dafür hat sie gestritten, seit sie politisch denken kann. Schon als
14-Jährige fing sie an, sich ehrenamtlich zu engagieren, zuerst
bei Amnesty International, später bei der Gewerkschaft DAG. Ihr
Elternhaus sei eher unpolitisch gewesen, sagt sie, erinnert sie
dann aber doch an viele Gespräche über Faschismus und den
Zweiten Weltkrieg. Ihr Vater arbeitete als Maurer, später als Bau-
techniker, die Mutter als Lohnbuchhalterin, weshalb sich die  in-

tellektuelle Klassenkämpferin in der Tradition der „kleinen Leu-
te“ sieht, die im Bundestag schwach repräsentiert seien.
Die Familie stammte ursprünglich aus Sachsen und zog dann in
den Westen, Tochter Heidrun wurde 1958 in Meerane im Erzge-
birge geboren, wuchs aber in Reutlingen in Baden-Württemberg
auf. 1982 zog sie zum Studium der Sozialwissenschaften nach
Hannover. Sie schloss auch ein Zweitstudium an der dortigen

Fachhochschule als Diplom-Sozialarbeiterin ab. Später arbeitete
sie als Sozialexpertin an einer Schule und seit 1998 beim Jugend-
amt in der niedersächsischen Landeshauptstadt.
Ein prägendes Erlebnis für die junge Frau Anfang 20 waren die
türkischen Einwanderer. Sie lernte zahlreiche Immigranten ken-
nen, reiste an den Bosporus und belegte an der Volkshochschu-
le in Hannover einen Türkisch-Kurs. Heute, resümiert die poly-
glotte Parlamentarierin, könne sie sich nicht nur auf Spanisch,
Englisch und Französisch, sondern auch auf Türkisch verständi-
gen. Ein Besuch im Sudan weckte ihr Interesse für Arabisch und

sie lernte die Schriftzeichen lesen. „Sprachen sind mein Hobby“,
resümiert Dittrich, die auch sehr viel liest, vorzugsweise Bücher
über die Geschichte der Arbeiterbewegung.
Als junge Mutter von zwei Töchtern musste sie einst feststellen,
dass der Sozialstaat nicht immer das leistet, was er aus ihrer Sicht
leisten müsste, etwa in der Kinderbetreuung. Kurzerhand grün-
dete sie die Krabbelgruppe „Kirchenmäuse“ und den Hort „Kas-
tanienkids“, beide Vereine bestehen immer noch, wie sie stolz
anmerkt. Politische Sonntagsreden zum bürgerschaftlichen En-
gagement sind ihr heute suspekt, ahnt sie dahinter doch den Ver-
such des Staates, sich aus der Verantwortung zu winden.
Der Bundesfreiwilligendienst ist aus Sicht Dittrichs ein Beispiel
für diese Fehlentwicklung im Sozialbereich. „Freiwillige sollen
die staatlichen Leistungen ersetzen. Kostenloser geht es ja gar
nicht und dann tut man so, als würde man den Leuten damit et-
was Gutes tun“, klagt sie und sieht darin einen Beitrag zum
Lohndumping. Ihr Credo: Das Ehrenamt ist gut, solange es keine
regulären Jobs gefährdet oder andersherum formuliert: „Alles,
was eine notwendige Arbeit ist, muss von Fachkräften geleistet
und bezahlt werden.“ Sie habe auch nichts gegen die Freiwilli-
ge Feuerwehr einzuwenden, die sollte aber von einer Berufsfeu-
erwehr begleitet werden.
Dittrich hofft, dass nach ihr noch viele Abgeordnete „von unten“
in das Berliner Parlament einziehen, um Politik zu gestalten für
einen echten Zusammenhalt der Gesellschaft. Es sei an der Zeit
für „eine Korrektur“. Claus Peter Kosfeld ❚

»Ich mache 
keinen Urlaub, 

ich mache Politik.«

»Die
Relevanz
ist da«
MARKUS GRÜBEL Der CDU-
Abgeordnete plädiert dafür, dem 
»bürgerschaftlichen Engagement«
einen ständigen Ausschuss zu widmen
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E
hrenamtlich arbeiten im Kin-
derhospizverein: Für viele
Menschen ist das nur schwer
vorstellbar. Nach zu viel Leid,
zu viel Schwermut klingt das
für die meisten. Dass es da, 

wo Schwerkranke, Sterbende und ihre Fami-
lien betreut werden, auch fröhlich zugehen
kann, scheint im ersten Moment un-
denkbar. Und doch erlebt Heike Urban vie-
le glückliche Momente genau dann, wenn
sie als Ehrenamtliche für den ambulanten
Dresdner Kinderhospizdienst unterwegs ist.
Denn dann kümmert sie sich um Kaya und
Samira , zwei kleine Mädchen (fünf und sie-
ben Jahre alt), deren vierjähriger Bruder von
der Organisation betreut wird. Er leidet am
Menkes-Syndrom, einem schweren Gende-
fekt, der zur Rückbildung von Nervenzellen
im ganzen Körper und in den meisten Fäl-
len innerhalb der ersten drei Lebensjahre
zum Tod führt. Riccardo braucht eine Rund-
umbetreuung, die seinen Eltern nur wenig
Zeit für seine Schwestern lässt. Und Zeit ist
es, die sich Heike Urban für die beiden
Mädchen nimmt: An jedem zweiten Mon-
tag, im Wechsel mit einer anderen Ehren-
amtlichen, holt die 43-Jährige Kaya und Sa-
mira aus Kita und Hort ab und verbringt
den Nachmittag mit ihnen. „Im Sommer
gehen wir baden oder zum Entenfüttern an
die Elbe. Im Winter gehen wir in die Biblio-
thek und basteln viel. Es gibt ja tausend
Dinge, die Kindern Spaß machen.“

Freude über Kleinigkeiten Heike Urban
ist eine zurückhaltende Frau. Aber ihre Au-
gen leuchten, wenn sie über die Zeit mit den
Mädchen spricht. „Ich merke, wie die schon
auf mich warten und gleich wissen wollen,
was wir unternehmen. Allein diese Freude
zu spüren, bedeutet mir viel.“ Sie strahlt,
wenn sie erzählt, wie Kaya und Samira mit
ihr gemeinsam zum ersten
Mal in ihrem Leben in ei-
nem Wellenbad waren.
Oder wie sie sich über den
ersten eigenen Bibliotheks-
ausweis gefreut haben. „Da
gibt es eine unglaubliche
Begeisterung über Kleinig-
keiten.“
Im Dresdner Kinderhospiz-
verein ist Heike Urban eine
von 42 Ehrenamtlichen. Sie
begleiten 15 Familien mit
Kindern, bei denen eine
„lebensverkürzende Er-
krankung“ festgestellt wur-
de. Diese offizielle Diagno-
se braucht es, damit Eltern das Angebot des
Hospizdienstes in Anspruch nehmen kön-
nen – kostenfrei. Nur zwei feste Stellen hat
der Hospizdienst, „die Begleitung der Fami-
lien funktioniert nur, weil sich Menschen
finden, die das freiwillig und ohne Bezah-
lung tun“, sagt Mirko Luckau, einer der bei-
den Koordinatoren. Die ehrenamtlichen
Mitarbeiter betreuen kranke Kinder, küm-
mern sich um gesunde Geschwisterkinder
oder erledigen Einkäufe. Oder sie sind da,
wenn die Kinder sterben oder deren Eltern
nach ihrem Tod den Kontakt noch wün-
schen.
Seit 2007 ist Heike Urban dabei. Damals
dachten sie und ihr Mann über ein drittes

Kind nach, beschlossen aber, sich auf ande-
re Weise einen weiteren kleinen Menschen
ins Leben zu holen. Die Wirtschaftsinfor-
matikerin besuchte einen 80-stündigen
Kurs, der sie vorbereiten sollte auf den Um-
gang mit kranken und sterbenden Kindern
und ihren Familien. Eltern zu helfen, denen
die Pflege ihrer schwerkranken Kinder
kaum Zeit für anderes lässt, schien ihr sinn-
voll. „Das ist eine unglaublich kräftezehren-
de Belastung.“ Dennoch hat sie zur Familie
von Kaya und Samira kein wirklich enges
Verhältnis. „Ich möchte
mich da nicht reindrängen –
es geht ja nicht darum, dass
ich soziale Kontakte suche.
Es entlastet die Mutter, wenn
einmal wöchentlich jemand
vom Hospizdienst die Nach-
mittagsbetreuung der Mäd-
chen übernimmt; nicht
mehr und nicht weniger.“
Diese Fähigkeit, sich selbst
zurückzunehmen und einen
klaren, unverstellten Blick
auf das zu haben, was die Fa-
milien brauchen, sei wohl
das, was seine Ehrenamtli-
chen am dringendsten
bräuchten, sagt Mirko Lu-
ckau, „sie müssen offen sein
für die Bedürfnisse der Mütter
und Väter“.
Für die Mutter von Kaya und
Samira, Katja Schneuer-Weise, ist es eine
große Hilfe, dass Heike Urban das kann.
„Unsere Töchter können mit ihr mal etwas
unternehmen, ohne auf einen von uns, spe-
ziell Riccardo, immer Rücksicht nehmen zu
müssen. Sie können ohne Einschränkungen
spielen.“ Heike Urban unterstütze die Mäd-
chen beim „einfach nur Kind sein“.
Aber auch für sie ist ihr Ehrenamt eine Be-

reicherung. „Es erdet mich.
Zu erleben, wie begeistert
die Kinder die Welt entde-
cken und ihnen dabei viel-
leicht ein paar Möglichkei-
ten zu schaffen, die sie
sonst nicht hätten, das ist
ein unglaublicher Gewinn
– und es relativiert viel von
den alltäglichen Proble-
men, die man so hat.
Manchmal frage ich mich
wirklich, wer mehr von un-
seren Treffen hat: die Mäd-
chen oder ich.“ 
Heike Urban weiß, dass der
regelmäßige Nachmittag,

den sie mit Kaya und Samira verbringt, von
der Zeit abgeht, die sie für ihre eigenen, elf
und 13 Jahre alten Kinder hat. Ihr Ehrenamt
ist damit eines, das letztlich ihre ganze Fa-
milie betrifft. Sie rechne es ihren Kindern
hoch an, dass die es ohne zu Murren akzep-
tierten, dass Ihre Mama regelmäßig tolle
Dinge mit anderen Kindern unternehme,
sagt sie. „Das ist nicht selbstverständlich.“
Außerdem, fügt sie mit einem Lächeln hin-
zu, engagierten sich ja auch andere Men-
schen ohne materiellen Gegenwert. „Ich se-
he ja, was andere für meine Kinder leisten,
etwa im Sportverein oder in der Kinderlese-
bühne. Da ist unsere Familienbilanz insge-
samt recht ausgeglichen.“ Susanne Kailitz ❚

G
gen die Hitze hat Zirley
Montag ein Rezept: „Wol-
len wir Minzsirup ma-
chen?“, fragt sie ihre klei-
ne Tochter Frida. Die
Sechsjährige hat gerade

ein ganzes Büschel duftender Minzzweige
aus ihrem Kinderbeet geholt, die sie sorgfäl-
tig aufeinander stapelt. Am Nachmittag
wird sie mit ihrer Mutter daraus mit Zucker,
Wasser und Zitrone einen leckeren Sirup ko-
chen. Ob Minze, Zucchini oder Physalis,

vieles, was bei Familie Montag auf den Tisch
kommt, stammt aus dem „Wuhlegarten“ in
Berlin Köpenick – dem ersten interkulturel-
len Garten in Berlin, der 2003 auf einer Bra-
che am Ufer der Wuhle gegründet wurde.
Inzwischen sind in Berlin mehr als 17 die-
ser Gärten entstanden oder in Planung. Auf
4.000 Quadratmetern bauen hier rund 40
Familien aus 15 Nationen gemeinsam Obst
und Gemüse an. „Es gibt ei-
nen Gemeinschaftsgarten
für alle und viele Familien
haben zusätzlich eine klei-
ne Parzelle mit rund 40
Quadratmetern, auf der sie
pflanzen können, was sie
möchten“, sagte Zirley
Montag. Die 33-jährige ist
2004 aus Peru nach
Deutschland gekommen.
Das Gartenprojekt hat sie
mit einer Freundin ent-
deckt: „Ich war sofort darin
verliebt, es war genau das,
was ich gesucht habe“, er-
zählt sie. Im Wuhlegarten,
der seit kurzem ein Verein ist, kümmert sich
die Betriebswirtin, die auf social business
spezialisiert ist, um die Finanzen – wie alle
hier ehrenamtlich. Der Papierkram kostet
eine Menge Zeit, die die zierliche Frau mit
den langen braunen Haaren eigentlich lie-
ber in der Erde buddeln würde. 

Ehrenamts-Familien Aber obwohl Zirley
Montag drei Tage in der Woche auch noch
in einer anderen Stadt arbeitet, was Zeit und
Kraft kostet, engagiert sie sich dennoch da-
rüber hinaus: für eine Städtepartnerschaft
zwischen Köpenick und einer peruanischen
Stadt und eine Initiative für spanisch spre-
chende Mütter in ihrem Bezirk, mit der die

Zweisprachigkeit gefördert werden soll.
„Die Arbeit muss nicht im Sinne von Geld
bereichern, sondern Sinn machen“, sagt sie.
Die Leidenschaft, sich gemeinschaftlich zu
engagieren, wird oft in der Familie weiter-
gegeben: „Ich komme aus einer Ehrenamts-
Familie“, erzählt Brigitte Kanacher-Ataya,
Vorsitzende des Vereins Wuhlegarten, die
gerade den Rasenmäher ausgestellt hat.
„Meine Mutter hat sich in der Altenbetreu-
ung engagiert und meine Töchter arbeiten
im Vorstand eines Jugendprojets mit.“ Die
dreifache Mutter, die als Christin zum Is-
lam konvertiert ist, hat hier unter anderem
einen interreligiösen Kräutergarten ange-
legt – das Beet hat die Form eines Kloster-
gartens, in dem religiöse Symbole mitei-
nander verbunden sind. 

Zusammenhalt stärken Gemeinsamkei-
ten zwischen verschiedenen Menschen und
Kulturen zu schaffen, ist das Hauptanliegen
der Ehrenamtlichen im Wuhlegarten. Auf
den Zusammenhalt der Mitglieder, die aus
Ägypten, Polen, aber auch aus Deutschland
kommen, wird viel Wert gelegt. Brigitte Ka-
nacher-Ataya und die anderen Gärtner wol-
len zeigen, dass Menschen aller Kulturen
und Nationen im Mikrokosmos Garten
„friedlich zusammenleben können“. Aber
auch hier gibt es unterschiedliche Typen,
Vorlieben und Bedürfnisse – und damit
auch Konflikte, die gelöst werden müssen.
Vor allem geht es den beiden Frauen darum,
alle Migranten aktiv einzubeziehen. Wenn
jemand nicht so schnell sprechen könne,
müsse man sich eben mehr Mühe geben.
Denn, so betont Kanacher-Ataya: „Dies ist
ein Projekt für Migranten und kein billiger
Schrebergarten.“ Die Besonderheit der in-
terkulturellen Gärten ist dabei, dass Migran-
ten, von denen viele mit sehr wenig Geld
auskommen müssen, hier die Gelegenheit

bekommen, sich für die Ge-
meinschaft zu engagieren.
„Die Gärten bringen einen
neuen Aspekt in die Inte-
grationsdebatte“, sagt
Christa Müller, geschäfts-
führende Gesellschafterin
der „anstiftung“, die die Ar-
beit der interkulturellen
Gärten unterstützt, vernetzt
und erforscht. Denn es geht
„nicht um einseitige Leis-
tungen oder das Anpassen
an eine Leitkultur“, son-
dern „Gärtnern eignet sich
wie Sport oder Musik ma-
chen besonders dafür, dass

Menschen ihre ganz eigenen Kompetenzen
einbringen können“, sagt die Soziologin. So
könnten etwa Analphabeten in einer hoch-
industrialisierten Gesellschaft ihr Wissen
weitergeben und „in der Fremde Wurzeln
schlagen“. 
Die Erfahrung des „Gebens und Nehmens“
macht auch für Zirley Montag die ehren-
amtliche Arbeit im Garten so reizvoll. Mit
ihrer Tochter Frida hat sie jetzt das Kinder-
beet vom Unkraut befreit und gibt der Phy-
salis-Pflanze noch etwas Erde – wohl wis-
send, dass es in ihrem Garten auch weiter
viel zu tun gibt, denn wie sagte der Gärtner
Karl Foerster: „Wer denkt, dass ein Garten
fertig ist, ist kein Gärtner.“ Annette Sach ❚

B
ei Margot Friedrich war der
Auslöser die Schwiegermut-
ter: Als diese vor einigen Jah-
ren an Demenz erkrankte,
stand plötzlich ein bis dahin
relativ unbekanntes Thema

im Raum. „Man weiß so wenig über De-
menz und bekommt bei der Diagnose 
erst mal einen Schock“, erinnert sich die 50-
Jährige. Doch der dauerte nicht lange –
denn zufällig zur selben Zeit wurde Fried-
rich durch einen Zeitungsartikel auf DUO
aufmerksam. Ein Projekt des Arbeiter-Sa-
mariter-Bundes Köln und der Kölner Frei-
willigen-Agentur mit dem Ziel, „Entlastun-
gen für Familien mit Demenzerkrankten“
anzubieten. DUO warb um Menschen, die
sich ehrenamtlich für dieses Ziel engagieren
wollen und bot, so wie es gesetzlich vorge-
schrieben ist, dafür zunächst eine 36-stün-
dige Schulung zum Thema Demenz an.
„Das war total hilfreich für mich, weil ich
dort sehr viel über die Krankheit und den
Umgang mit ihr gelernt habe“, sagt Fried-
rich. Seit 2008 kümmert sie sich nun in der
Rheinmetropole um Demenzkranke – ne-
ben einer 30-Stunden-Arbeitswoche. „Mei-
ne beiden Söhne waren Teenager. Da hatte
ich einfach Kapazitäten frei“, sagt die sehr
bescheiden auftretende Frau.

Angst vor Pflegenotstand In der Öffent-
lichkeit sorgt vor allem die Angst vor einem
baldigen Pflegenotstand in Deutschland für
Aufregung: So schreibt das Berlin-Institut
für Bevölkerung und Entwicklung in seinem
aktuellen Demenz-Report von derzeit 
1,3 Millionen Menschen mit Demenz und
prognostiziert für das Jahr 2030 zwei Mil-
lionen und für 2050 sogar 2,6 Millionen
Demenzkranke in Deutschland. „Das sind
zu viele, um sie in Heimen von Fachperso-
nal versorgen zu lassen – selbst wenn es von
beidem genug gäbe“, stel-
len die Wissenschaftler fest.
Demenz, der Verlust wichti-
ger Gehirnfunktionen wie
Gedächtnis, Orientierung,
Sprache und Lernfähigkeit,
zeigt sich oft erst ab einem
gewissen Alter – so wie, in
Ansätzen, bei dem 94-jähri-
gen Kurt Seiboldt (Name
geändert), den Margot
Friedrich derzeit betreut.
Immer dienstags macht sie
sich nach der Arbeit auf den
Weg zu dem alten Herren,
um zwei Stunden mit ihm
zu reden oder zu singen.
Aber vor allem geht es ums Reden: „Wir
sprechen ganz viel von der Vergangenheit.
Das ist wie eine Schatzkiste. Diese alten
Menschen sind wie Bücher und ich erfahre
unglaublich viel über das Köln von früher.
Ich fühle mich da auch beschenkt.“ Wenn
Herr Seiboldt nicht davon überzeugt wäre,
immer noch in der Fima eines großen Au-
tobauers zu arbeiten – man würde ihm sei-
ne Demenz nicht auf den ersten Blick an-
merken. „Er ist eben 94 Jahre und sitzt im
Rollstuhl, er ist vor allem ein sehr alter
Mann“, sagt Friedrich. Um ihm in den spä-
ten Nachmittagsstunden über seine dann
oft einsetzende innere Unruhe hinwegzu-
helfen, habe sich seine Tochter entschieden,

das Angebot von DUO anzunehmen, sagt
Friedrich. Auch, um die ebenfalls über 90-
jährige, stark schwerhörige Mutter zu entlas-
ten. Denn der dreimal täglich in den Haus-
halt des Ehepaares kommende Pflegedienst,
ist „nur“ für reine Pflegedienstleistungen
zuständig.

Menschliche Nähe Was Demenzkranke
aber ebenso wie medizinische und körper-
liche Pflege benötigten, sei „Begleitung,
Kommunikation, menschliche Nähe“,
schreibt das Berlin-Institut in seinem De-
menz-Report. Über 100 Freiwillige tun für
DUO genau dies. Sie betreuen rund 140 Fa-
milien im Jahr, sorgen dafür, dass pflegen-
de Angehörige für einige Stunden in der
Woche entlastet werden. Denn sich um ei-
nen Demenzkranken zu kümmern, kann, je
nach Krankheitsstadium, bedeuten, ihn kei-
ne Minute allein lassen zu können. Eine
Pause zu machen, ist bei diesem 24-Stun-
den-Job ohne Hilfe nicht möglich. „Meist
melden sich die Angehörigen erst sehr spät
bei DUO, nämlich dann, wenn sie mit ih-
ren Kräften schon völlig am Ende sind und
nicht mehr können“, stellt Kristin Fischer,
Koordinatorin des Projektes, fest. Einen
Grund vermutet sie in dem in der älteren
Generation verbreiteten Selbstverständnis,
diese Aufgabe allein meistern zu müssen.
Sich Hilfe von außen zu holen, werde oft als
eigenes Versagen empfunden, sagt sie. Er-
staunlich sei auch, wie schlecht die meisten
über Hilfsangebote Bescheid wissen, zum
Beispiel über den Anspruch auf zusätzliche
Betreuungsleistungen von bis zu 200 Euro
monatlich. Über diesen „guten, sehr flexi-
blen Topf“ finanziere auch DUO den Ehren-
amtlichen eine Aufwandsentschädigung
von 7,50 Euro pro Stunde. 
Aber, gibt Fischer zu Bedenken, „sich um
Demenzpatienten zu kümmern, das kann

auch nicht jeder. Da muss
man schon eine gewisse
Empathie mitbringen“. So
wie Margot Friedrich. „Mir
ist es sehr wichtig zu über-
legen, wie spricht man res-
pektvoll mit diesen Men-
schen, ohne sie bloßzustel-
len“, erläutert sie ihren An-
satz. Und Kristin Fischer
ergänzt: „Man muss die
Menschen dort abholen,
wo sie stehen, dann be-
kommt man unglaublich
viel zurück.“ Die 27-jährige
Sozialpädagogin kam
selbst als Ehrenamtliche zu

DUO und achtet nun darauf, dass Freiwilli-
ge und Familien zueinander passen.
Bei Margot Friedrich passte es bisher immer.
Ihr Interesse für das Schicksal ihrer Mitmen-
schen, wird sie vermutlich noch in viele Fa-
milien führen. Nur eines versteht sie nicht:
„Warum interessieren Sie sich gerade für
mich? Das ist doch gar nichts Besonderes,
was ich da mache.“ Claudia Heine ❚

Dreimal helfende Hände (von links): Im Kinderhospizdienst, in einem Mehr-Nationen-Garten und in einer Station für Demenz-Erkrankte
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»Das ist doch nichts Besonderes«
EHRENAMTLICHE IN AKTION Unterwegs mit dem Kinderhospizverein, im interkulturellen Garten und bei Demenz-Patienten

Prominente Politiker tun es, manche Nachbarn und viele
junge Leute tun es auch: Sie helfen anderen Menschen,
ohne dafür Geld zu verlangen. Man sagt auch: Sie ha-
ben ein Ehrenamt übernommen. Es macht Spaß, ande-
ren zu helfen, weil man sieht, dass man gebraucht und
geachtet wird. Manche Leute machen zum Beispiel bei
der Freiwilligen Feuerwehr mit. Andere kümmern sich
um Tiere oder um die Umwelt. Oder sie werden Trainer
in einem Sportverein. Es gibt viele Möglichkeiten, ak-
tiv zu sein für eine gute Sache. Und wer lange genug
dabei ist, hat vielleicht eines Tages Glück und wird so-
gar von unserem Bundespräsidenten für seine ehren-
amtliche Arbeit ausgezeichnet.

EHRENAMT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Heike Urban
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Mehr als jeder vierte Deutsche ist Mitglied in einem der 91.000 Sportvereine in Deutschland.
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Seit der 15. Legislaturperiode befasst sich
der Unterausschuss für Bürgerschaftliches
Engagegement, der dem Ausschuss für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend zugeord-
net ist, mit Gesetzesvorhaben und Initiati-
ven, die das bürgerschaftliche Engagement
betreffen. Grundlage der Arbeit sind die
Handlungsempfehlungen der Enquete-Kom-
mission „Zukunft des Bürgerschaftlichen
Engagements“, die im Dezember 1999 ein-
gerichtet worden war und die hier kurz dar-
gestellt werden sollen:

Organisationen und
Institutionen fortentwickeln
Die Kommission verweist darauf, dass bür-
gerschaftliches Engagement nicht auf einen
„Freiwilligensektor“ reduziert werden soll-
te. Die Arbeit müsse vielmehr Kernbestand-
teil einer Bürgergesellschaft sein und betref-
fe daher viele Organisationen und Institutio-
nen. Diese sollten so weiterentwickelt wer-
den, dass mit ihnen bürgerschaftliches
Engagement gefördert werden kann. Bür-
gerschaftliches Engagement sollte daher ein
systematischer Bestandteil der Organisati-
onsentwicklung von Vereinen, Verbänden,
Kirchen und Gewerkschaften werden. Dazu
sollten sich die Organisationen sowohl nach
innen als auch nach außen für diese Arbeit
der Beteiligung öffnen.

Verwaltungen 
bürgerorientiert gestalten 
Die Kommission empfiehlt, Menschen, die
sich bürgerschaftlich engagieren wollen, in
staatlichen Verwaltungen mehr Aufklärung
und Beratung anzubieten. Dazu sollte es et-
wa eine entsprechende Weiterentwicklung
von Verwaltungsverfahrensgesetzen des
Bundes oder der Länder geben, in denen die
Aufklärung und Beratung von Bürgern ver-
stärkt werden soll.

Bessere Teilhabe
für Bürger schaffen 
Für Bürger, die sich engagieren möchten,
regt die Kommission an, bessere Teilhabe
und Mitgestaltungsmöglichkeiten zu schaf-
fen. Auf der kommunalen Ebene empfiehlt
die Kommission etwa sogenannte direktde-
mokratische Verfahren wie Volksinitiativen,
Volksbegehren oder Volksentscheide einzu-
führen. Parteien und Gewerkschaften
schlägt sie vor, durch neue Mitgliedschafts-
formen die Beteiligung ihrer Mitglieder zu
stärken und neue Mitglieder zu werben.

Qualifizierungsangebote
verstärken
Die Anerkennung der Arbeit von Freiwilligen
soll nicht mehr auf einzelne Instrumente be-
schränkt werden, sondern sollte unter-
schiedlichen Formen und Feldern von bür-
gerschaftlichem Engagement gerecht wer-
den, heißt es in den Empfehlungen. Die Qua-
lifizierung ist ein weiterer wichtiger
Baustein der Anerkennungskultur. Daher
empfiehlt die Kommission den Ausbau zu-
sätzlicher Angebote und Maßnahmen zur
Qualifizierung. In Familien, Bildungs- und
Erziehungseinrichtungen sollten zudem Ge-
legenheiten geschaffen werden, bürger-
schaftliches Engagement einzuüben. Dabei
werden auch die Freiwilligendienste als
wichtige Orte genannt, bürgerschaftliches
Engagement einzuüben.

Netzwerke schaffen und
Infrastrukturen aufbauen
Bürgerschaftliches Engagement erfordert
neben einer breiten Öffentlichkeit auch eine
Vernetzung und Interessenvertretung auf
verschiedenen Ebenen – über die einzelnen
Bereiche des Engagements hinaus. Der Auf-
bau von Netzwerken kann, so die Kommis-
sion, dazu beitragen, bürgerschaftliches En-
gagement aufzuwerten und neue Förder-
strategien zu entwickeln und umzusetzen.
Außerdem bedarf es einer ressortübergrei-
fenden Vernetzung von staatlichen und zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren und Organi-
sationen.

Unternehmen als Akteure der
Bürgergesellschaft stärken 
Auch für die Unternehmen stellen sich an-
gesichts von Veränderungen in der Erwerbs-
arbeit neue Herausforderungen bei der Mit-
gestaltung des bürgerschaftlichen Engage-
ments. Dabei sollte eine Unternehmenskul-
tur entwickelt werden, bei der neben der
Orientierung, Gewinne zu erzielen, auch das
Gemeinwohl und die Übernahme sozialer
Verantwortung berücksichtigt wird. Das
bürgerschaftliche Engagement von Mitar-
beitern sollte unterstützt werden. Dabei
empfiehlt die Kommission den Ausbau des
„Corporate Citizenship“, bei dem etwa Un-
ternehmen und gemeinnützige Organisatio-
nen zusammenarbeiten. as ❚ 

EMPFEHLUNGEN

Beim Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement (BBE) laufen viele Fäden zu-
sammen. 260 Mitgliedsorganisationen aus
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Staat sind
im BBE vereint. „Wir sind das bundesweite
Netzwerk der Träger und Förderer von mehr
als 23 Millionen engagierten Bürgern“, sagt
der Geschäftsführer, Ansgar Klein. „Unsere
Besonderheit ist, dass wir die Sektoren der
Gesellschaft verbinden“, fügt er hinzu. Aus
der Taufe gehoben wurde das BBE vor elf
Jahren. Und zwar auf Empfehlung des Bun-
destags. Genauer gesagt der Enquete-Kom-
mission zur Zukunft des bürgerschaftlichen
Engagements, die sich in der 14. Wahlperi-
ode von 1998 bis 2002 mit dem Thema be-
schäftigte. Heute sieht sich das BBE als „Wis-
sens- und Kompetenzplattform für alle Fra-
gen des bürgerschaftlichen Engagements“. In
dieser Rolle hat man unlängst mit Blick auf
die Bundestagswahl zentrale Erwartungen
an die Engagementpolitik benannt.

Freiwilligkeit erhalten Dazu gehören un-
ter anderem Nachbesserungen beim Bun-
desfreiwilligendienst (BFD). „Man muss
den BFD als einen zivilgesellschaftlichen
Lerndienst gestalten und begleiten“, fordert
Klein. Derzeit werde er häufig vor allem als
eine ergänzende Ressource für notleidende
Einrichtungen verstanden. Viele Kommu-

nen etwa sähen den BFD angesichts ihrer ei-
genen finanziellen Probleme als einen „Er-
satz des Ersatzdienstes“, bemängelt Klein. 
Wenn man einen Freiwilligendienst anbie-
te, müsse man ihn auch als „zivilgesell-
schaftlichen Lerndienst“ gestalten, fordert
Klein. Aus Sicht des Familienministeriums
ist dies längst der Fall. Alle Freiwilligen-
dienste würden pädagogisch begleitet, um
den Jugendlichen zu helfen, die oft sehr be-

wegenden Erfahrungen zu verarbeiten. Da-
her seien die Freiwilligendienste gezielt als
Lern- und Orientierungsphasen ausgestal-
tet, betont ein Sprecher des Ministeriums. 
Als ein weiteres Problem sieht Klein die
Ausweitung der monetären Anerkennung
für „freiwillige“ Tätigkeiten an. „Wenn man
bei der Engagementförderung – jenseits der
notwendigen Unkostenerstattung für Enga-
gement – mit Geld arbeitet, schafft man ei-
nen Niedriglohnbereich“, warnt der BBE-
Geschäftsführer. 
Auch die Zukunft des Unterausschusses
„Bürgerschaftliches Engagement“, der seit
der 15. WP tagt, beschäftigt das BBE. Hier
gibt es große Übereinstimmung mit den en-
gagementpolitischen Experten aller Fraktio-
nen in der Forderung, aus dem Unteraus-
schuss einen ständigen Ausschuss zu ma-
chen. „Schließlich wird die Rolle der Zivil-
gesellschaft immer größer“, begründet
Klein dieses Ansinnen und fügt hinzu: Man
müsse  die Themen, die dort hinein gehör-
ten, auch benennen. Dazu gehöre neben
der Engagementfrage auch die Partizipati-
ons- und Demokratiefrage. Genauso wie die
partizipationsorientierte Netzpolitik. Denn
dann, argumentiert Klein „hätten wir einen
relevanten Ausschuss mit bedeutenden The-
men in einem notwendigen Zusammen-
hang“. Götz Hausding ❚ 

Netzwerk von 23 Millionen Bürgern 
BBE Die Interessenvertretung der Ehrenamtlichen warnt vor neuem Niedriglohnsektor

„Allein ist besser als mit Schlechten im Ver-
ein, mit Guten im Verein ist besser als allein“,
schrieb der Dichter Friedrich Rückert. Wer
sich heutzutage allerdings zu einem Verein
zusammenschließen möchte, muss eine gan-
ze Reihe von Hürden nehmen, ehe er ein ein-
getragener Verein wird. Die Voraussetzungen
für die Gründung eines Vereins sind im Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) festgeschrieben.
So nennen darf sich, wer in das Vereinsregis-
ter des zuständigen Amtsgerichts eingetragen
ist. Diese eingetragenen Vereine verfolgen al-
lerdings keinen wirtschaftlichen Zweck und
heißen im Amtsdeutsch daher auch Idealver-
eine. Sie gelten als juristische Personen und
sind damit voll rechtsfähig, können also vor
Gericht klagen, aber auch verklagt werden. 

Gemeinsame Satzung Um sich in einem
Verein zusammenzuschließen, müssen min-
destens sieben Personen zusammenkom-
men. Entscheidend ist dabei, dass mit dem
Verein ein gemeinsames auf Dauer angelegtes
Ziel verfolgt wird, das unabhängig von den
im Verein vertretenen Personen ist. 
Ein wesentlicher Unterschied zu anderen Zu-
sammenschlüssen ist dabei etwa, dass ein Ver-
ein Fördermittel beantragen kann. Die Mit-
glieder eines Vereins vereinbaren gemeinsam
eine Satzung, in der unter anderem der
Zweck, der Name und der Sitz des Vereins

festgelegt werden. Außerdem wird dort gere-
gelt, wann ein Mitglied in den Verein ein- und
aus dem Verein auch wieder austreten darf, ob
und wenn ja wie hoch die Mitgliedsbeiträge
sein sollen und wie sich der Vorstand zusam-
mensetzt. Die Einrichtung eines Vorstandes
und einer Mitgliederversammlung sind ge-
setzlich vorgeschrieben. Der Vorstand vertritt
den Verein und wird in der Regel von einer
Mitgliederversammlung bestimmt. Einige
Satzungen können aber auch noch zusätzli-
che Gremien wie einen Beirat, Aufsichtsrat
oder ein Kuratorium vorsehen. 
Mitglied in einem Verein wird man entweder
dadurch, dass man selber einen Verein grün-
det oder ihm beitritt, wobei ein Vertrag zwi-
schen dem Verein und dem neuen Mitglied
geschlossen wird. Die Rechte aus der Mit-
gliedschaft sind in der Regel nicht übertrag-
bar und auch nicht vererbbar. 
Für Verbindlichkeiten des Vereins haften
nicht die einzelnen Vereinsmitglieder mit ih-
rem Privatvermögen, sondern der Verein mit
seinem Vereinsvermögen. Jedes Jahr werden
aber auch eine große Zahl von Vereinen wie-
der aufgelöst. Dies geschieht entweder durch
die den Beschluss der Mitgliederversamm-
lung oder durch ein Insolvenzverfahren. Sein
Vermögen fällt dann an die in der Satzung be-
stimmten Personen – oder an den Fiskus des
Landes. as ❚

Grundrecht für Jedermann
SERVICE Wie ein deutscher Verein gegründet wird

BBE-Geschäftsführer Ansgar Klein 

B
litzableiter und Kartoffeln ha-
ben in Hamburg eines ge-
meinsam: sie verdanken ihre
Einführung in der Hansestadt
der Arbeit eines Vereins. Die
Hamburger Patriotische Ge-

sellschaft, in der sich engagierte Bürger 1765
zum Wohle ihrer Stadt zusammenfanden,
gilt als älteste zivilgesellschaftliche Organi-
sation in Deutschland. „Das Hauptanliegen
der Gesellschaft ist es bis heute, sich für das
Wohl der Stadt Hamburg einzusetzen“, be-
tont Malte Krugmann, Vorstandsmitglied
der Patriotischen Gesellschaft, deren Aufga-
ben von der Beschäftigung mit Demenz bis
hin zur Fahrradpolitik der Stadt reichen.
„Nach meiner beruflichen Tätigkeit habe
ich überlegt, was ich für die Stadt tun kann“,
sagt Krugmann, der früher für die Hambur-
ger Senatskanzlei gearbeitet hat. Die Patrio-
tische Gesellschaft ist für ihn „ein wichtiger
Resonanzboden für die Politik, der es er-
möglicht, im Vorfeld Einfluss zu nehmen“.
Und wenn das gelingt, „macht das einen
glücklich“, sagte er zu seiner Motivation. 

Große Vielfalt Wie Malte Krugmann ist fast
jeder zweite Deutsche Mitglied in einem
oder mehreren Vereinen. Eine Statistik der
deutschen Vereinsregister aus dem Jahr 2011
gibt die Zahl der eingetragenen Vereine mit
über 580.000 an, womit ihr Bestand seit
2001 nochmals um mehr als 35.000 gestie-
gen ist. Die Bandbreite der Vereine ist so
groß und facettenreich wie ihre Mitglieder.
Sie reicht von Sportvereinen, über Automo-
bilclubs bis hin zu interkulturellen Gärten.
Bei den Neugründungen ist ein Trend er-

kennbar: Die Zahl der Vereine in den Berei-
chen Sport und Freizeit ist rückläufig, wo-
hingegen sich mehr Menschen in Initiativen
für Umwelt und Natur, Kultur oder Soziales
engagieren. 
Historisch gehen Vereine auf das 18. Jahr-
hundert zurück. Damals trugen sie oftmals
den Namen „Gesellschaften“ oder „Assozia-
tionen“. Das revolutionäre für die damalige
Zeit war, dass sich in ihnen Menschen über
Ständegrenzen hinweg zusammenfanden.
Vor allem das aufgeklärte Bürgertum konn-
te dort seine politischen Ideen zum Aus-
druck bringen – wie etwa auch in der Patrio-
tischen Gesellschaft in Hamburg. Mit der
Industrialisierung und zunehmenden Ver-
städterung erlebten die Vereine einen gro-
ßen Aufschwung. Viele Turn-, Gesangs- oder
Schützenvereine können daher auf eine lan-
ge Tradition zurückblicken. In dieser Zeit
begannen Vereine, aufgrund sozialer Pro-
bleme auch öffentliche Aufgaben zu über-
nehmen: die Geburtsstunde der großen
Wohlfahrtsverbände wie Caritas, Diakonie
oder des Deutschen Roten Kreuzes. Vereine
wurden im Lauf der Geschichte aber auch,
wie etwa in der NS-Zeit oder in der DDR,
missbraucht, um die Bürger zu instrumen-
talisieren und zu kontrollieren – oder aber
gänzlich verboten. 
Einen Verein zu gründen ist daher ein
Grundrecht, alle weiteren Bestimmungen
regelt das Bürgerliche Gesetzbuch. Etwa,
dass ein Verein mindestens sieben Mitglie-
der haben, eine Satzung formulieren und ei-
nen Vorstand einsetzen muss. Für die Verei-
ne ist dies mit viel Arbeit verbunden, die vor
allem ehrenamtlich geleistet wird. Gerade

das aber könnte in Zeiten des demografi-
schen Wandels zum Problem werden, wie
eine Studie des Wissenschaftszentrums Ber-
lins (WZB) belegt, nach der es immer
schwieriger werden wird, Engagierte für die
Vereine zu finden. „Man muss dabei zwi-
schen kleinen Vereinen und Vereinen, die

Dienstleistungen anbieten und eine andere
gesellschaftliche Stellung haben, unter-
scheiden“, sagt der Leiter der Studie, Eck-
hard Priller. Problematisch sei auch, dass
immer mehr Vereine „den Mechanismen
des Marktes“ unterworfen seien: Für sie sei
es besonders schwierig, ihre „ideellen Ziele

mit denen des Marktes
in Einklang zu bringen“,
erklärt er. Die Untersu-
chungen des Forscher-
teams zeigen  auch, dass
in vielen Vereinen die
jüngere Generation un-
terrepräsentiert ist, vor
allem in Führungsposi-
tionen. Ein Problem, das
besonders im Sportbe-
reich Auswirkungen ha-
ben könnte – dem Be-
reich, in dem die Deut-
schen am stärksten in
Vereinen organisiert
sind. Mit 27,8 Millionen
Bundesbürgern ist mehr
als jeder vierte Deutsche
Mitglied eines Sportver-
eins. Statistisch seien
zwar noch keine größe-
ren Mitgliederrückgänge
zu verzeichnen, aber die
Sportorganisationen
planen schon heute, wie
man mit der Tatsache
umgehen kann, dass es
bald immer weniger jun-
ge Menschen geben
wird, die sich in den

Sportvereinen organisieren. In den 91.000
Sportvereinen waren 2013 insgesamt 8,75
Millionen Menschen ehrenamtlich tätig.
Die Zahl derjenigen, die hier im Vergleich
zum Vorjahr ein Amt auf Vorstandsebene,
etwa als Schatzmeister oder Jugendwart aus-
üben, ist rückläufig. „Auf dieser Ebene ma-
chen wir uns am meisten Sorgen“, sagt Ute
Blessing-Kapelke, die sich beim Deutschen
Olympischen Sportbund (DOSB) intensiv
mit dem demografischen Wandel beschäf-
tigt. Neben dem Werben um Familien setzt
der DOSB für die Besetzung von Ehrenäm-
tern verstärkt auch auf ältere Menschen:
„Die Älteren haben sich geändert. Sie sind
sehr gut gebildet und haben Lust, etwas
Neues zu lernen“, sagt Blessing-Kapelke.
Der DOSB hat daher ein Projekt „Attrakti-
ves Ehrenamt im Sport“ initiiert, bei dem
„Funktionsträger/innen in der Zweiten Le-
benshälfte für Sportvereine“ gesucht wer-
den. Dabei sollen in sogenannten Tandems
Sportvereine gemeinsam mit Freiwilligen-
agenturen und Seniorenbüros Konzepte
entwickeln, um Ältere für Ehrenämter im
Sport zu gewinnen, etwa „durch Schnupper-
positionen im Vorstand“, erklärt die Sozial-
pädagogin, die auch selbst als Übungsleite-
rin in einem Rollstuhlclub gearbeitet hat.
Sie weiß, dass Menschen heute nicht mehr
nur durch Medaillen oder Ehrenabzeichen
zu motivieren sind: „Wir brauchen eine An-
erkennungskultur, damit die Menschen se-
hen können, welchen Mehrwert sie für sich
bekommen.“ Denn für ein Ehrenamt im
Verein, im Sport oder anderswo, sagt Bles-
sing-Kapelke „ist die Sinnfrage immer ent-
scheidender“. Annette Sach ❚

VEREINE Sie sind beliebt – der demografische Wandel stellt die Clubs aber vor Probleme

Neue Herausforderungen 
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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KOMMUNALPOLITIKER Sie kennen ihre
Gemeinden und die Sorgen der Leute. Sie
arbeiten engagiert und oft unentgeltlich.
Sie sind nicht prominent, aber halten die
Gesellschaft an der Basis zusammen.

Zum Wohl
der Bürger

Andrang in der Gemeinderatssitzung. Oft müssen ehrenamtliche Ratsvertreter über Streitfragen entscheiden wie hier im bayerischen Brunnthal über ein Flüchtlingsquartier.

D
ass ein Bürgermeister im-
mer wieder nach seinem
Einkommen gefragt wird,
ist eher ungewöhnlich.
Für Ralf Theuer ist es in-
zwischen Routine: Der

58-Jährige ist der wohl einzige Bürgermeis-
ter in Deutschland, der von Hartz IV lebt. In
der Gemeinde, der er vorsteht, ist Theuer da-
mit bei weitem nicht der Einzige. Brieskow-
Finkenheerd ist ein Dorf mit 2.600 Einwoh-
nern in Brandenburg, nur ein paar Kilome-
ter von der polnischen Grenze entfernt. Fast
jeder Zehnte bezieht hier Arbeitslosengeld
II, die Schule wurde schon lange dicht ge-
macht. Brieskow-Finkenheerd ist eines die-
ser Dörfer im Osten, die nach der Wende ir-
gendwie den Anschluss verpasst haben. Frü-
her gab es hier Arbeit im Tagebau, im Heiz-
kraftwerk oder im VEB Oderfrucht. Heute
hat der Landkreis eine Arbeitslosenquote
von knapp elf Prozent.

30-Stunden-Job Und einen Bürgermeister,
der die so genannte Grundsicherung für Ar-
beitssuchende bekommt, „seit es das gibt.
Und das wird sich auch nicht mehr ändern,
in meinem Alter kommt da nichts mehr“.
Auch wenn der ehemalige Maschinenbauer
schon lange keine Hoffnung mehr auf einen
Job hat: Aufgegeben hat Ralf Theuer sich
nicht. Seit 1998 ist der dreifache Vater Bür-
germeister. Obwohl er dieses Amt nur eh-
renamtlich ausübt, hat er meist viel um die
Ohren. „Gerade sind wir über der Komplett-
sanierung des Gemeindezentrums, da ist
immer was zu tun. Außerdem müssen die
Minijobber angeleitet werden und dann
sind da noch die normalen Amtsgeschäfte:
Baumaßnahmen planen, sich darum küm-
mern, wenn irgendwo Dreckecken wegge-
macht werden müssen.“ Schwierig werde es,
wenn es darum gehe herauszubekommen,
ob man für den Ort Fördergelder beantra-
gen könne: „Rauszufinden, wo es etwas gibt
und wie man das in Anspruch nehmen
kann, ist wirklich kompliziert. Da muss
man sich richtig reinfuchsen.“

Gut 30 Stunden nehme der Bürgermeister-
Job pro Woche in Anspruch, erzählt Theuer.
Könnte er das auch machen mit einem re-
gulären Arbeitsplatz? „Na, ganz sicher nicht
in dem Umfang.“ Das Ehrenamt als Bürger-
meister ist also nur machbar, wenn man ar-
beitslos ist? „Wenn Sie so wollen, kommt
das schon hin“, sagt Theuer. Das Amt macht
ihm Spaß; er ist stolz darauf, dass seine
Nachbarn es ihm zutrauen, sich gut um das
Dorf zu kümmern. Nur seine Frau schimp-
fe oft, weil daheim vieles liegen bleibe,
wenn er in seiner Amtsstube ist oder am
Stammtisch hört, was den Leuten unter den
Nägeln brennt.
Theuer ist kein Mann der großen Worte.
Ihm geht es darum, anzupacken in einem
Ort, den viele ehemaliger Bewohner längst
aufgegeben haben. Nur zwei Mal war Bries-
kow-Finkenheerd in den vergangenen Jah-
ren in den Schlagzeilen: Einmal 1998, als
für „Wetten, dass...?“ in einer Außenwette
zwei Kraftwerkschornsteine so gesprengt
wurden, dass sie sich berührten. Und 2005,
als man im Ort neun Babyleichen entdeck-
te, die die Mutter der Kinder in Eimern und
Blumentöpfen vergraben hatte. Schlimme
Schlagzeilen waren das damals – und ein
großer Druck für den Bürgermeister, bei
dem das Telefon nicht mehr stillstand. Der
Erklärungen liefern sollte für etwas, das er
selbst nicht verstehen konnte. Heute will er
darüber nicht mehr lange reden; sagt nur, er
glaube nicht, dass die Taten der Frau etwas
mit der DDR-Erziehung zu tun gehabt hät-
ten, wie es damals von manchen Politikern
formuliert worden war.

Parteilos kandidiert Große politische De-
batten will Ralf Theuer nicht führen. Er ist
zwar Mitglied der Linken, hat aber dennoch
als Parteiloser für das Bürgermeisteramt
kandidiert. „Beim ersten Mal bin ich seitens
der PDS angetreten und habe es nicht ge-
schafft. Danach haben mir Bürger gesagt,
der Name PDS hätte vielleicht zu viele ab-
geschreckt – und siehe da, bei der nächsten
Wahl hat es geklappt.“ Immer schon habe er
im Ort etwas bewegen wollen. „Das ist mei-
ne Heimat. Und eine regelmäßige Arbeit ist
schwer oder gar nicht zu bekommen. Als
Bürgermeister habe ich eine Aufgabe und
komme mit vielen Bürgern zusammen. Man
hat sein Ansehen.“
Weggehen kam für Theuer und seine Frau
nie in Frage. Sie hatten nach der Wende in
Brieskow-Finkenheerd eine Eigentumswoh-
nung gekauft und wollten die Kinder nicht
aus ihrem gewohnten Umfeld reißen. Auch
nicht, als Theuers Frau ebenfalls arbeitslos
und schließlich Hartz-IV-Bezieherin wurde.
Von der Aufwandsentschädigung, die Theu-
er für sein Ehrenamt bekommt, bleibt nicht
viel. „Das wird ja alles verrechnet, weil ich
Hartz-IV-Empfänger bin. Zum Schluss habe
ich im Monat davon 175 Euro.“ Theuer
lacht: „Und so ein bisschen zusätzliches Ta-
schengeld ist für einen Opa von fünf Enkeln
ja auch nicht schlecht.“ Susanne Kailitz ❚

D
ie Kommunalpolitik
macht gerade Sommer-
pause. Andreas Koch,
Fraktionssprecher der
SPD im Esslinger Ge-
meinderat, arbeitet wei-

ter. Im September ist Bundestagswahl, im
Mai 2014 sind Kommunalwahlen in Baden-
Württemberg. Allein in dieser Woche hat
der Stadtrat vier Abendtermine. Koch lä-
chelt: „Esslingen hat eine etwas unglückli-
che Größe.“ Mit 90.000 Einwohnern sei die
Stadt zu groß, um Kommunalpolitik auf we-
nige Sitzungen im Monat zu beschränken
und zu klein, um als Politiker in Vollzeit
hauptberuflich zu arbeiten. Seit einigen Jah-
ren lebt Koch am Marktplatz, gegenüber
dem Rathaus. Er lacht. Nein, er sei nicht dort

hingezogen, um näher am Rathaus zu sein.
„Die Wohnung passte für mich als alleiner-
ziehender Vater einfach gut. Aber klar, der
Standort hat den Vorteil der kurzen Wege.“ 
Andreas Koch, 60 Jahre alt, sitzt seit 1991 für
die SPD im Esslinger Gemeinderat, die
meiste Zeit davon als Sprecher der Fraktion.
Ein ehrenamtlicher Halbtagsjob für 400
Euro Aufwandspauschale im Monat, neben
seiner Vollzeitstelle als Rundfunkpfarrer der
evangelischen Landeskirche Württemberg.
Koch ist Routinier, doch die vergangenen
Monate stecken ihm in den Knochen. Hef-
tig wie selten war ein Sturm bürgerlicher
Entrüstung über die Stadt gefegt. Die Debat-
te über den Flächennutzungsplan und die
Frage, wo in den nächsten Jahren neue Häu-
ser entstehen sollen, drohte Esslingen zu
spalten. „Wir hätten riskiert, Stuttgart 21 in
klein zu bekommen“, meint Koch, der einst
selbst „über eine Protestaktion zur Kommu-
nalpolitik gekommen“ ist. Als junger Vater
hatte er gegen eine Entscheidung des Ge-
meinderats protestiert, im örtlichen Freibad
keine neue Umwälzpumpe im Planschbe-
cken einzubauen. „Das hätte bedeutet, dass
Familien mit kleinen Kindern nicht mehr
ins Bad hätten gehen können.“ Koch orga-

nisierte Widerstand und ließ seine Kinder in
einem Planschbecken in der Fußgängerzo-
ne baden. Der Gemeinderat genehmigte die
Pumpe schließlich doch und Koch stieg, mit
Ende 30, in die Kommunalpolitik ein. Er,
der als Jugendlicher „den großen Wurf“ im
Kopf hatte, mindestens Außenminister wer-
den wollte, entschied nun über den Ausbau
von Straßen und wann die Schulen neue
Fenster bekamen. Der erste Erfolg des Stadt-
rats Koch: ein zweites Waschbecken in einer
Kita. Er lächelt. „Auch so was ist wichtig.“

Gefährliche Entwicklung Doch seit dem
Protest gegen das Bahnhofsprojekt „Stutt-
gart 21“ habe sich die Kommunalpolitik ver-
ändert. Immer öfter protestierten Bürger
erst, wenn die Debatte bereits gelaufen sei.
„So verschleppen wir Entscheidungen“,
meint Koch, der aber im aktuellen Fall des
Flächennutzungsplans die protestierenden
Bürger nicht einfach als Egoisten abstem-
peln will. „Es ist uns anscheinend nicht ge-
lungen, zu erklären, warum wir einen neu-
en Flächennutzungsplan aufstellen wollen.“ 
Doch immer öfter beschleicht Koch das Ge-
fühl, dass es im Bürgerprotest eher um das
Eigenwohl als das Gemeinwohl gehe. Den
Vorschlag, ein Landschaftsschutzgebiet zu
Bauland umzuwandeln, hält er zwar auch
nicht mehr für richtig. Aber dass eine Stadt
heute kein Baugebiet mehr ausweisen kön-
ne, ohne dass es Anwohnerproteste hagelt,
empfindet er als gefährlich.

Flamme der Begeisterung Koch versi-
chert, er habe nie gegen seine Überzeugung
gestimmt, allerdings gehöre der Kompro-
miss zum politischen Geschäft dazu. „Wenn
ich meine politischen Überzeugungen in
Reinform verfolge, loben mich Medien und
Bürger als einen aufrechten Politiker.“ Nach
einer kurzen Pause fügt er an. „Und die SPD
hätte nach der nächsten Gemeinderatswahl
drei Sitze weniger.“ In jüngerer Zeit hat er
sich manchmal gefragt, ob er weitermachen
soll. „Was, wenn das Ergebnis von all dem
ein Herzinfarkt ist?“ Doch er spüre da im-
mer noch die Flamme der Begeisterung.
„Ich will hier in meiner Stadt gestalten“, sagt
Koch und seine Augen leuchten, die Gestik
wird jetzt energisch. „Ohne Leidenschaft
geht es nicht“, sagt er und räumt ein, es spre-
che da nicht nur der Gutmensch aus ihm.
„Eine gewisse Lust an der Macht und daran,
sich durchzusetzen, gehören dazu.“ Und
nach einer Pause ergänzt er lächelnd: „Eitel-
keit auch.“ Annegret Jacobs ❚

Die Autorin arbeitet als Journalistin 
in Stuttgart.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

NomosBestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37. 

Portofreie Buch-Bestellungen unter

www.nomos-shop.de/12534

Wird im Bundestag anders gelacht?

Darf im Bundestag Unsinn geredet

werden? Mit diesen und über 100

weiteren zentralen, teilweise amü-

santen Fragen und Antworten blickt

Michael F. Feldkamp in der 2., überar-

beiteten und aktualisierten Auflage

auf das Herzstück unserer Demokra-

tie, den Deutschen Bundestag.

»ein Buch zum Schmunzeln wie zum

Staunen, zum Durchblättern wie zum

Nachschlagen, und als Geschenk eignet

es sich auch«  Helmut Stoltenberg, 

Das Parlament 15-16/09, zur Vorauflage

Der Deutsche Bundestag – 

100 Fragen und Antworten

Von Michael F. Feldkamp

2. Auflage 2013, 231 S., brosch., 19,90 €

ISBN 978-3-8329-5608-0

Kostenlose Leseprobe

Anzeige

Wolfgang Thierse (SPD) ist nicht zu über-
treffen. Der Bundestagsvizepräsident, der im
Herbst nach 23 Jahren das Parlament ver-
lässt, hat neben seinem Mandat noch 
23 Ehrenämter inne; viele Mitgliedschaften
in politischen Stiftungen und Kulturforen
sind darunter. Der 69-Jährige macht sich
aber auch für die Erinnerung an das jüdische
Leben im Berliner Heimatbezirk Pankow
stark und ist im Wirtschaftsrat des Fußball-
Bundesligisten Hertha BSC aktiv.
Für die meisten Bundestagsabgeordneten
ist freiwilliges Engagement neben dem Man-
dat Ehrensache. Vier bis fünf ehrenamtliche
Funktionen haben viele vorzuweisen, mehr
als zehn Ehrenämter listet gut ein Dutzend
Parlamentarier auf. Einer der eifrigsten ist
Volker Beck, der neben dem stressigen Job
als Parlamentarischer Geschäftsführer der
Grünen-Fraktion noch Zeit für 15 Ehrenäm-
ter findet. Viele Mitgliedschaften sind ange-
lehnt an die inhaltliche Tätig-
keit als Abgeordneter. Zahl-
reiche Sozialdemokraten
sind in Sozialverbänden ak-
tiv, viele Grüne im Umwelt-
bereich, Linke-Politiker in
Friedensinitiativen, Unions-
Parlamentarier in kirchlichen
Gremien oder FDP-Abgeord-
nete in wirtschaftsnahen Or-
ganisationen.

Einsatz im Sozialen Eine
große Zahl von Mandatsträ-
gern sitzt in Gremien etwa
des ZDF oder der Deutschen
Welle. In der Stärkung des Eh-
renamtes sind sich die Fraktionen weitestge-
hend einig. Am 1. Februar beschloss der
Bundestag mit breiter Mehrheit Verbesse-
rungen für ehrenamtlich Tätige. Im Einkom-
menssteuerrecht wurden die Übungsleiter-
und die Ehrenamtspauschale erhöht, Haf-
tungsregeln gelockert.
Engagement für Schwache ist quer über die
Parteigrenzen vielen Abgeordneten wichtig.
SPD-Fraktionschef Frank-Walter Steinmeier
ist ehrenhalber Vorsitzender des Kuratori-
ums der „Aktion Deutschland Hilft“, einem
Bündnis von Organisationen,
das vor allem bei Katastro-
phenfällen im Ausland hel-
fen soll. Der CDU-Abgeord-
nete Thomas Dörflinger sitzt
dem katholischen Sozialver-
band Kolpingwerk vor. Ilja
Seifert (Linke) kümmert sich
als Vorsitzender des Allge-
meinen Behindertenverban-
des in Deutschland um die
Teilhabe von Menschen mit
Handicap. Ute Vogt (SPD)
engagiert sich als Vizepräsi-
dentin in der Deutschen Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft
und taucht so auch schon
mal auf einem CDU-Parteitag auf.

Engagement vor Ort Auch in der Heimat
sind die meisten Abgeordneten engagiert, in
Sportvereinen, in der Kultur, beim Techni-
schen Hilfswerk oder bei der Feuerwehr. Die
Mitwirkung vor Ort stärkt die Verwurzelung
der Abgeordneten im Wahlkreis. Der CDU-
Abgeordnete Frank Steffel etwa ist Präsident
des Sportvereins Füchse Berlin-Reinicken-
dorf, sein Fraktionskollege Ingo Wellenreut-
her führt den Karlsruher SC. Dirk Fischer
(CDU) steht dem Hamburger Fußball-Ver-
band vor und sitzt im Vorstand des Deut-
schen Fußball-Bundes, den Grünen-Chefin
Claudia Roth nebenbei in Umweltfragen be-
rät. Die SPD-Sportpolitikerin Dagmar Frei-

tag ist Vizepräsidentin des Deutschen
Leichtathletik-Verbandes, ihr Fraktionskol-
lege Martin Gerster Präsident des Deutschen
Sportakrobatikbundes. Dem SPD-Innenex-
perten Michael Hartmann hat es Baseball
und Softball angetan, er steht dem Präsidi-
um dieses Sportverbandes vor. Cornelia Pie-
per (FDP) engagiert sich beim Heimatverein
Hallescher FC, Christoph Bergner ist Präsi-
dent beim SV Halle, Tankred Schipanski
(beide CDU) wirkt in gleicher Funktion
beim VfB 91 Suhl, dessen Frauen in der Vol-
leyball-Bundesliga spielen. Paul Schäfer
(Linke) ist Ehrenvorsitzender der ASG Uni
Bonn, einem Verein, den er zehn Jahre lang
geführt hatte. Ex-Bundesjustizministerin
Brigitte Zypries (SPD) findet als Vorsitzende
des Kuratoriums des Deutschen Behinder-
tensportverbandes Berufung neben dem
Mandat.
Auch die Kulturförderung liegt vielen Abge-

ordneten am Herzen. Die
deutschen Orchesterver-
bände werden vom FDP-
Parlamentarier und Mund-
harmonikaspieler Ernst
Burgbacher als Präsident
geführt. Siegfried Kauder
(CDU) steht der Bundes-
vereinigung Deutscher Mu-
sikverbände vor. Bundes-
tagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) engagiert sich
in mehreren Ämtern für die
Kultur an der Ruhr, die Lin-
ke-Politikerin Luc Jochim-
sen für Kulturprojekte in
Berlin und Gera. Finanzmi-

nister Wolfgang Schäuble (CDU) sorgt sich
nicht nur um den Euro, sondern auch um
das Festspielhaus in Baden-Baden. Die Ber-
liner Linke-Abgeordneten Gesine Lötzsch
und Stefan Liebich machen sich für Zoo und
Tierpark in der Hauptstadt stark. In der Lau-
sitz setzt sich Reiner Deutschmann (FDP)
als Vorsitzender des Krabat e.V. für den Er-
halt der sorbischen Kultur ein.

Bier und Karneval Zum Kulturgut Bayerns
gehört das Bier, dem Deutschen Institut für

Reines Bier steht mit Her-
bert Frankenhauser ein
CSU-Parlamentarier vor.
Die Klein- und Obstbren-
ner haben den CDU-Mann
Alois Gerig als Vorsitzen-
den. Um den Karneval ver-
dient machen sich etwa Ver-
braucherministerin Ilse Ai-
gner (CSU) in Oberbayern
oder Josef Winkler (Grü-
ne), der sich in seinem Hei-
matort Bad Ems auch als
Intendant des Kabaretts Ca-
saBlanca einen Namen ge-
macht hat. Satire mag auch
Barbara Höll (Linke), sie ist

Club-Mitglied im Leipziger Kabarett acade-
mixer.
So viele Ehrenämter wie Wolfgang Thierse
kann Erika Steinbach nicht vorweisen. Doch
die ehrenamtliche Präsidentschaft beim
Bund der Vertriebenen nimmt viel freie Zeit
der CDU-Bundestagsabgeordneten in An-
spruch. Auch Klaus Brähmig ist in diesen
Wochen besonders mit seinem Ehrenamt
verbunden. Als Vorsitzender des Tourismus-
verbandes Sächsische Schweiz hat der CDU-
Abgeordnete aus Sachsen viel zu tun, um
wieder Gäste in die zauberhafte Gegend an
der Elbe zu locken, die vom Juni-Hochwas-
ser schwer getroffen wurde, sich aber nun
wieder in weiten Teilen von ihrer sonnigen
Seite zeigt. Stefan Uhlmann ❚

Mandat und Mission 
BUNDESTAG Viele Parlamentarier sind auch ehrenamtlich aktiv 

Ralf Theuer ist Bürgermeister seit 1998.
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Andreas Koch ist Gemeinderat seit 1991.
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DLRG-Vizepräsidentin
Ute Vogt (SPD)
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Ernst Burgbacher (FDP)
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V
or dem „Spielhaus Schiller-
straße“ in Berlin-Charlotten-
burg bietet sich dem Besu-
cher an diesem Nachmittag
ein idyllischer Anblick: Ein
kleiner blonder Junge fährt

seine Schwester auf einem roten Dreirad mit
Anhänger zwischen den Sandkästen spazie-
ren. Ein paar Mütter spielen mit ihren Kin-
dern, die gerade einmal laufen können.
Bunte Plastikeimer liegen im Sand. 
Sara-Carolina Novak schaut sich strahlend
um. Die 19-Jährige hat zwölf Monate als
Teilnehmerin des Bundesfreiwilligendiens-
tes (BFD) die Angebote des „Spielhauses“
mitgestaltet. Getragen wird der „pädago-
gisch betreute Spielplatz mit Kinderhaus“
von der baptistischen Friedenskirche Char-
lottenburg, die seit 2011 Aktivitäten für Kin-
der bis zwölf Jahre organisiert. „Ich wollte
nach dem Abitur noch etwas zur persönli-
chen Weiterentwicklung machen“, sagt No-
vak, und da sie selbst Baptistin ist, war der
Weg ins Spielhaus für sie kein Umweg. Es sei
eine Zeit gewesen, die sie „unglaublich wei-
tergebracht“ habe. Zunächst half sie beim
Aufbau des Jugendclubs, dann betreute sie
die Kinder im Spielhaus. „Ich habe mit ih-
nen gebacken und gekocht, Sportturniere
veranstaltet, ihnen bei den Hausaufgaben
geholfen“, erzählt sie.

Ende der Wehrpflicht Novak ist eine von
zurzeit mehr als 34.000 „Bufdis“. Der Bun-

desfreiwilligendienst entstand in Folge der
Aussetzung der Wehrpflicht und damit auch
des Zivildienstes zum 1. Juli 2011 – einer der
größten politischen Einschnitte in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Den Zivil-
dienst hatten seit seiner Einführung 1961
rund 2,7 Millionen  junge Männer in Alten-
heimen, Jugendclubs, Kin-
derheimen, bei Rettungs-
diensten und anderen Ein-
satzstellen geleistet, die 
diese Kräfte dringend
brauchten. Das Bundesfrei-
willigendienstgesetz wurde
am 28. April 2011 vom Bun-
destag beschlossen und trat
wenige Tage später in Kraft.
Alle Einrichtungen, die vor-
her schon Zivildienstleis-
tende beschäftigt hatten,
wurden automatisch als
Einsatzstellen des Bundesfreiwilligendiens-
tes anerkannt. 

Kritische Stimmen Wohlfahrtsverbände
und Oppositionsparteien reagierten skep-
tisch auf die Vorschläge der Bundesregie-
rung. Denn es gibt einige deutliche Unter-
schiede zum Zivildienst. Zum einen ist die
Zahl der Plätze auf bundesweit 35.000 be-
grenzt. Zum anderen ist die Teilnahme of-
fen für alle Menschen, die die Schule abge-
schlossen haben. Damit sollen ausdrücklich
auch ältere Bürger angesprochen werden.

Diese müssen nicht unbedingt Vollzeit-
Dienst leisten, sondern nur mehr als 
20 Stunden pro Woche. Der Dienst dauert
in der Regel zwischen sechs und 18 Mona-
ten. Inhaltlich ähnelt der Bundesfreiwilli-
gendienst dem parallel bestehenden Frei-
willigen Sozialen Jahr (FSJ) und dem 

Freiwilligen Ökologischen
Jahr (FÖJ). Die „Bufdis“ ar-
beiten in Krankenhäusern,
Kinderheimen, Museen und
anderen sozialen, ökologi-
schen oder kulturellen Ein-
richtungen.
Zwei Jahre danach sind die
kritischen Stimmen immer
noch nicht ganz verstummt.
„Der Freiwilligendienst an
sich macht Sinn und ist auch
gut so“, sagt Sönke Rix, SPD-
Obmann im Unterausschuss

Bürgerschaftliches Engagement des Deut-
schen Bundestages. Allerdings kritisiert er,
dass das Bundesamt für Familie und zivilge-
sellschaftliche Aufgaben (BAFzA) sowohl
Träger sei als auch die Zentralstelle, die die
Gelder vergebe. Träger sollten ausschließlich
die Einrichtungen sein, bei denen die Teil-
nehmer arbeiteten, argumentiert Rix. 
„Das qualitative Niveau des BFD ist nicht
das, was wir uns wünschen“, sagt Ulrich
Schneider, Sprecher für bürgerschaftliches
Engagement der Grünen. Die Fortbildung
der Teilnehmer, die im Gesetz festgehalten

sei, sei noch nicht überall auf einem guten
Niveau. Insbesondere Menschen, die älter
als 27 Jahre seien, bekämen oft noch keine
sinnvolle pädagogische Begleitung. Das
Programm sei noch zu sehr auf den Zivil-
dienst zugeschnitten, so sein Einwand.
Florian Bernschneider, jugendpolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion, gibt zu, dass die
Seminare für Ältere verbessert werden müs-
sen. „Das war ja auch eine völlig neue Ein-
richtung.“ Grundsätzlich sei er aber mit der
Öffnung des Freiwilligendienstes für Ältere
zufrieden. Die Doppelrolle des Bundesam-
tes als Träger und Geldgeber sehe er weniger
kritisch als seine Oppositionskollegen. Das
Bundesamt sei so organisiert, dass andere
Träger dadurch nicht benachteiligt werden,
sagt der Liberale.
Harald Koch, für Die Linke Mitglied im Un-
terausschuss Bürgerschaftliches Engage-
ment, kann speziell der Altersöffnung
nichts abgewinnen. „Das hat eine ganz kla-
re Konkurrenz zum ersten Arbeitsmarkt ge-
schaffen.“ Kommunen sicherten mit den
Teilnehmern Aufgaben, die vorher Festange-
stellte erledigt hätten. 
„Der Bundesfreiwilligendienst ist auf Er-
folgskurs und übertrifft alle Erwartungen“,
betont dagegen der Vorsitzende des Unter-
ausschusses, Markus Grübel (CDU). „Den
Freiwilligen gebührt unser Dank, unser Res-
pekt und unsere Anerkennung.“ Mit einer
Reihe von begleitenden Maßnahmen, da-
runter die Steuerfreiheit des Taschengeldes

im BFD und die Kindergeldregelung, habe
die Regierung den BFD attraktiver gemacht.
(Siehe auch Interview auf Seite 2). 

Alternative zur Arbeitslosigkeit Im Mai
dieses Jahres hat das Centrum für soziale In-
vestitionen und Innovationen der Universi-
tät Heidelberg zusammen mit der Hertie
School of Governance eine Studie zu den
Über-27-Jährigen veröffentlicht und diese
auch im Unterausschuss für Bürgerschaftli-

ches Engagement des Bundestages vorge-
stellt. Aufgefallen ist den Wissenschaftlern,
dass die Altersgruppe der Über-27-Jährigen
vor allem in ostdeutschen Bundesländern
stark vertreten ist. 
Das zeigt sich, wenn man die Zahlen von
Sachsen und Baden-Württemberg ver-
gleicht. Die Zahl der Freiwilligen mit jeweils
mehr als 4.000 ist zwar fast identisch. In Ba-
den-Württemberg sind jedoch mehr als 80
Prozent der „Bufdis“ unter 27 Jahre,  in
Sachsen sind mehr als 80 Prozent über 27
Jahre alt. Einer der Gründe dafür sei die re-
gionale Lage am Arbeitsmarkt, schreiben die
Wissenschaftler. „Für viele Arbeitssuchende
ist der Dienst eine Alternative zu arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen, die in vielen
Regionen zeitgleich mit Einführung des
BFD gekürzt oder abgeschafft wurden“,
heißt es in der Kurzfassung der Studie. So
hätten mehr als 60 Prozent der Ü27-Freiwil-
ligen im März 2013 ihren Dienst gleich für
die vollen 18 Monate angetreten oder auf
diese Maximalzeit verlängert.  

Öffnung als Chance Die Arbeiterwohlfahrt
hat diese Öffnung für Ältere begrüßt. „Wir
haben darin schon eine Chance gesehen“,
sagt Susanne Rindt vom Bundesverband der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) in Berlin. Das
Problem: Der BFD soll arbeitsmarkpolitisch
neutral sein. Das heißt, die Freiwilligen sol-
len hauptberufliche Mitarbeiter in den Ein-
richtungen nicht ersetzen. „Nicht in jeder
Einrichtung ist aber klar, was ist zusätzlich.
Es gibt da einen Graubereich“, erläutert
Rindt. Zum Beispiel ergreife eine Altenpfle-
gerin den Beruf nicht nur, um Menschen
körperlich zu versorgen. „Sie möchte auch
die Zeit haben, am Bett eines Bewohners zu
sitzen und mit ihm Gespräche zu führen.“
Würden diese Aufgaben nun ausschließlich
als etwas „Zusätzliches“ von Freiwilligen
übernommen, wäre das für viele Pflegekräf-
te sicherlich schwierig, vermutet sie. 
Wenn es aber gelinge, den BFD zu einem
Lern- und Orientierungsdienst auszubauen,
sei das speziell für die älteren Teilnehmer
ein Gewinn. „Aber wir haben noch nicht flä-
chendeckend Konzepte dafür“, stellt die
AWO-Mitarbeiterin fest. Dabei stecken die
Probleme im Detail: So haben einige der
westlichen AWO-Bezirksverbände nur weni-
ge ältere Teilnehmer, die weit entfernt von-
einander eingesetzt werden. Ihnen zentrale
Seminare anzubieten, ist gerade in den gro-
ßen Flächenländern nicht einfach. „Eventu-
ell haben die Teilnehmer auch noch fami-
liäre Verpflichtungen, weswegen ein Fünf-
Tage-Seminar mit mehrstündiger Anreise
und Auswärtsübernachtung für sie nicht in
Frage kommen.“ Dazu komme, sagt Susan-
ne Rindt, dass ältere Menschen sowohl mit
Fortbildungen als auch mit Gruppen häufig
anders umgingen. 
Sara-Carolina Novak hat aus ihrem Freiwil-
ligendienst im „Spielhaus“ eine Menge für
sich selbst und über sich selbst gelernt.
„Nach dem Abitur wusste ich noch gar
nicht, wo ich beruflich hinwollte“, sagt sie.
Inzwischen hat sie sich entschieden, Sozial-
arbeit in Bochum zu studieren. Das wird sie
mit einem gestärkten Selbstbewusstsein be-
ginnen. Im Spielhaus habe sie erfolgreich
mit den Schülern gelernt, beim Straßenfest
den Bobby-Car-Parcours beaufsichtigt und
mehrfach Streit geschlichtet. „Ich war so ei-
ne Art Vertrauensperson für die Kinder.“ Ei-
ne große Überraschung für Novak. „Denn
ich dachte, ich habe keine Ausstrahlung auf
Kinder.“ Sandra Ketterer ❚
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Zum einjährigen Bestehen des Bundesfreiwilligendienstes empfing Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) „Bufdis“ im Kanzleramt.

Das Deutsche Rote
Kreuz war anfangs sehr
skeptisch, ob der Bundes-
freiwilligendienst den Zivil-
dienst ersetzen kann. Wie
sehen Sie das heute?
Ja, wir waren da sehr skep-
tisch, weil  alles sehr kurzfris-
tig war. Es hat uns natürlich
auch viel Kraft gekostet, den
neuen Dienst zu organisie-
ren. Wir hatten aber schon
viel Erfahrung im Umgang
mit dem Freiwilligen Sozia-
len Jahr (FSJ). Davon haben
wir profitiert. Inzwischen
können wir eine positive Bi-
lanz ziehen. Wir haben aktu-
ell rund 11.000 Plätze im
Freiwilligen Sozialen Jahr
und etwa 2.700 Plätze im
BFD vergeben. Im aktuellen
Freiwilligenjahr 2014/13
wollen wir sogar auf fast
3.000 BFD-Plätze ausbauen.

Mit dem BFD gibt es
erstmals einen Freiwilligen-
dienst auch für Über-27-
Jährige. Wie sind Ihre Er-
fahrungen?
Diese Altersöffnung ist für
uns erstmal eine Bereiche-
rung. Für die Älteren ist es
auch eine Chance, sich hier
zu engagieren. Der Haken ist,

dass wir mit dieser Zielgrup-
pe, in diesem Rahmen noch
wenig Erfahrung haben. Der
BFD soll ja ein Lerndienst
sein, also mit pädagogischer
Begleitung. Die muss aber
anders konzipiert sein als für
die Jüngeren, mit denen wir
bisher gearbeitet haben. Wir
haben da ganz klar Heraus-
forderungen, die wir auch an-
gehen werden.

Die Opposition im Bun-
destag bemängelt den Ver-
waltungsaufwand für einen
BFD-Platz. 
Der Vertrag mit dem Freiwil-
ligen wird ja immer mit dem
Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufga-
ben (BAFzA) geschlossen. Er
muss nicht nur vom Freiwil-
ligen und seiner Einsatzstelle
unterzeichnet, sondern auch
vom Bundesamt genehmigt
werden. Vor allem kurzfristi-
ge Vereinbarungen werden
dadurch erschwert. Wenn
man einen Freiwilligen in ei-
ner neuen Einsatzstelle ein-
setzen will, muss diese Stelle
vorab vom BAFzA anerkannt
werden. Hier hakt es wegen
der langen Bearbeitungszei-
ten im BAFzA. 

Die BFD-Plätze sind auf
35.000 begrenzt. Macht das
überhaupt Sinn?
Es macht grundsätzlich kei-
nen Sinn, weil viele Interes-
sierte leer ausgehen. Wir
brauchen immer eine be-
darfsgerechte Weiterentwick-
lung. Da ist eine Kontingen-
tierung nicht sinnvoll. Aller-
dings darf ein Ausbau des
Bundesfreiwilligendienstes
nicht zulasten des FSJ gehen. 

Mit dem FSJ und dem
Freiwilligen Ökologischen
Jahr (FÖJ) gibt es schon
zwei etablierte staatliche
Angebote. Jetzt noch der
BFD. Wäre es nicht sinnvol-
ler, daraus zwei Angebote zu
machen — eines für Jünge-
re, eines für Ältere?
Es ist bereits jetzt schon
grundsätzlich möglich, den
BFD neben dem FSJ/FÖJ nur
für Ältere anzubieten. Das
steht jeder beteiligten Orga-
nisation  frei und sollte auch
in der aktuellen Aufbauphase
des BFD erstmal so bleiben.
Für mögliche gesetzliche Än-
derungen muss im Sinne der
Freiwilligen, Träger und Ein-
satzstellen gelten: keine
Schnellschüsse. ske ❚

FÜNF FRAGEN ZUM: BUNDESFREIWILLIGENDIENST

DÖRTE LÜDEKING,
Referentin für die DRK-
Freiwilligendienste im
DRK-Generalsekretariat
Berlin
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»Eine
Begrenzung 
auf 35.000
Plätze macht
grundsätzlich
keinen Sinn.«

Neben dem Bundesfreiwilligendienst bie-
ten in Deutschland auch die Bundesländer
die Möglichkeit, sich für das Gemeinwohl
zu engagieren. Nämlich mit dem Freiwilli-
gen Sozialen Jahr (FSJ). Hier können Ju-
gendliche im Alter von 16 bis 27 Jahren ein
Jahr lang in einer gemeinnützigen und ka-
rikativen Einrichtung arbeiten. Ziel dabei ist
nicht nur, dass sich die Teilnehmer für das
Gemeinwohl engagieren, sondern auch be-
rufliche Erfahrungen und Orientierung
sammeln. Anbieter sind oftmals Kinder-
und Jugendhilfeeinrichtungen, Behinder-
tenheime, Krankenhäuse oder Alten- und
Pflegeheime. Seit 2002 kann das FSJ auch
im Sportbereich, der Denkmalpflege oder
in Kultureinrichtungen abgeleistet werden.
Während der Zeit erhalten die Teilnehmer
nur ein Taschengeld und gegebenenfalls
freie Unterkunft und Verpflegung oder
Sachleistungen. Außerdem bekommen die
Eltern weiterhin Kindergeld und die Ju-
gendlichen sind beitragsfrei in der gesetzli-
chen Kranken-, Renten-, Unfall-, Arbeitslo-
sen- und Pflegeversicherung versichert. 
Das FSJ beginnt in der Regel zum 1. August
oder 1. September und beträgt mindestens
sechs und höchstens 18 Monate. Bewerben
müssen sich die Jugendlichen grundsätzlich
beim Träger der Einrichtung, in der sie das

FSJ machen wollen. Während des Freiwilli-
gen Sozialen Jahrs treffen sich die Teilneh-
mer  mit andere FSJlern auf ihrer Region zu
Seminaren, pro Jahr mindestens 25 Tage.
Wer möchte, kann das FSJ auch im Ausland
verbringen. Die Träger des Freiwilligen Jah-
res müssen jedoch ihren Hauptsitz in
Deutschland haben. Zielgebiete sind oft-
mals Länder in Südamerika oder Osteuro-
pa. Bevor sie ins Ausland gehen, absolvie-
ren die Teilnehmer meistens noch eine
Schulung inklusive Sprachkurse. Bis zur
Aussetzung der Wehrpflicht konnte das FSJ
im Ausland auch als Wehrersatzdienst ange-
rechnet werden.   
Neben dem FSJ gibt es ebenso das Freiwill-
lige Ökologische Jahr (FÖJ). Hierbei liegt
der Schwerpunkt des Engagements im Um-
weltschutz, sodass es hauptsächlich von
Trägern aus diesem Bereich angeboten
wird, beispielweise dem Naturschutzbund
(NaBu) oder dem Bund für Umwelt- und
Naturschutz (BUND). Auch das FÖJ kann
im Ausland absolviert werden, allerdings
gibt es hier nur wenige Plätze. 
Laut Aussagen des Bundesarbeitskreises
Freiwilliges Soziales Jahr, einem Zusam-
menschluss bundeszentraler zivilgesell-
schafter Trägerverbände und Zentralstellen
des FSJ, nehmen aktuell über 40.000 junge
Menschen an einem Freiwilligen Sozialen
Jahr teil. FSJ und FÖJ werden bei der Studi-
enplatzvergabe als Wartesemester angerech-
net. 
Das FSJ geht auf eine Initiative der evange-
lischen Kirche zurück und wandte sich an-
fangs nur an junge Frauen. Anlässlich des

hundertsten Jubiläums des Diakoniewerks
rief der damalige Leiter der Diakonissenan-
stalt Neuendettelsau, Hermann Dietzfel-
binger, 1954 junge Frauen dazu auf, ein frei-
williges Diakonischens Jahr zu absolvieren.
Die Freiwilligen sollten bevorzugt in der
Kranken- und Altenpflege helfen. 1962 ini-
tiierte dann Gertrud Rückert den Philadel-
phischen Dienst. Hier bekamen Abiturien-
tinnen vor dem Studienbeginn die Mög-
lichkeit, ein Jahr praktische Berufserfahrun-
gen zu sammeln. Aus diesen zwei
Vorläufern formte Bundesfamilienminister
Bruno Heck (CDU) eine Gesetzesinitiative
zum Freiwilligen Sozialen Jahr, die 1964
vom Bundestag verabschiedet wurde.  Seit
1968 gibt es auch in Österreich ein Freiwil-
liges Soziales Jahr. Es wird vom „Verein zur
Förderung freiwilliger sozialer Dienste“ an-
geboten und dauert in der Regel nur zwi-
schen zehn und elf Monate. 
Neben dem FSJ/FÖJ und dem Bundesfrei-
willigendienst gibt es in Deutschland noch
andere Programme, bei denen man sich so-
zial engagieren kann. So bietet das Entwick-
lungshilfeministerium den Freiwilligen-
dienst „weltwärts“ an, bei dem sich junge
Menschen in Entwicklungsländern engagie-
ren. Das Auswärtige Amt offeriert das Pro-
gramm „kulturweit“, bei dem die Teilneh-
mer in deutschen Schulen oder Kulturein-
richtungen im Ausland arbeiten. Das Por-
gamm ist rechtlich dem FSJ gleichgestellt.
Dazu gibt es noch den internationalen Frei-
willigendienst des Bundesfamilienministe-
riums und den Freiwilligendienst des
Deutsch-Französischen Jugendwerks. jbb ❚

Ein Jahr gemeinnützige Arbeit
BUNDESLÄNDER Das Freiwillige Soziale Jahr bietet Jüngeren eine erste Orientierung nach der Schule

BUNDESFREIWILLIGENDIENST 34.000 Teilnehmer sind eine gute Bilanz. Der Teufel steckt noch im Detail

Raus aus den Kinderschuhen 

»Nicht immer
ist klar, was

eine zusätzliche
Tätigkeit ist. Es
gibt da einen
Graubereich.«

Susanne Rindt, 
Arbeiterwohlfahrt

Mehr zum Thema 
unter: http://www.bundesfreiwilligendienst.de/

>KOMPAKT

> Ende der Wehrpflicht Zum 1. Juli 2011
wurde die Wehrpflicht und damit auch der
Zivildienst ausgesetzt. Seit seiner Einfüh-
rung 1961 hatten rund 2,7 Millionen jun-
ge Männer Zivildienst geleistet.

> Bundesfreiwilligendienst Er wurde
nach dem Ende des Zivildienstes 2011
etabliert. Derzeit gibt es mehr als 34.000
„Bufdis“, die zwischen sechs und 18 Mo-
naten ihren Freiwilligendienst tun.

> Bedingungen Neu am Bundesfreiwilli-
gendienst ist, dass er allen Altersgruppen
offensteht. Er ist grundsätzlich ein Vollzeit-
Dienst. Ab 27 Jahren kann er aber auch in
Teilzeit absolviert werden.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Ein Stück
Demokratie
im Gericht
SCHÖFFEN Ehrenamtliche Richter sind in
Deutschland neben den Berufsrichtern an
der Urteilsfindung beteiligt. Sie stehen für
das Grundgesetz-Prinzip der Staatsgewalt,
die »vom Volk« ausgeht. Mancherorts
herrscht jedoch Bewerbermangel 

Rund 60.000 Schöffen sind derzeit an den deutschen Gerichten tätig. Sie üben eine Kontrollfunktion aus und sind bei der Urteilsfindung den hauptamtlichen Richtern gleichgestellt.

S
chöffen sind Richter ohne Robe.
Doch obwohl sie „nur“ ehren-
amtlich tätig sind, haben sie in
Strafprozessen das gleiche
Stimmrecht bei der Urteilsfin-
dung wie die Berufsrichter. Ein

Jurastudium brauchen die Laienrichter
nicht. Dafür kommen sie aus den unter-
schiedlichsten Berufen. Geschätzt werden
ihre Unabhängigkeit und ihr gesunder
Menschenverstand.
„Wir brauchen gestandene Leute mit Rück-
grat, die ihre Meinung auch mal gegen den
scheinbaren Sachverstand eines Berufsrich-
ters durchsetzen können“, sagt Hasso Lie-
ber, Vorsitzender des Bundesverbandes eh-
renamtlicher Richterinnen und Richter. Der
Bundesverband vertritt die Interessen der
Schöffen in Deutschland. „Schöffen haben
eine gewisse Kontrollfunktion“, erklärt Lie-
ber. Sie brächten schon allein durch ihre
Anwesenheit die Berufsrichter dazu, ihre ju-
ristischen Wertungen verständlich auszu-
drücken. „Denn was die Schöffen nicht ver-
stehen, versteht der Angeklagte erst recht
nicht“, betont er. Das sieht die Exekutive
ähnlich: Durch die Beteiligung von Bürgern
an der Strafjustiz werde der „lebensnahe
Sachverstand von Laien bei der Rechtsfin-
dung“ gesichert, betont Baden-Württem-
bergs Justizminister Rainer Stickelberger
(SPD). So werde konkret, dass Urteile „Im
Namen des Volkes“ gesprochen werden, er-
läutert er im „Leitfaden für Schöffen“. 

Rund 60.000 Schöffen sind derzeit in der
deutschen Strafgerichtsbarkeit tätig, weitere
40.000 ehrenamtliche Richter bei Verwal-
tungs-, Arbeits-, Sozial- oder Finanzgerich-
ten. Schöffe kann jeder Deutsche werden,
der bei Antritt dieses Ehrenamts mindestens
25 und höchstens 69 Jahre ist. Egal ob je-
mand Architekt, Gärtner, Müllfahrer, Ar-
beitsloser, Rentner, Lehrer oder Ingenieur
ist.

Für fünf Jahre gewählt Die Schöffen für
die Amts- und Landgerichte werden bun-
desweit in einem Schwung für die Dauer
von fünf Jahren gewählt. Genau das ist der-
zeit im Gange. Seit Frühjahr 2013 wurden
in allen Bundesländern bereits Bewerber für
die Amtsperiode von 2014 bis 2018 rekru-
tiert. Teilweise war von einem „Bewerber-
mangel“ die Rede. Und den gab es tatsäch-
lich in bestimmten Bezirken von Großstäd-
ten wie Augsburg, Düsseldorf, Hamburg
oder Berlin, wie Hasso Lieber weiß. Hinter-
grund: Die örtlichen Gemeinden müssen
laut Gesetz für die Wahl der Schöffen Vor-
schlagslisten erstellen, die doppelt so viele
Kandidaten enthalten müssen, wie die Zahl
der erforderlichen Schöffen beträgt. Daraus
wählt dann ein Ausschuss beim Amtsgericht
die benötigte Zahl der Schöffen. Doch die
Realität sieht mancherorts anders aus: „Ber-
lin hat 6.000 Schöffen, also müssten Sie
mindestens 12.000 Bewerber finden“, um-
reißt Lieber das Problem. Doch diese sehr

hohe Zahl werde aus freiwilligen Bewerbun-
gen in der Hauptstadt nicht erreicht. 
Die Konsequenz: Haben Kommunen nicht
genug Bewerber, wenden sie einen „Trick“
an, der dem Schöffenverband ein Dorn im
Auge ist: Die Gemeinden greifen dann auf
das Einwohnermelderegister zurück und su-
chen daraus per Zufall Kandidaten aus. Da-
bei kann es jeden treffen. 
Das widerfuhr zum Beispiel Michael Jahn
aus München. „Ich hatte mich nicht bewor-
ben und kam vor fünf Jahren über diesen
‚Zufallsgenerator' hinein“, erzählt er. „Ich

hatte vorher nicht gedacht, dass man mehr
oder weniger zwangsverpflichtet werden
kann.“ Ablehnen können nur Ärzte, Heb-
ammen oder Krankenpfleger. Doch Jahn,
ein selbständiger Ingenieur, hat Geschmack
an dem Ehrenamt gefunden und sich nun
für die neue Periode beworben. Denn es sei
schon wichtig, dass nicht nur „Paragrafen-
reiter“ auf einen Angeklagten losgelassen
würden. 
Mit dem Einsatz von ehrenamtlichen Rich-
tern wird das Demokratieprinzip umge-
setzt, das im Grundgesetz in Artikel 20 ver-
ankert ist. Dort heißt es: „Alle Staatsgewalt
geht vom Volke aus.“ Und die rechtspre-
chende Gewalt ist laut Artikel 92 des Grund-
gesetzes allen Richtern „anvertraut“. 
Auch wenn manche Schöffen still auf der
Richterbank sitzen: Ihre Stunde schlägt
meist im Beratungszimmer. Sie sind in
Rechten und Pflichten den „Richterprofis“
gleichgestellt, die als Befähigung zu diesem
Beruf immerhin zwei juristische Staats-
examina vorweisen müssen. Schöffen ent-
scheiden gleichberechtigt über Schuld oder
Unschuld, Strafe oder Freispruch für einen
Angeklagten. 
Und beim Amtsgericht, wo ein Berufsrich-
ter im Strafprozess zwei Schöffen an seiner
Seite hat, können die Laien theoretisch so-
gar den Profi überstimmen. Meist einigen
sich zwar alle drei über das Strafmaß, aber
es gibt Ausnahmen: „In einer Verhandlung
hätte ich den Angeklagten gerne freigespro-

chen“, berichtet Schöffe Michael Jahn,
„aber da hat mein Mitschöffe nicht mitge-
zogen.“ Der habe den ganzen Strafprozess
eher passiv über sich ergehen lassen und
sich dann der Meinung des Berufsrichters
angeschlossen. 
Die Vorsitzende des bayerischen Landesver-
bands der Schöffen, Brigitte Stein, ermutigt
hingegen die Ehrenamtlichen: „Wir sind
sehr interessiert an Schöffen, die nicht nur
abnicken.“ Und Bundesvorsitzender Lieber
betont: „Schöffen sind die unabhängigsten
Menschen in den Gerichten.“  Wo es „Seil-
schaften“ oder kollegiale Abhängigkeiten
der Berufsjuristen gebe, berühre dies Schöf-
fen nicht. 
Heute muss jeder Schöffe in seiner ersten
Sitzung den „Schöffeneid“ leisten. Dabei
schwört er, „nach bestem Wissen und Ge-
wissen ohne Ansehen der Person zu urtei-
len und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit
zu dienen“. Schöffe kann nicht werden, wer
wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Frei-
heitsstrafe von mehr als sechs Monaten ver-
urteilt ist. Bestimmte Berufsgruppen dürfen
nicht als Schöffen herangezogen werden:
Berufsrichter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte,
Polizisten oder auch Pfarrer.

Erfindung des Mittelalters Das Schöffen-
amt ist keine Erfindung der modernen De-
mokratie. Heutige Schöffinnen und Schöf-
fen stehen in einer jahrhundertealten Tradi-
tion, die bis ins Mittelalter zurückreicht.

Damals waren es meist Bauern, die dem
Schultheiß bei der Rechtsfindung halfen.
Das Wort „Schöffe“ stammt vom Althoch-
deutschen „sceffino“ (gestalten, anordnen). 
Schöffe zu sein, erfordert zeitliche Opfer: Zu
bis zu zwölf Fällen pro Geschäftsjahr kann
ein Schöffe herangezogen werden. Wer un-
entschuldigt fehlt, dem droht ein Ord-
nungsgeld bis 1.000 Euro. Hinzuverdienen
kann man als Schöffe nicht: Pro Stunde gibt
es bislang lediglich fünf Euro Aufwandsent-
schädigung plus Erstattung des Verdienst-
ausfalls. 
Schöffen müssen zwar für die Zeit ihrer
Amtstätigkeit von der Arbeit freigestellt wer-
den. Doch nicht wenige Arbeitgeber ma-
chen „ihren“ Schöffen das Leben schwer. Als
problematisch wird dabei die neueste
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
und des Bundesverwaltungsgerichts gese-
hen. Demnach sei es bei gleitender Arbeits-
zeit in einem Betrieb „zulässig, nur die
Kernzeit als entschuldigt auf dem Arbeits-
zeitkonto gutzuschreiben und dem Schöf-
fen zuzumuten, die in die Gleitzeit fallende
Abwesenheit nachzuarbeiten“, kritisiert Lie-
ber. Auch sein thüringischer Verbandskolle-
ge  Andreas Höhne sieht diese Entwicklung
mit großer Sorge: „Irgendwann haben wir
als Schöffen nur noch Arbeitslose und Rent-
ner.“ Norbert Demuth ❚

Der Autor arbeitet als rechtspolitischer 
Korrespondent in Karlsruhe.

Vereine sind gut für das Gemeinwesen. Als
„Schulen der Demokratie“ vermitteln sie, so
heißt es, Erfahrung in der Kompromissfin-
dung; als „kleine Republiken“ garantieren
sie demokratischen Pluralismus, als Non-
Profit-Organisationen wirken sie einer rei-
nen Konsumgesellschaft entgegen. Solche
Ansprüche und Erwartungen an Vereine
sind in der Geschichte des deutschen Ver-
einswesens begründet. Der historische
Rückblick zeigt allerdings, dass die erhoff-
ten Effekte nicht notwendig in der Natur der
Sache liegen.

Kontrolle und Förderung Das Vereinswe-
sen wurde in Deutschland im hohen Maß
von staatlicher Kontrolle und Förderung ge-
formt. Das zeigt der Vergleich: In Großbri-
tannien wurde die frühe Assoziationsbil-
dung primär von wirtschaftlichen Verände-
rungen angeregt, die für Statusunsicherheit
sorgten. Den Zeitgenossen stellte sich die
Frage, mit welchen Personen sie in engeren
sozialen Kontakt treten wollten. Eine Ant-
wort darauf boten „clubs“, die sich für po-
tenziell interessante Personen öffnen und
gegen unerwünschte Personen schließen
ließen und in denen man probeweise sozia-
le Beziehungen knüpfen konnte. Ein weite-
rer Zweig des britischen Vereinswesens be-
stand aus den Selbsthilfevereinen kleiner
Leute, die sich mit Unterstützungskassen
gegen die Unwägbarkeiten des Marktes ab-
sicherten.

In Deutschland spielte der Markt für die As-
soziationsbildung eine weitaus geringere
Rolle. Hierzulande wurden die Vereine im
späten 18. Jahrhundert vornehmlich von
den oft verbeamteten Angehörigen einer
gebildeten Mittelschicht getragen. Diese
Personen suchten in Vereinen weder Ge-
schäftspartner noch Solidargemeinschaft,
sondern eine Alternative zur Ständegesell-
schaft. Gegen deren Ordnung beriefen sich
Lesegesellschaften, Freimaurerlogen, „pa-
triotisch-gemeinnützige“ und wissenschaft-
lich-musische Vereine auf Bildung und Ver-
nunft, die im Verein realisiert werden soll-
ten. Prinzipiell standen diese zeittypischen
Bildungsvereine jedermann offen, faktisch
jedoch blieb das Bürgertum unter sich. 
Gegenüber dem Staat hatten diese bürgerli-
chen Vereine ein ambivalentes Verhältnis.
Einerseits galt ihnen eine aufgeklärte Mo-
narchie als Bündnispartner gegen ständi-
sche Beharrungskräfte. Andererseits unter-
minierten sie mit ihrem Selbstverständnis
die auf Erblichkeit basierende monar-
chische Legitimität. Entsprechend vorsich-
tig beäugte die adlige Obrigkeit das Vereins-
wesen und versuchte, es auf bestimmte Be-
tätigungsfelder festzulegen. So erkannte et-
wa das Allgemeine Preußische Landrecht
von 1794 das Recht auf Assoziationsbil-
dung im Prinzip an. Doch behielt sich der
Staat vor, Vereine aufzulösen, wenn sie ihm
als „gemeinnützigen Absichten oder Anstal-
ten hinderlich“ erschienen.

Diese Gängelung stellte die Weichen für die
weitere Vereinsentwicklung. Der Bildung
von Parteien und wirtschaftlichen Interes-
senverbänden war zunächst ein Riegel vor-
geschoben und Vereine weitgehend auf den
„gemeinnützigen“ Bereich von Kultur, Kör-
perertüchtigung und Karitatives beschränkt.
In den 1860ern wurden die Zügel allmäh-
lich gelockert, und das Vereinswesen be-
gann, sich funktional auszudifferenzieren.
Parteien und Wirtschaftsverbände entstan-
den. Am weitesten verbreitet waren Vereine,

in denen Handwerker und Arbeiter als „ak-
tive“ Mitglieder sangen oder turnten, loka-
le Geschäftsleute vom Wirt bis zum Fabrik-
besitzer als „passive“ Mitglieder finanzielle
Unterstützung leisteten und die örtlichen
Spitzen aus Wirtschaft und Politik als „Eh-
renmitglieder“ ihren Segen gaben. Diese
Vereine umfassten zwar Männer aus allen
Schichten, bewahrten jedoch zugleich Ab-
hängigkeiten und Statusunterschiede. 
Im 20. Jahrhundert verlegte sich der Staat
vollends von der Bekämpfung unliebsamer

auf die lenkende Unterstützung genehmer
Vereine. Im Ersten Weltkrieg erfuhren die
Vereine zur Leibesertüchtigung öffentliche
Förderung; die Weimarer Republik setzte
diese Politik fort und weitete sie auf andere
Bereiche wie Chorgesang und Kleingärtne-
rei aus. Aus dem Machtmittel lokaler Eliten
wurde ein Instrument staatlicher Kultur-
und Sozialpolitik, was in den 1920er Jahren
ein rasches, für Deutschland kennzeichnen-
des Anwachsen von Dachverbänden zur
Folge hatte. Der Grund dafür war, dass der
Staat Subventionen versprach und diese
über die Verbände verteilte, sofern sie sich
zur „Gemeinnützigkeit“ verpflichteten.
Inwieweit Vereine „gemeinnützig“
wirk(t)en, wäre einzeln zu prüfen. Die Tat-
sache, dass Vereine meist der Exklusion und
Kontrolle gedient haben und ihre Selbstbin-
dung an den „gemeinen Nutzen“ dem Staat
Förderungswürdigkeit demonstrieren soll-
te, ist Grund genug, die Selbstauskünfte des
Vereinswesens nicht für bare Münze zu neh-
men. Klaus Nathaus ❚

Der Autor unterrichtet Sozialgeschichte
an der Universität Edinburgh.

Privater Zweck – gemeiner Nutzen 
HISTORISCHE ENTWICKLUNG Als Alternative zur Ständegesellschaft haben sich im 18. Jahrhundert in Deutschland Vereine entwickelt 

Mitglieder eines Turnvereins auf einer Postkarte von 1905  
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Schon im Sachsenspiegel von 1305 wur-
den Schöffen erwähnt.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Preise für 
das Ehrenamt
AUSZEICHNUNGEN Tausende Freiwillige
arbeiten in Deutschland ehrenamtlich. Oft-
mals bekommen sie nur eine Aufwandsent-
schädigung, diese allerdings steuerfrei. Um
das Engagement zu würdigen, werden lan-
desweit zahlreiche Auszeichnungen für eh-
renamtliches Engagement vergeben. Die
wohl bekannteste ist das Bundesverdienst-
kreuz. Es wird für besondere Leistungen auf
politischem, wirtschaftlichem, kulturellem,
geistigem und auch ehrenamtlichem Gebiet
verliehen. Tag der Vergabe ist der Internatio-
nale Tag des Ehrenamtes am 5. Dezember.
Schließlich ist auch ein Gedenktag eine
Würdigung. Neben dem Bund vergeben
auch die Bundesländer Ehrenabzeichen für
besonderes Engagement. So verleiht Bayern
seit 1994 das „Ehrenzeichen für Verdienste
im Ehrenamt“ und Hessen vergibt den „Eh-
renbrief des Landes Hessen“. Mehrere Bun-
desländer und Städte geben zudem die so-
genannten Ehrenamtskarten heraus. Mit der
Karte bekommen die Träger eine Reihe von
Vergünstigungen, wie zum Beispiel Rabatte
beim Eintritt in Museen. Für ehrenamtliche
Mitarbeiter in der Jugendarbeit gibt es die
Jugendleiter/in-Card, die „Juleica“. Sie dient
nicht nur als Auszeichnung, sondern auch
als Qualifikationsnachweis, da man als Vo-
raussetzung eine Ausbildung zum Jugend-
leiter absolviert haben muss. Außerdem
gibt es viele kommunale Auszeichnungen,
wie beispielsweise den Ehrenamtspreis
„KölnEngagiert“. jbb ❚
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M
anchmal ist das Enga-
gement sogar lecker:
Bei der Bürgerstiftung
Barnim Uckermark et-
wa. Die hat nämlich
vor zwei Jahren Kekse

gebacken – und damit im Jahr 2011 den mit
20.000 Euro dotierten „Förderpreis Aktive
Bürgerschaft“ gewonnen. 
In dem Gebäck in der Form chinesischer
Glückskekse waren Zettel enthalten, die mit
Kinderrechten bedruckt waren: das Recht auf
Bildung etwa, das Recht auf ein gewaltfreies
Leben und die Fürsorge ihrer Eltern. Die Bür-
gerstiftung mit Sitz in Eberswalde setzt sich
stark für Kinderrechte ein und will vor allem
den Jüngsten die Bedeutung von Demokra-
tie und Rechten nahebringen. Die Idee für
die süßen Informationen kam allerdings
von den Kindern selbst: Nachdem die sich in
einem sozialen Brennpunkt für die Belange
ihrer Altersgenossen eingesetzt hatten und
schockiert über deren Lebensbedingungen
waren, beschlossen sie, Kekse zu backen und
auf dem Weihnachtsmarkt zu verkaufen. Der
Erlös wurde schließlich in einem weiteren
Projekt mit dem Titel „2000 Mäuse winken“
an verschiedene Kinder- und Jugendinitiati-
ven weitergegeben. Inzwischen gab es noch
ein weiteres Programm. Bei „Kohle für Coo-
le“ konnten sich Jugendliche im Alter zwi-
schen 12 und 19 Jahren mit ihren Ideen zu
den Themen „Bewegungsfreiheit – Kunst,
Bewegung, Spaß für Alle“ und „Aktiv gegen
Mobbing, Gewalt und Rechtsextremismus“
bewerben. 
Für Bernadette Hellmann, Projektleiterin
Bürgerstiftungen beim Verein „Aktive Bür-
gerschaft“, ist die Bürgerstiftung Barnim
Uckermark damit ein besonders gutes Bei-
spiel dafür, „wie nachhaltig die Arbeit von
Bürgerstiftungen sein kann: Über solche Pro-
jekte, aus denen immer wieder neue Ideen
hervorgehen, kann man wirklich Verände-
rungen herbeiführen.“ Das sei wichtig, gera-
de in einer Region wie der Uckermark, die
mit dem Problem der Abwanderung junger
Menschen zu kämpfen habe. „Und natürlich
erleben die Kinder und Jugendlichen, die
sich in der Bürgerstiftung engagieren, dass
sie selbst etwas bewegen können – und
gleichzeitig beweisen sie, dass Kinder un-
glaublich kreativ und ausdauernd sein kön-
nen, wenn man sie nur lässt. Die sind in der
Lage, Mittel zu beschaffen und Konzepte zu
entwickeln und an Dingen dranzubleiben.
Das ist wirklich beeindruckend.“

Eigenverantwortlich Immer mehr Bürger-
stiftungen gründen sich in Deutschland. Sie
sind Zeichen eines grundlegenden Wandels
des gesellschaftlichen Selbstverständnisses:
Immer mehr Menschen setzen auf Eigenver-
antwortung und Initiative; wollen nicht
mehr auf einen starken Staat warten, der sich
um alle Lebensbereiche kümmert. Dabei
sind sie ein recht neues Phänomen: 1996
wurde auf Initiative des Unternehmers Rein-
hard Mohn mit der „Stadt Stiftung Güters-
loh“ die erste deutsche Bürgerstiftung nach
amerikanischem Vorbild gegründet. Unter
dem Motto „Wir für unsere Stadt“ brachte
Mohn Menschen zusammen, deren Ziel es
war, die Lebensqualität in Gütersloh zu ver-
bessern. Mohn selbst stiftete eine Million
Euro als Startkapital, eine zweite folgte
schnell von der Bertelsmann AG. Schon das
erste Projekt der Stiftung wurde zum Erfolg:
Aus dem „Gütersloher Discobus“, der 1997
startete, wurde inzwischen die Nachtbusli-
nie nach Bielefeld. 2010 wechselte der Na-
me; seither heißt die Stiftung „Bürgerstiftung
Gütersloh“. Erst vor wenigen Monaten star-
teten neue Projekte: Gemeinsam mit dem
Klinikum Gütersloh begleitet die Stiftung
Patienten mit Demenz. Und „Dialog in
Deutsch“ ist ein Angebot an Erwachsene mit
Migrationshintergrund, die nicht an Integra-
tionskursen teilgenommen haben, aber ihr

Deutsch verbessern und neue Kontakte
knüpfen wollen.
Dass seine Stiftung so erfolgreich sein wür-
de, hatte Reinhard Mohn vermutlich gehofft
– sicher aber konnte er nicht sein, als er be-
geistert von der Arbeit amerikanischer Com-
munity Foundations gehört und festgestellt
hatte, genau das sei es, was Deutschland
brauchen könne. Denn während es im an-
gelsächsischen Raum ein großes Selbstver-
ständnis gibt, sich finanziell und ideell zu
engagieren, ist die Überzeugung in Deutsch-
land, der Staat werde sich schon um alles
kümmern, traditionell viel größer. Mohn
glaubte dennoch an das Konzept und trieb
die Gründung der Gütersloher Stiftung mit
Verve voran. 
Inzwischen sind auch viele andere Deutsche
von dem Konzept überzeugt. 326 Bürgerstif-
tungen zählt die „Aktive Bürgerschaft“  in ih-
rem Länderspiegel aus dem Jahr 2012, mit
einem Gesamtkapital von mehr als 208 Mil-
lionen Euro. Die Bürgerstiftungen schütte-
ten „mehr denn je für gemeinnützige Zwe-
cke“ aus, heißt es in dem Report: Insgesamt
haben sie im Jahr 2011 12,3 Millionen Euro
in das lokale Gemeinwohl investiert, 12.000
Ehrenamtliche haben sich mit Zeit und Ide-
en in den Projekten oder Geschäftsstellen
der Stiftungen eingebracht. Und auch die
Einnahmen fließen: Mehr als 9,6 Millionen
Euro haben Bürger, Unternehmen und Insti-
tutionen 2011 an die Bürgerstiftungen ge-
spendet.  Dies, so die „Aktive Bürgerschaft“,
sei „die höchste Summe an Spendeneinnah-
men innerhalb eines Jahres, die Bürgerstif-
tungen je verzeichnet haben“.

Gemeinnützig Dabei legt die „Aktive Bür-
gerschaft“ an ihre Zählungen einen strengen
Maßstab an. Tatsächlich ist die Zahl der Stif-
tungen, die unter diesem Label auftreten,
weit höher: Weitere 363 Stiftungen nennen
sich zwar Bürgerstiftungen, erfüllen aber
nicht die „Zehn Merkmale einer Bürgerstif-
tung“. Die sind gewissermaßen das Gütesie-
gel, das der Arbeitskreis Bürgerstiftungen im
Mai 2000 auf der Jahrestagung des Bundes-
verbandes Deutscher Stiftungen verabschie-
det hat. Danach ist eine Bürgerstiftung ge-
meinnützig und will das Gemeinwohl stär-
ken, sie wird in der Regel von mehreren Stif-
tern errichtet und ist wirtschaftlich und
politisch unabhängig. Ihr Aktionsgebiet ist
geografisch auf eine Stadt, einen Landkreis
oder eine Region ausgerichtet, sie baut kon-
tinuierlich Stiftungskapital auf und hat ei-
nen breiten Stiftungszweck. Bürgerstiftun-
gen fördern Projekte, die von bürgerschaftli-
chem Engagement getragen sind oder Hilfe
zur Selbsthilfe leisten, sie machen ihre Ar-

beit öffentlich, sind Bestandteil lokaler Netz-
werke und ihre interne Arbeit ist von Parti-
zipation und Transparenz geprägt. Nach die-
ser Definition gilt etwa die Deutsche Um-
weltstiftung, die sich selbst als größte und äl-
teste deutsche Bürgerstiftung bezeichnet,
nicht als klassische Bürgerstiftung – weil ihr
Stiftungszweck nicht breit genug, sondern
auf Umwelterziehung und Umweltschutz
begrenzt ist und die Stiftung national wirkt.

Verbindend Dennoch hat die Umweltstif-
tung etwas, von dem viele „echte“ Bürgerstif-
tungen vor allem im Osten des Landes nur
träumen können: Mehr als 1.800 Stifter und
ein Vermögen von rund 150.000 Euro.

Eine solche Bilanz würde Sabine Sieble auch
gern vorlegen können. Im Jahr 2007 gehör-
te die Politikwissenschaftlerin zu den Grün-
dungsmitgliedern der Bürgerstiftung Chem-
nitz, seit zwei Jahren ist sie Vorstandsvorsit-
zende. Es sei vor sechs Jahren schon müh-
sam gewesen, das Gründungskapital von
35.000 Euro zusammen zu bekommen, er-
innert sie sich, und bis heute sei es mühsam,
Spenden für die Projekte der Stiftung einzu-
werben. 29 Stifter hat ihre Organisation.
„Das ist eine Beobachtung, die wir im Grun-
de in ganz Ostdeutschland machen: Das
Konzept des Stiftens ist hier einfach noch
nicht so verankert wie in anderen Regionen.
Deshalb sind hier auch viele Bürgerstiftun-
gen auf Fördergelder angewiesen.“ Tatsäch-
lich weist der Engagement-Atlas der Prognos
AG große regionale Unterschiede aus: Wäh-
rend der Anteil der „engagierten Bevölke-
rung“ im Allgäu oder der Oberpfalz über 45
Prozent liegt, sind in Ostdeutschland mit
26,5 Prozent viel weniger Menschen enga-
giert als in Westdeutschland (Schnitt: 36,3
Prozent). Dass die Lage für Bürgerstiftungen

im Osten schwieriger ist, hat auch Berna-
dette Hellmann festgestellt. Sie glaubt, das
habe auch mit der jüngeren Geschichte zu
tun: „In der DDR gab es ja im Grunde kein
zivilgesellschaftliches Engagement. Das war
alles verstaatlicht – und vielfach auch ver-
ordnet. Vielleicht sind davon viele noch ab-
geschreckt.“ Grundsätzlich aber, so ihr er-
mutigendes Fazit, seien die ostdeutschen
Bürgerstiftungen finanziell zwar nicht so gut
ausgestattet wie die in den alten Bundeslän-
dern, „da gibt es aber eine unglaubliche Ak-
tivität in der Projektarbeit und sehr viel eh-
renamtliche Mitarbeit.“
Das würde man in Sachsen vermutlich un-
terstreichen. In Chemnitz etwa rief Sabine
Sieble mit ihren Mitstreitern eine „Danke-

Card“ ins Leben. Die gewährt Ehrenamtlern
besondere Angebote bei städtischen Einrich-
tungen, Vereinen, Geschäften und Unter-
nehmen. Gleichzeitig organisiert die Chem-
nitzer Stiftung Senioren-Besuchsdienste und
„Sehende Begleitung“ für blinde und sehbe-
hinderte Menschen;  außerdem vergibt sie
jährlich einen Bürgerpreis an Chemnitzer
Vereine und plant einen „Adventskalender
für einen guten Zweck“. Daran, dass sie mit
der Chemnitzer Bürgerstiftung einmal ein so
großes Kapital verwalten kann wie die größ-
te europäische Bürgerstiftung, mag Sabine
Sieble nicht glauben: Immerhin hat die bri-
tische „Community Foundation serving Gy-
ne & Wear and Northumberland“ ein Ge-
samtvermögen von mehr als 46 Millionen
Euro und konnte bei ihrer Gründung 1991
innerhalb eines Jahres drei Millionen Pfund
einwerben. „Das schaffen wir nicht“, lacht
Sieble, „aber darum geht es ja auch nicht.
Wenn wir Menschen verbinden, die sonst
nicht zusammengefunden hätten, und in
Chemnitz etwas bewegen können, ist schon
viel erreicht.“ Susanne Kailitz ❚

Der Stiftungsboom in Deutschland hält an:
Ende 2012 gab es hierzulande 19.551 rechts-
fähige Stiftungen bürgerlichen Rechts, 645
davon wurden nach Angaben des Bundes-
verbandes Deutscher Stiftungen (BDS) im
vergangenen Jahr neu gegründet. Deutsch-
land bleibt damit innerhalb Europas Spit-
zenreiter in Sachen Stiftungsneugründun-
gen. 
Was die verschiedenen Arten der Stiftungen
angeht, so wird hierzulande mit Blick auf die
Rechtsfähigkeit zwischen den rechtsfähigen
Stiftungen (bürgerlichen oder öffentlichen
Rechts) und den Treuhandstiftungen unter-
schieden. Rechtsfähige Stiftungen bürgerli-
chen Rechts müssen sich den Regelungen
von Paragraf 80 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches („Entstehen einer rechtsfähigen Stif-
tung“) unterwerfen. Sie können jedoch auch
in der Rechtsform der Stiftungs-GmbH, der
Stiftungs-AG oder des Stiftungs-Vereins er-
richtet werden. Die Politischen Stiftungen
beispielsweise sind als Vereine strukturiert.

Die Robert Bosch Stiftung – die vermögends-
te deutsche Stiftung – hat die Rechtsform ei-
ner GmbH gewählt.  
Eine rechtsfähige Stiftung öffentliches Rechts
kann nur durch staatliche Institutionen ge-
gründet werden und verfolgt Zwecke, die von
einem besonderen öffentlichen Interesse
sind. Beispiele hierfür sind die Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz ebenso wie die Stiftung
Warentest. Hiervon zu unterscheiden ist wie-
derum die öffentliche Stiftung bürgerliches
Rechts. Sie wird nach den Regeln des Privat-
rechts errichtet und verfolgt Zwecke, die zu-
mindest teilweise dem Gemeinwohl dienen.  

Gemeinnützigkeit Von einer gemeinnützi-
gen Stiftung spricht man wiederum, wenn
ihr Zweck darauf gerichtet ist, die Allgemein-
heit auf materiellem, geistigem oder sittli-
chem Gebiet selbstlos zu fördern. Mit dem
Status der Gemeinnützigkeit ist regelmäßig
die Steuerbefreiung der Stiftung verbunden.
Gemeinnützige Stiftungen sind zudem be-
rechtigt, Spenden entgegenzunehmen. 96
Prozent aller Stiftungen in Deutschland gel-
ten als gemeinnützig. Unter anderem der
Robert Bosch Stiftung aber auch der Diet-
mar Hopp Stiftung wurde dieser Status ge-
währt.  
Die meisten Stiftungen innerhalb Deutsch-
lands gibt es – bezogen auf je 100.000 Ein-
wohner – in den beiden hanseatischen
Stadtstaaten Hamburg (74) und Bremen
(48), gefolgt von Hessen und Bayern (je 29).
Die fünf neuen Bundesländer belegen in
dieser Statistik die letzten Plätze.
Beim Stiftungszweck stehen nach Angaben
des BDS soziale Belange im Ranking ganz
oben (29,7 Prozent). Bildung und Erzie-
hung (15,3) sowie Kunst und Kultur (15,2)
werden demnach noch stärker als Wissen-
schaft und Forschung (12,4) gefördert. Den
Umweltschutz erklären 3,8 Prozent der Stif-
tungen zu ihrem Zweck.  hau ❚

Soziales ist sehr beliebt

Bürger engagieren sich heute in Deutschland an vielen Orten und zu vielen Themen.
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Anzeige

STIFTUNGEN Ein Überblick über die verschiedenen Arten

Braucht es das wirklich noch? In Zeiten, in
denen das Wort „Nachhaltigkeit“ schon fast
inflationär benutzt und jedes Kindergarten-
kind weiß, wie wichtig der Umweltschutz
ist: Ist da überhaupt noch eine Umweltstif-
tung nötig? „Ja natürlich, unbedingt!“, da-
von ist Jörg Sommer, seit vier Jahren Vor-
standsvorsitzender der Deutschen Um-
weltstiftung, überzeugt. „Aber tatsächlich
haben sich die Gründe, aus denen so eine
Stiftung sinnvoll ist, geändert: Während es
in den 1980er-Jahren darum ging, Umwelt-
themen in die gesellschaftliche Diskussion
zu bekommen, braucht es heute eine Insti-
tution, die darauf achtet, ob es Unterneh-
men und Staat wirklich ernst ist mit ihren
Bekenntnissen zur Ökologie. Da wird nicht
selten Greenwashing betrieben.“

Ökologische Schlichtungsstelle Und
nicht nur das: In Zeiten, in denen fast jedes
große Bauprojekt zu scheitern droht, weil
so genannte Wutbürger Einwände aller Art
anführen, hält Sommer eine „ökologische
Schlichtungsstelle“ für nötig. Häufig näm-
lich lasse sich auf den ersten Blick nicht un-
terscheiden zwischen berechtigten Einwän-
den und egoistischen Eigeninteressen.
„Selbst Solaranlagen, Windräder oder Bio-
gasanlagen, die wir für die Energiewende
dringend brauchen, lassen sich nur noch
mit größtem Aufwand und teils kostspieli-
gen Verzögerungen realisieren.“ Sommer
sieht darin im Kern ein großes  „kulturelles
Missverständnis“: „Auf der einen Seite gibt
es die Wahrnehmung, die Unternehmen
seien per se böse und umweltfeindlich – auf
der anderen Seite gelten Umweltschützer
einfach als komplette Irre. Aber wenn Böse

mit Irren verhandeln, gibt es naturgemäß
kein vernünftiges Ergebnis.“ Hier könnte ei-
ne Schlichtungsstelle vermitteln, als neutra-
le und unabhängige Institution. 

Kampagnen für die Energiewende Ein
Job also für die Umweltstiftung? 1982 un-
ter dem Motto „Hoffnung durch Handeln“
unter anderem von Erhard Eppler, Günter
Grass und Bernhard Grzimek gegründet, ist
sie mit inzwischen mehr als 1.800 Stiftern
aus der deutschen Stiftungslandschaft nicht
mehr wegzudenken. „Wir genießen inner-
halb der Umweltbewegung eine große Ak-
zeptanz“, gibt Sommer zu, „aber vermutlich
wäre es sinnvoller, wenn eine solche
Schlichtungsstelle an eine Stelle angeglie-
dert würde, mit der auch die Unternehmer-
verbände gut leben können. Der Erfolg ei-
ner solchen Instanz steht und fällt mit dem
Maß an Akzeptanz, das ihr entgegen ge-
bracht wird.“
Und die Stiftung hat auch so genug zu tun:
Neben ihren Bemühungen, über Schüler-
projekte das Umweltbewusstsein junger
Menschen zu fördern, begleitet sie auch die
anstehende Energiewende intensiv. Dabei,
so Sommer, werde momentan das Thema
der Energieeffizienz sträflich vernachlässigt.
„Wenn das Projekt gelingen soll, brauchen
wir viel effizientere Energieeinsparungen als
bisher. Bislang werden diese durch neue
Technologien und Ansprüche im Grunde
sofort wieder aufgezehrt.“ Die Stiftung ver-
stehe sich hier als Korrektiv und versuche
über Kampagnen auf die Dringlichkeit des
Themas aufmerksam zu machen. Weil das
Thema Umwelt auch nach 30 Jahren Um-
weltstiftung noch nicht abgehakt ist. suk ❚

Gegen das Greenwashing
DEUTSCHE UMWELTSTIFTUNG »Hoffnung durch Handeln«

Sowohl der Caritas-Verband als auch die
Diakonie Deutschland sind feste, nicht weg-
zudenkende Bestandteile der freien Wohl-
fahrtspflege. Die Einrichtungen der katholi-
schen und der evangelischen Kirche finan-
zieren sich über staatliche Zuschüsse, Gel-
der aus der Sozialversicherung, der
Kirchensteuer und natürlich auch über
Spenden. Teilweise aber auch über kirchli-
che Stiftungen, die in Deutschland schon ei-
ne lange Tradition haben. Bereits im Mittel-
alter gab es sie – lange bevor weltliche Stif-
tungen bekannt waren.  

Sonderrolle Heute nehmen sie unter den
Stiftungen eine Sonderrolle ein, da kirchli-
che Stiftungen grundsätzlich der staatlichen
Stiftungsaufsicht entzogen sind und dafür
der Aufsicht der jeweiligen Kirchenbehörde
nach Kirchenrecht unterstehen. Ihre Tätig-
keitsfelder sind vielfältig. Stiftungen mit so-
zialen Zwecken stellen traditionell den
größten Anteil unter den kirchlichen Stif-
tungen dar. Aber auch die Ausbildung für
kirchliche und soziale Berufe, die Verkün-
dung des Glaubens, Hilfe für Kunst, Archi-

tektur und Musik im kirchlichen Raum und
Kultusstiftungen können die Zwecke kirch-
licher Stiftungen sein. So wurde etwa für
den Erhalt der Heilig Kreuz Kirche in Essen
durch das zuständige Bistum eine Stiftung
gegründet, die nur den Zweck verfolgt, die
Kirche zu erhalten, um dort auch weiterhin
Gottesdienste stattfinden zu lassen. Auch
das Geburtshaus von Papst Benedikt XVI. ist
im Jahr 2005 in eine Stiftung übergegangen,
um das Haus in Marktl am Inn, das zu ei-
nem Museum wurde, zu unterhalten. 
Rechtsfähige kirchliche Stiftungen müssen
– wie jede andere Stiftung – im Stiftungsver-
zeichnis aufgenommen werden. Was mit
den Geldern geschieht, die in diese Stiftung
fließen, entscheidet aber allein die zustän-
dige Gemeinde oder Kirche. Nur wenn der
Stiftungsgründer Angaben dazu gemacht
hat, wie die Stiftung arbeiten oder zu wel-
chem Zweck das Geld verwendet werden
soll, muss sich die Kirche auch an diese Vor-
gaben halten. Ob eine Stiftung als kirchli-
che Stiftung anerkannt wird, hängt vom
Stifterwillen und der Zustimmung der Kir-
che ab. hau ❚

Ohne staatliche Aufsicht
KIRCHENSTIFTUNGEN Tradition seit dem Mittelalter

Hamburg – hier ein Blick auf den Hafen –
hat die meisten Stiftungen.
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BÜRGERSTIFTUNGEN Sie liegen im Trend – und können 
ganze Regionen verändern

Erfolgsmodell
mit Keksen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

>STICHWORT

> Definition Der Bundesverband Deutscher Stiftungen einigte sich im Jahr 2000 auf „Zehn
Merkmale einer Bürgerstiftung“. Unter anderem gehört dazu, dass sie gemeinnützig sind und
das Gemeinwohl im Auge haben, ihre wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit, ihr geo-
grafisch begrenzter Aktionsradius und das Fördern von Projekten, die von bürgerschaftlichem
Engagement getragen sind oder Hilfe zur Selbsthilfe leisten.

> Themen Fast die Hälfte ihrer Mittel investieren die Stiftungen in Bildung und Erziehung (47
Prozent), gefolgt von Kunst und Kultur (17 Prozent) und Sozialem (15 Prozent).

> Vermögen Die 326 Bürgerstiftungen verfügen über ein Gesamtkapital von 208 Millionen
Euro. Mehr als 20 Millionen Euro vertrauten Stifter den Bürgerstiftungen allein im Jahr 2011
an. Mehr denn je schütten die Stiftungen für gemeinnützige Zwecke aus: Insgesamt rund 
zwölf Millionen Euro im Jahr 2011 (für 2012 liegen die Zahlen noch nicht vor).

> Spenden Mehr als 9,6 Millionen Euro haben Bürger, Unternehmen und andere Institutionen
2011 an die Bürgerstiftungen gespendet, bisher die höchste Summe innerhalb eines Jahres
seit Gründung der ersten Bürgerstiftung 1996.

BÜRGERSTIFTUNGEN – Das Gemeinwohl im Blick
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Für ein Ehrenamt hat Susann Kriesche kei-
ne Zeit. Denn die 31-Jährige hat eine Wer-
beagentur und ist damit ziemlich ausgelas-
tet. Eigentlich. Denn als die Flut auf die
sächsische Landeshauptstadt zurollte, rich-
tete die Dresdnerin die Facebook-Seite
„Fluthilfe Dresden“ ein. Innerhalb kürzes-
ter Zeit fanden hier –  meist junge – Helfer
und Hilfesuchende zusammen. Überall da,
wo das Wasser drängte, setzten Menschen
kurze Nachrichten ab – und binnen Minu-
ten machten sich woanders andere Men-
schen mit Sandsäcken, Schaufeln oder Ver-
pflegung auf den Weg, um sie im Kampf ge-
gen das Hochwasser zu unterstützen. Fast
50.000 Menschen ließen auf der Facebook-
Seite mit einem „like“ ihre virtuelle Unter-
stützung da. 
Für Susann Kriesche ist es auch noch Wo-
chen nach dem Hochwasser eine „unglaub-
liche Erfahrung, wie viele Menschen ohne
groß nachzufragen angepackt haben. Das
war eine Solidarität, die ich so nicht für
möglich gehalten habe.“ Die aber auch
schnell wieder abebbte, sobald das Wasser
abgeflossen war. So harmonisch es zunächst
auf „Fluthilfe Dresden“ zugegangen war, so
giftig wurden die Kommentare, als Kriesche
und ihre Partner eine gemeinsame Spen-
denaktion mit einer Boulevardzeitung initi-
ierten. Die junge Frau ist davon unbeein-
druckt. Die Hoffnungen vieler User, aus der
„Fluthilfe“ könne vielleicht ein ständiges
Projekt für Dresden werden, hat sie ohne-
hin nicht geteilt. „Uns war klar, dass die So-
lidarität auch wieder abflachen würde, so-
bald die Lage sich entspannt.“

Generation 2.0 Ist das die Zukunft des Eh-
renamts? Der schnelle Zusammenschluss
Gleichgesinnter über das Internet, immer
dann, wenn akut Hilfe gebraucht wird? Wie
in Dresden fanden auch in anderen Städten
Sachsens und Bayerns Helfer über soziale
Netzwerke zusammen: Aus den virtuellen
Kontakten wurden echte. Vielen, die gern
helfen wollen, ohne sich dauerhaft zu ver-
pflichten, kommt das entgegen. Große Or-
ganisationen haben starre Hierarchien und
sind meist wenig flexibel – wer sich nur pro-
jektbezogen und nicht gleich fürs Leben en-
gagieren will, für den ist das eine gute Alter-
native. In der Studie „Jugendliche Aktivitä-
ten im Wandel“ des Deutschen Jugendinsti-

tuts und der Technischen Universität Dort-
mund heißt es, „dass sich mit der Entwick-
lung des Web 2.0 Gelegenheitsstrukturen
entwickeln, die sowohl die bürgerschaftli-
che Partizipation im Sinne einer politischen
Mitsprache, als auch die Partizipation im
Sinne einer freiwilligen, engagierten Mitar-
beit im Gemeinwesen“ befördern können.
In beiden Fällen gehe es „weniger um neue
Formen der Beteiligung, sondern eher da-
rum, dass durch neue Technologie mehr
Menschen schneller die Gelegenheit gege-
ben wird, ihre Meinung zu äußern, Aktio-
nen zu starten oder ihre freiwillige Mitarbeit
anzubieten“. Plattformen wie etwa „better-
place“ bringen Menschen, die helfen 
wollen, und Menschen, die Hilfe suchen,
zusammen – schnell, ohne Barrieren und
direkt.

Die Hemmschwelle sinkt Doch damit ha-
ben die klassischen Vereine längst nicht aus-
gedient. Grundsätzlich, da sind sich die
Wissenschaftler einig, gebe es keinen Beleg
dafür, dass die Internetnutzung das traditio-
nelle Engagement verdrängen würde. On-
line Zeit oder Geld spenden zu können,
senke vielmehr die Schwelle für den eigenen
Einsatz, so die Forscher. Die Online-Kom-
munikation überwinde soziale und natio-
nale Grenzen. Dass insbesondere junge
Menschen sich bevorzugt am Computer
über Möglichkeiten des Engagements infor-
mieren, haben inzwischen auch die Stiftun-
gen, Freiwilligenbörsen und Vereine er-
kannt: Kaum eine verzichtet noch auf eine
Homepage, ein Facebook-Profil oder einen
Twitter-Account. So können sie ihre Aktivi-
täten bewerben – und Interessierte vernet-
zen, die sich dann auch in der realen Welt
zu Projekten zusammenfinden.
Auch die „Fluthilfe“ wird, obwohl daraus
kein festes Projekt werden soll, als Face-
book-Seite weiterbetrieben. „Jetzt wissen
wir ja, wie es geht“, sagt Susann Kriesche,
„und sollte es mal wieder ein Hochwasser
geben, können wir sofort loslegen.“ suk ❚

Das Online-Ehrenamt
INTERNET Soziale Netzwerke werden immer wichtiger

Am Beginn des Jahres 1339 ließ Konrad
Groß († 1356), Ratsherr der Stadt Nürnberg
und einer der reichsten Männer der Han-
delsmetropole, Vertrauter und Financier
Kaiser Ludwigs des Bayern, eine Urkunde
ausstellen. Zu seinem Seelenheil habe er ein
Spital erbauen lassen und dieses zu einem
ewigen Almosen bestimmt. Detailliert wer-
den die finanzielle Ausstattung, die Bedin-
gungen für die Aufnahme Armer und Kran-
ker sowie weitere Regularien festgelegt. Bil-
dete dieses Heilig-Geist-Spital bereits ein
teures Unterfangen, so war es doch nur Teil
eines größeren Stiftungskomplexes: 1341
war Groß an der Gründung eines Zisterzien-
serinnenklosters beteiligt, das zunächst mit
dem Spital verbunden wurde, 1345 richtete
er im unweit gelegenen Pillenreuth einen
Frauenkonvent ein, darüber hinaus sorgte
er an mehreren Orten für das liturgische Ge-
dächtnis nach seinem Tod, für die regelmä-
ßige Feier einer Messe, für die Abhaltung ei-
ner Fronleichnamsprozession.
Knapp 300 Jahre später, im Oktober 1636,
fertigte der Lübecker Kaufmann und Rats-
herr Johann Füchting sein Testament aus.
Unter den Legaten finden sich in großer
Zahl auch solche mildtätiger Art, etwa für
Hospitäler und Armenhäuser, für arme Stu-
denten, für die Witwen von Predigern, für
bedürftige Dienstmägde. Der Rest – die Be-
rechnungen der Testamentsvollstrecker er-
gaben, dass es sich um rund zwei Drittel des
Vermögens handelte – fiel zur Hälfte an die
Erben des kinderlosen Testators. Die ande-
re Hälfte aber sollte zu einer nicht näher de-
finierten „denkwürdigen Stiftung“ verwen-
det werden, „zu Gottes Ehre und den Armen
zum Nutzen und Besten, daneben auch zu
meinem und meiner gottseligen lieben Ehe-
frau immerwährenden Gedächtnis, auch
anderen von dem lieben Gott gesegneten
mildtätigen Christen zu einem Exempel“.
Seine Nachlassverwalter, die zugleich Vor-
steher der geplanten Stiftung waren, schu-
fen nach seinem Tod einen Wohnhof für ar-
me Witwen: Sie erwarben ein Grundstück
und ließen zwei Häuserreihen mit kleine
Wohnungen errichten.

Für einen bestimmten Zweck Die ange-
sprochenen Beispiele können die Vielfalt
vormoderner Stiftungen in städtischen Zu-
sammenhängen nur andeuten. Gestiftet

wurden unter anderem Klöster und Kapel-
len, Altäre, Messen und Priesterpfründen,
Hospitäler, Siechen- und Armenhäuser,
aber auch Universitäten. Gegenstand, Auf-
wand und Form von Stiftungen fielen
höchst unterschiedlich aus, gemeinsam war
ihnen allen aber, dass sie soziale Konstruk-
tionen waren. Erst im 19. Jahrhundert soll-
ten Stiftungen als juristische Personen inter-
pretiert werden, bis dahin blieben sie un-
mittelbar und konkret an Personen- und
Gruppenbeziehungen gebunden. Nicht an-
ders als heute stellte ein Stifter Vermögens-
werte – seien es Kapitalien, die regelmäßige
Erträge erbrachten, seien es dauerhafte Ob-
jekte wie zum Beispiel ein Altarbild oder ei-
ne Handschrift – für einen bestimmten
Zweck zur Verfügung. Um dessen Erfüllung
auf ewige Zeiten zu gewährleisten, wurde
damit eine Gruppe beauftragt, besonders
häufig eine geistliche Gemeinschaft oder
die Gemeinschaft der vom Stifter eingesetz-
ten und sich durch Kooptation immer wie-
der selbst ergänzenden Vorsteher, wie sie im
Fall Füchtings als aktive Gestalter des Stif-
tungsprojekts in Erscheinung traten. Diese
soziale Einbindung führte dazu, dass Stif-
tungen über Jahrhunderte hinweg immer
wieder an neue Bedürfnisse angepasst wur-
den, einem den Willen des Stifters anders
interpretierenden oder gar negierenden
Funktionswandel unterliegen konnten –
und sich gerade in dieser flexiblen Praxis als
außerordentlich stabil erwiesen.

Repräsentation des Stifters Grundsätz-
lich waren Stiftungen im Mittelalter und in
der frühen Neuzeit mit religiösen Aspekten
verbunden: Konrad Groß verpflichtete die-
jenigen, die von seiner Stiftung profitierten,
zum Gebet für sein Seelenheil, und obwohl
diese Form des Totengedenkens im protes-
tantischen Lübeck des 17. Jahrhunderts, wo
man nicht mehr an das Fegefeuer glaubte,
eigentlich obsolet geworden war, ging es
auch Johann Füchting um das nach wie vor
religiös konnotierte „Gedächtnis“. Zwar bil-
dete die Reformation in den betroffenen Re-
gionen insofern einen Einschnitt, als Klös-
ter und andere geistliche Gemeinschaften
aufgelöst wurden und an die Liturgie der al-
ten Kirche gebundene Stiftungen ihren Sinn
verloren. Doch erwiesen sich insbesondere
karitative Stiftungen als epochenübergrei-

fendes Phänomen, verstärkten sich im 16.
Jahrhundert doch unabhängig von der Kon-
fession gerade in den Städten ältere Tenden-
zen. Denn schon im späten Mittelalter wur-
de dort die Kirche als Träger des Stiftungs-
wesens zurückgedrängt, lag die Kontrolle
zunehmend beim Rat als Vertretungsorgan
der Stadtgemeinde – es war der Rat, dem
Konrad Groß die Verwaltung seines Spitals
anvertraute. Und neben der Förderung des
Gottesdienstes zeigte sich bereits seit dem
14. Jahrhundert die Tendenz, Stiftungen
vermehrt zu profanen Zwecken zu errich-
ten: beispielsweise für Stipendien zur Un-
terstützung armer Studenten oder Aussteu-
erbeihilfen armer Frauen. 1339 sprach Kon-
rad Groß ausdrücklich von der wachsenden
Bevölkerung Nürnbergs, die das neue Spital
notwendig mache. Dabei boten Stiftungen
stets auch Möglichkeiten zur Repräsentati-

on des Stifters und seiner Familie, der Vor-
steher und Verwalter: Über dem Portal des
Füchtingshofes prangen noch heute die Stif-
terwappen. Solchermaßen vermochten Stif-
tungen unterschiedliche pragmatische Auf-
gaben zu erfüllen. Tiefere Zäsuren bildeten
erst die Aufklärung, dann die Säkularisie-
rung im frühen 19. Jahrhundert mit ihren
weitreichenden Eingriffen in kirchliche Ver-
mögensstrukturen und noch einmal die In-
flation der 1920er Jahre, die viele Stiftungen
finanziell zusammenschmelzen ließ. Aber
selbst das haben die Werke des Konrad
Groß und des Johann Füchting je auf ihre
Weise überlebt. Sven Rabeler ❚

Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter
an der Professur für Wirtschafts- und 

Sozialgeschichte der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel.

»Zu Gottes Ehre und den Armen zum Nutzen«
GESCHICHTE Von der Vielfalt vormoderner Stiftungen im Mittelalter und der Bedeutung der Religion

Herr Dr. Nährlich, Sie sind Geschäfts-
führer des Vereins Aktive Bürgerschaft. Was
ist die Aufgabe Ihres Vereins?
Wir fördern bürgerschaftliches Engagement
und unterstützen Menschen, die sich vor Ort
engagieren wollen, etwa in Bürgerstiftungen.

Warum brauchen solche Initiativen eine
Dachorganisation in Berlin?
Wir sind keine Dachorganisation im klassi-
schen Sinn. Bei uns muss man kein Mitglied
werden, und wir sehen unsere Aufgabe auch
nicht darin, alle Teilnehmer auf eine bestimm-
te Richtung einzuschwören. Wir wollen den
vielen Initiativen vor Ort helfen und gute Ide-
en unter das Volk bringen. Wir haben eine Pa-
lette von Dienstleistungen aufgebaut, immer
mit dem Ziel: Die Bürgerstiftung vor Ort soll
prosperieren. Gelingt das dann, setzen wir mit
unserem Förderpreis Anreize. Die Hürden, tat-
sächlich preiswürdig zu werden, sind aller-
dings hoch. Aber die Botschaft ist: Engage-
ment lohnt sich.

Es geht um immerhin 40.000 Euro, die
künftig im Zwei-Jahres-Rhythmus ausgege-
ben werden. Was muss eine Initiative vor
Ort leisten, um preiswürdig zu sein?
Der Förderpreis Aktive Bürgerschaft wird von
den Genossenschaftsbanken finanziert. Die
Auswahl der Preisträger erfolgt, indem wir Stif-
tungen vergleichen, ihre Bilanzen anschauen
und Erfolge bewerten. Das ist noch relativ ein-
fach. Schwieriger wird es dann, wenn es da-
rum geht, Aufgabenfelder gegeneinander ab-
zuwägen. Also: Ist ein Projekt, das sich für Kin-
derrechte einsetzt, besser als eines, das sich um
Seniorenbegegnung kümmert? Für diese Auf-
gabe gibt es eine hochkarätig und professio-
nell besetzte Jury, die aus 13 Experten besteht.
Vor dieser Jury müssen die Bürgerstiftungen
dann ihre Projekte präsentieren. Das ist gar
nicht so einfach, weil auch kritisch nachge-
fragt wird. Wird ein Projekt für preiswürdig be-
funden, ist es immer eines, das auch als Bei-
spiel für Nachahmer geeignet ist.

Wie ist der Zulauf, den bürgerschaftli-
ches Engagement erfährt, zu erklären?
Da treffen vor allem zwei Entwicklungen zu-
sammen. Zum einen steigt mit den formalen
Voraussetzungen auch die Bereitschaft, für an-
dere etwas zu tun. Der Bildungsgrad ist gestie-
gen, die Einkommen haben sich erhöht, die
Menschen leben länger. Der wachsende Wohl-
stand führt dazu, dass immer mehr bereit
sind, sich zu engagieren. Zum zweiten werden
die Grenzen der Leistungsfähigkeit des Staates

erkannt. Der CDU-Politiker Kurt Biedenkopf,
der früher bei uns im Kuratorium tätig war, hat
das so formuliert: „Gesellschaften müssen im-
mer komplexer werden, diese Komplexität
müssen sie aber auch managen können.“ Das
funktioniert dann nicht, wenn von der Politik
am grünen Tisch Großlösungen produziert
werden, die vor Ort aufgrund der spezifischen
Verhältnisse so nicht anwendbar sind. Bürger-
engagement ist nicht der Kitt, der die Gesell-
schaft zusammenhält,  aber das Schmiermit-
tel, das die Gesellschaft leistungsfähig macht.
Was früher der Vereinsmeier und funktionale
Dilettant war, ist heute der aktive Bürger mit
Fachkompetenz.

Könnte das Engagement auch aus der
Sehnsucht nach Familienbande, die längst
nicht mehr gut funktioniert, resultieren?
Ja, bestimmt. Der Vorteil bei bürgerschaftli-
chen Aktivitäten ist ja, dass jeder selbst den
Grad seines Engagements bestimmen kann.
Das ist ein entscheidender Unterschied zur Fa-
milie, die eine gewisse Bedingungslosigkeit
fordert. In der bürgerschaftlichen Initiative, in
der Stiftung kann jeder so viel Bindung auf-
bauen, wie er will.

Es könnte ja auch sein, dass das einfach
nur ein Modetrend ist, dass es chic ist, an-
deren zu helfen. Wenn diese Mode dann ei-
nes Tages nachlassen würde …
… hätten wir ein Problem, klar. Trotzdem
führt das nicht weiter. Entscheidend ist, was
jetzt passiert, und: Was kommt am Ende da-
bei heraus? Es gibt ja auch das Argument, Bür-
gerengagement sei ja gut und schön, aber ei-
gentlich müsse es doch Aufgabe des Sozial-
staates sein, diese Aufgaben zu erledigen. Bür-
gerinitiativen wären demnach kein Ausdruck
von steigender Partizipation in der Gesell-
schaft, sondern ein Beleg für Staatsversagen.
Und wenn die Frage, ob mein Kind eine ver-
nünftige Schulausbildung bekommt, davon
abhängt, ob die Schule einen guten Förderver-
ein als Ausgleich der Defizite im schulischen
Angebot hat, sorgt das für Unbehagen.

Keine nachvollziehbare Position?
Doch, natürlich. Ich bin für Subsidiarität: Wo
sich Menschen engagieren und kümmern,
braucht der Staat nicht zu handeln. Wo es das
nicht gibt, muss der Staat bedingungslos ein-
treten. Gelegentlich habe ich das Gefühl, dass
genau andersherum argumentiert wird. Nach
dem Motto: Wir haben gerade andere Präfe-
renzen und sowieso kein Geld, also gründet
mal schön einen Förderverein. Geschieht das

nicht: Pech gehabt, dann werden die Aufgaben
nicht erledigt. So geht es natürlich nicht.

Wir brauchen also einen funktionieren
Sozialstaat, der in einzelnen Bereichen er-
gänzt wird durch Bürgerarbeit?
Ja, allerdings finde ich den Begriff „ergänzen“
schwierig. Das hört sich immer nach Sahne-
häubchen an: Alles ist schon da, aber wir wer-
den jetzt trotzdem mal aktiv. So ist es in der
Praxis ja nicht. Es geht nicht um Beschäfti-
gungstherapien für gelangweilte Bürger, son-
dern um wirkliche Hilfe. Vielleicht lässt es sich
so formulieren: Bürgerengagement sollte
staatlichem Handeln vorausgehen. 

Bürgerengagement soll den Bedarf we-
cken, damit der Staat sich einmischt?
Bürger können mit ihrem Engagement The-
men setzen. Zum Beispiel haben Frauen-, Frie-

dens- oder die Ökologiebewegungen das Be-
wusstsein geweckt, dass diese Themen uns al-
le angehen. Heute sind diese Dinge Bestand-
teil aller Parteiprogramme. Andererseits könn-
te man natürlich sagen: Wenn es an einer
Schule einen gut funktionierenden Förderver-
ein gibt, warum soll dann ein staatlicher Zu-
schuss für Fördermaßnahmen fließen? Ver-
mutlich gibt es da kein Patentrezept.

Machen wir es doch noch einmal kon-
kret. An Schulen gibt es ehrenamtliche „Le-
sepaten“, die mit Kindern lesen üben. Sicher
eine sinnvolle Idee. Aber bleibt es nicht trotz-
dem Aufgabe des Staates und damit der Leh-
rer, Kulturtechniken zu vermitteln?
Entscheidend ist doch, dass die Kinder, wenn
sie die Schule verlassen, lesen können, und
zwar richtig. Wie das erreicht wird, ist nicht die
vorrangige Frage. Trotzdem muss man sich die

einzelnen Bereiche sehr genau anschauen und
dann festlegen, wer die Leistungen am sinn-
vollsten erbringen kann: der Staat, das Ehren-
amt, gewerbliche Dienstleistung oder viel-
leicht eine Mischform. Da wird dann immer
der Einzelfall entscheidend sein.

Welche Schnittmenge gibt es zwischen
Bürgerarbeit und privater Wirtschaft?
Eine positive und eine negative, wenn man so
will. Eine Initiative, die einer alten Dame eine
Lampe anbringt, wird sagen, das sei Nachbar-
schaftshilfe. Der örtliche Handwerker könnte
aber argumentieren: Das ist Schwarzarbeit.
Dieses Argument kann ich verstehen und da-
rum bin ich auch etwas ratlos. Die positive
Schnittmenge ist sicher das, was heute als
„Corporate Citizenship“ bezeichnet wird: Un-
ternehmen, die sich finanziell oder durch ih-
re Mitarbeiter gesellschaftlich engagieren.

Die Schwerpunkte gemeinnütziger Ar-
beit haben sich verschoben. Sportvereine kla-
gen über mangelndes ehrenamtliches Perso-
nal, in anderen Bereichen hat ein  Boom ein-
gesetzt. Wie ist das zu steuern?
Tatsächlich verliert der Sport wichtige Teile sei-
ner Infrastruktur: Vorstandsmitglieder,
Übungsleiter, Platzwarte ziehen sich zurück.
Da müssen Lösungen gefunden werden, über
die Übungsleiterpauschale hinaus. Zentral
steuern lässt sich bürgerschaftliches Engage-
ment trotzdem nicht. Schauen wir einmal auf
die Freiwillige Feuerwehr und das Technische
Hilfswerk. Da grassierte seit längerem die An-
nahme, diese Organisationen würden ausblu-
ten. Bei der Flutkatastrophe in diesem Jahr war
zu besichtigen, dass das keineswegs so ist, dass
die Organisationen gut aufgestellt sind.

Sind die Rahmenbedingungen für ge-
deihliches Bürgerengagement ausreichend?
Die sind zumindest nicht schlecht. In den letz-
ten Jahren haben Gesetze das Ehrenamt ge-
stärkt. Das war hilfreich. Wichtig ist weitgehen-
de Handlungsfreiheit. Eine gemeinnützige Or-
ganisation braucht keine Detailvorschriften,
sondern Vertrauen, dass sie ihre Aufgabe unter
Wahrung der Gesetze gut erfüllt.

Sie sind wunschlos glücklich?
Nein, natürlich nicht. Besonders in zwei Be-
reichen gibt es Handlungsbedarf. Erstens müs-
sen wir die Vereine und Stiftungen finanziell
stärken. Dazu gehört auch, dass sie das Geld
ohne enge Zweckbindung zur freien Verfü-
gung haben. Im Gegenzug könnte man eine
Transparenzpflicht einführen, etwa über die
Veröffentlichung eines Jahresabschlusses. Zur
besseren Finanzausstattung wäre zum Beispiel
ein Modell hilfreich, das erfolgreich beim Auf-
bau der Zivilgesellschaften in Osteuropa ein-
gesetzt wurde. Dort können Steuerzahler ein
oder zwei Prozent ihrer Steuerlast direkt ge-
meinnützigen Organisationen zukommen
lassen. Das hat den schönen Nebeneffekt, dass
die gemeinnützigen Organisationen sich in
der Öffentlichkeit präsentieren, um an mög-
lichst viele Mittel zu kommen. Zweitens wird
verkannt, wie wichtig die Vorstände und die
Aufsichtsgremien in den Freiwilligen-Organi-
sationen sind. Es ist falsch, dabei vorrangig
pensionierte Senioren im Blick zu haben. Wir
brauchen Menschen, die im Berufsleben ste-
hen und Netzwerke mitbringen. Die sind we-
gen der enorm hohen Belastung aber immer
schwieriger zu gewinnen. Das entwickelt sich
zu einem wachsenden Problem.

Das Interview führte Jörg Biallas. ❚

Schmiermittel für die Gesellschaft
AKTIVE BÜRGERSCHAFT Geschäftsführer Stefan Nährlich über die Arbeit des Vereins und seine Sicht auf die Rolle des Ehrenamts 

Der Ökonom Stefan Nährlich lehrt an der Universität Münster im Studiengang „Master of Nonprofit-Management and Governance“.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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1955 wurde in Bonn die „Gesellschaft für
christlich-demokratische Bildungsarbeit
e.V.“ gegründet und das nahegelegene
Schloss Eichholz als Bildungsstätte gekauft.
1958 wurde der Verein in „Politische Aka-
demie Eichholz“ umbenannt. 1964 erfolgte
die Umbenennung in „Konrad-Adenauer-
Stiftung für politische Bildung und Studien-

förderung“, woraus schließlich 1976 der
heutige Name „Konrad-Adenauer-Stiftung
e.V.“ (KAS) wurde. Die zweitälteste ist mit
rund 560 Mitarbeitern auch die zweitgröß-
te Politische Stiftung. Vorsitzender ist seit
2010 der CDU-Europaabgeordnete und frü-
here Präsident des Europaparlamentes
Hans-Gert Pöttering. Die beiden Zentralen
der KAS sind in Sankt Augustin bei Bonn
und in Berlin. Dazu kommt in jedem Bun-
desland außer Bayern mindestens ein Bil-
dungswerk sowie ein weltumspannendes
Netz von Auslandsbüros. Der Gründungs-
standort Eichholz wird Ende dieses Jahres
aus finanziellen Erwägungen aufgegeben.
Dagegen will die KAS die 1977 erworbene
Villa La Collina am Comer See, in der Aden-
auer viele Urlaube verbrachte, behalten.  Ei-
ne Besonderheit in der Auslandsarbeit der
KAS sind die vier Medienprogramme „für
freie und unabhängige Medien“ in Latein-
amerika, Asien, Subsahara-Afrika und Süd-
osteuropa. Ein weiterer Schwerpunkt ist die
Rechtsstaatsarbeit. Akzente setzt die KAS zu-
dem mit dem jeweils jährlich verliehenen
KAS-Literaturpreis, Lokaljournalistenpreis
und Preis Soziale Marktwirtschaft. pst ❚

Netz von Auslandsbüros
KAS Programme für »freie und unabhängige Medien«

E
ntscheidend ist die permanen-
te und eigentliche Aufgabe der
politischen Stiftungen: die Er-
ziehung zur Demokratie, das
heißt nicht nur belehren, son-
dern vormachen. Sie stellt sich

im Inland wie im Ausland.“ Dieses Zitat von
Roman Herzog, dem damaligen Bundesprä-
sidenten, ist einer gemeinsamen Erklärung
der damals fünf haushaltsrechtlich aner-
kannten Politischen Stiftungen aus dem
Jahr 1998 vorangestellt, der sich 2003 die
Linken-nahe Rosa-Luxemburg-Stiftung an-
schloss. Die parteinahen Stiftungen wollten
damit gegenüber der Öffentlichkeit begrün-
den, warum sie zurecht aus öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Denn sie sind ei-
gentümliche Gebilde, deren Daseinsberech-
tigung nicht jeder auf Anhieb einsieht.
Das geläufige – und in den Stiftungen gar
nicht gern gehörte – Wort „Parteistiftungen“
rührt an den Kern des Problems. Jede der
sechs Politischen Stiftungen ist entweder di-
rekt aus einer Partei heraus gegründet wor-
den oder im engen Umfeld einer Partei ent-
standen und dann von ihr als „ihre“ Stif-
tung anerkannt worden. Eine solche Aner-
kennung ist sogar Voraussetzung für die
Förderung aus Bundesmitteln. Eine andere
ist die mehr als einmalige Wahl der „nahe-
stehenden“ Partei in den Deutschen Bun-
destag.
1966 verbot das Bundesverfassungsgericht
die Finanzierung parteipolitischer Bil-
dungsarbeit aus öffentlichen Mitteln und
erzwang damit eine Verselbständigung der
Politischen Stiftungen. Eine erneute Klage
der Bundestagsfraktion der Grünen gegen
die öffentliche Finanzierung der politischen
Bildungsarbeit der Stiftungen wies Karlsru-
he 1986 ab. Bei „gebotener Distanz zu den
jeweiligen Parteien“ sei diese ausdrücklich
zulässig. „Die Stiftungen sollen die Beschäf-
tigung der Bürger mit politischen Sachver-
halten anregen und den Rahmen bieten für
eine – allen interessierten Bürgern zugäng-
liche – offene Diskussion politischer Fra-
gen“, heißt es in dem Richterspruch (BverfG
2 BVE 5/83). „Dadurch wird das Interesse
an einer aktiven Mitgestaltung des gesell-
schaftlichen und politischen Lebens ge-
weckt und das dazu nötige Rüstzeug vermit-
telt.“

Eigenverantwortlich Die Parteinähe der
Stiftungen steht diesem Auftrag nicht entge-
gen, schließlich gehören Parteien zum We-
sen der Demokratie. Der Vorsitzende der
Hanns-Seidel-Stiftung, Hans Zehetmair,
formuliert dieses Verhältnis so: „Bei aller
Nähe zur CSU, von der wir als Politische
Stiftung unsere Legitimation empfangen,
sind wir keine Marketingagentur für be-
stimmte Parteipolitik. Wir wollen selbstän-
dig, eigenverantwortlich und in geistiger
Offenheit die Menschen von der Staatsform
der Demokratie überzeugen, nicht nur in
theoretischen Debatten, sondern im ge-
meinsamen Erleben. Wir wollen als Hanns-
Seidel-Stiftung eine Schule demokratischen
Denkens und Handelns, ein Übungsfeld für
Zivilcourage und Gemeinsinn sein.“ Bei
den Politischen Stiftungen wissen interes-
sierte Bürger, wo diese stehen. Ohne sie
blieben nur die staatlichen Bundes- und
Landeszentralen für Politische Bildung, und
auch die sind nicht immer frei von partei-
politischen Einflüssen.
Ihr Selbstverständnis über alle politischen
Gegensätze hinweg bekräftigten die sechs
Politischen Stiftungen 2011 mit einer neuen
gemeinsamen Erklärung. Das parlamentari-
sche System setze informierte und politisch
gebildete Bürger voraus, heißt es da. „Inso-
fern erfüllen die Träger der Politischen Bil-
dung einen öffentlichen Auftrag, der für das
Funktionieren der parlamentarischen De-
mokratie und für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt von elementarer Bedeutung
ist.“ Eine Besonderheit Politischer Stiftun-
gen liege darin, dass sie „nicht wertneutral
sind, sondern den politischen Pluralismus
in Deutschland repräsentieren“.
Das gilt auch für ihre Auslandsarbeit. Bei
der Demokratisierung Europas – erst in Spa-

nien, Portugal und Griechenland, dann öst-
lich des früheren Eisernen Vorhangs – ha-
ben die deutschen Politischen Stiftungen
hervorragende, auch international aner-
kannte Arbeit geleistet. Sie haben den sich
formierenden demokratischen Kräften un-
terschiedlicher Orientierung die Räume
und die Informationen geboten, um sich zu
vernetzen und ihre Ideen weiterzuentwi-
ckeln. Dasselbe tun sie auch heute rund um
die Welt – und ecken damit zunehmend bei
den herrschenden Kräften an.

Als die FDP-nahe Friedrich-Naumann-Stif-
tung 1996 ihr Büro in Peking schließen
musste, weil sie gute Kontakte zum Dalai
Lama pflegte und auch um die demokrati-
sche Regierung Taiwans keinen Bogen
machte, war das noch ein Einzelfall. 

Repressalien Zuletzt aber häuften sich sol-
che Vorfälle. Ende 2011 wurden in Kairo die
Büroräume der CDU-nahen Konrad-Aden-
auer-Stiftung und anderer ausländischer
Nicht-Regierungs-Organisationen von der

Staatsanwaltschaft und bewaffneten Poli-
zeieinheiten durchsucht. Sämtliche Com-
puter und zahlreiche Dokumente der Stif-
tung wurden beschlagnahmt. Diesen Juni
nun wurden der Büroleiter und seine Mitar-
beiterin in Abwesenheit zu fünf bezie-
hungsweise zwei Jahren Gefängnis verur-
teilt. Ende 2012 schloss die Grünen-nahe
Heinrich-Böll-Stiftung ihr Büro in Äthio-
pien, weil die Regierung die Arbeit von
Nicht-Regierungs-Organisationen massiv
eingeschränkt hatte. 

Im März dann durchsuchte die russische
Staatsanwaltschaft Büros ausländischer
Nicht-Regierungs-Organisationen, darunter
der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung in
Moskau und der Konrad-Adenauer-Stiftung
in Sankt Petersburg. Bei der Adenauer-Stif-
tung wurden die Computer mitgenommen.
Und vor wenigen Wochen wurde die Vertre-
terin der Friedrich-Ebert-Stiftung in Sri Lan-
ka völlig überraschend verhaftet und konn-
te erst auf Intervention des deutschen Au-
ßenministers ausreisen. Auch in anderen

Ländern häufen sich die Schwierigkeiten.
Matthias Barner, Sprecher der Konrad-
Adenauer-Stiftung, führt das darauf zurück,
dass  „die zivilgesellschaftlichen Akteure in
vielen Staaten lebhafter und selbstbewuss-
ter geworden sind“. Stiftungen suchten in
ihrer Arbeit die Kooperation mit diesen,
und „manche Regierungen sehen das als ein
Problem“. Aus anderen Stiftungen ist auch
zu hören, dass sich gerade in Entwicklungs-
ländern der wachsende chinesische Einfluss
negativ bemerkbar mache. Allerdings lassen
sich die Stiftungen dadurch nicht von ihren
Zielen abbringen. Die Konrad-Adenauer-
Stiftung hat im vergangenen Jahr ein neues
Büro in Beirut eröffnet, das sich auch um
die Rechtsstaatsentwicklung in der gesam-
ten Region kümmert, die Heinrich-Böll-Stif-
tung vor wenigen Monaten statt des ur-
sprünglich geplanten Büros in Kairo eines
in Tunis, das auch Ägypten abdecken soll.
Neben der politischen Bildungsarbeit im
In- und Ausland sind die Politischen Stif-
tungen auch Denkfabriken. Dabei geht es
selbstverständlich um Politikberatung für
die Funktions- und Mandatsträger der je-
weils nahestehenden Partei. Sie soll helfen,
möglichst fundierte Entscheidungen zu tref-
fen. In erster Linie aber ist ihre Forschungs-
arbeit für die Allgemeinheit bestimmt. Re-
gelmäßig geben die Politischen Stiftungen
der öffentlichen Diskussion Impulse, und
wenn es irgendwo auf der Welt brennt, sind
ihre außenpolitischen Experten gefragte Ge-
sprächspartner der Medien.

Stipendien Ein wichtiges Arbeitsfeld aller
Stiftungen ist schließlich die Studienförde-
rung. Voraussetzung für die Aufnahme sind
nicht nur gute Noten, sondern auch gesell-
schaftliches Engagement. Das muss keines-
wegs in einer Partei sein, aber wenn, sollte
es schon die sein, der die politische Stiftung
nahesteht. Die Studienwerke der Politi-
schen Stiftungen sind definitiv keine Kader-
schmieden, aber junge Menschen mit einer
bestimmten Grundhaltung zu fördern, ist
schon ihr erklärtes Ziel. Ausgewählt werden
die Stipendiaten nicht von den Stiftungen
selbst, sondern von unabhängigen Aus-
schüssen. Dabei gibt es gewisse Vorgaben
vom Bundesbildungsministerium. So sol-
len sich die Stiftungen derzeit verstärkt da-
rum bemühen, Stipendiaten aus Nicht-Aka-
demiker-Familien zu gewinnen. Ansonsten
setzen die Stiftungen auch eigene Schwer-
punkte. So bieten die Konrad-Adenauer-
und die Hanns-Seidel-Stiftung sowie in ge-
ringerem Umfang auch die Friedrich-Ebert-
Stiftung und mit einem besonderen Akzent
die Heinrich-Böll-Stiftung Förderprogram-
me für den journalistischen Nachwuchs.
Finanziert werden die Politischen Stiftun-
gen zu weit über 90 Prozent aus dem Bun-
deshaushalt. Den Grundstock von etwa 25
Prozent bilden die sogenannten Globalmit-
tel, die aus dem Etat des Bundesinnenmi-
nisteriums stammen, der Rest ist projektge-
bunden. Das Innenministerium unterstützt
die Angebote zur politischen Bildung im In-
land. Das Geld für die Auslandsarbeit
kommt, da sie sich hauptsächlich in Ent-
wicklungsländern abspielt, überwiegend
vom Bundesministerium für Wirtschaftli-
che Zusammenarbeit, aber auch vom Aus-
wärtigen Amt und in bestimmten Fällen, et-
wa wenn es um die Energiewende geht, vom
Bundesumweltministerium. Die Begabten-
förderung finanziert das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung.
Sowohl Globalmittel als auch Projektmittel
werden nach einem Schlüssel verteilt, auf
den sich die Stiftungen auf Grundlage der
letzten vier Bundestagswahlergebnisse ver-
ständigen. Derzeit erhält die Friedrich-
Ebert-Stiftung 31,9 Prozent, die Konrad-
Adenauer-Stiftung 28 Prozent, Friedrich-
Naumann- und Heinrich-Böll-Stiftung je-
weils 10,425 Prozent, die Hanns-
Seidel-Stiftung 9,75 Prozent und die Rosa-
Luxemburg-Stiftung 9,5 Prozent. Nächstes
Jahr müssen sie sich erneut zusammenset-
zen und aufgrund des Wahlausgangs im
Herbst einen neuen Schlüssel für die Zeit ab
2015 vereinbaren. Peter Stützle ❚

»Nicht belehren,
sondern vormachen«
POLITIK Parteinahe Stiftungen wollen im In- und Ausland zur Demokratie erziehen

Globale Bundeszuschüsse an parteinahe Stiftungen sind zulässig, entschied das Bundesverfassungsgericht 1986 (im Bild unten der 2. Senat bei der Urteilsverkündung in Karlsruhe).
Davon profitiert auch die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung in Berlin-Tiergarten.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Was unter den deutschen Parteien die SPD,
ist unter den politischen Stiftungen die so-
zialdemokratische Friedrich-Ebert-Stiftung
(FES): die mit Abstand älteste parteinahe
Stiftung. Sie wurde 1925 als politisches Ver-
mächtnis des ersten demokratisch gewähl-
ten deutschen Reichspräsidenten Friedrich
Ebert (1871 - 1925) gegründet, um das de-
mokratische Bewusstsein in allen Schichten
des deutschen Volkes sowie die internatio-
nale Verständigung zu fördern und um be-
gabten jungen Menschen aus einfachen Ver-
hältnissen ein Studium zu ermöglichen. 
1933 von den Nationalsozialisten verboten,
wurde die FES 1947 wiedergegründet. Mit

mehr als 600 Mitarbeitern ist die FES zu-
gleich die größte der politischen Stiftungen.
Sie wird seit dem plötzlichen Tod von Peter
Struck Ende 2012 von dessen bisherigem
Stellvertreter Kurt Beck, dem früheren Mi-
nisterpräsidenten von Rheinland-Pfalz,
kommissarisch geleitet. Becks Bestätigung
bei der nächsten Mitgliederversammlung
gilt als ausgemacht. Zentrale Standorte der
Stiftung sind Bonn und Berlin, dazu kom-
men die Auslandsvertretungen und ein
bundesweites Netz von Akademien und Bil-
dungsbüros. Ein Juwel darunter ist das Karl-
Marx-Haus in Trier. Stolz kann die FES auch
darauf sein, die größte Spezialbibliothek
zur deutschen und internationalen Arbei-
terbewegung mit nahezu einer Million Bän-
den ihr Eigen zu nennen.  
Traditionell pflegt die FES einen guten
Draht zu den Gewerkschaften. So ist auch
der ehemalige DGB-Vorsitzende Dieter
Schulte stellvertretender Vorsitzender der
Stiftung. Aber natürlich ist die Friedrich-
Ebert-Stiftung offen auch für andere Grup-
pen und Themen. So gehört zu ihren zahl-
reichen, regelmäßig tagenden Gesprächs-
gruppen auch ein Managerkreis. pst ❚

Internationale Verständigung
FES Guter Draht zu Gewerkschaften und Managern
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Der Sozialliberale Friedrich Naumann (1860
- 1919) ist heute nur noch wenigen ein Be-
griff. Daher erscheint es konsequent, dass die
Friedrich-Naumann-Stiftung ihren Namen
2007 um „für die Freiheit“ erweiterte und
diesen Zusatz nun grafisch hervorhebt. Die
FNF, wie sie sich seitdem abkürzt, veranstal-
tete noch im gleichen Jahr in Berlin die erste
„Rede für die Freiheit“ mit dem Bundesver-
fassungsrichter Udo di Fabio sowie den ers-
ten „Freiheitskongress“. 
Bereits 2006 wurde in der Frankfurter Pauls-
kirche der erste „Freiheitspreis“ an den lang-
jährigen Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher (FDP) verliehen. Verantwortlich für
diese deutliche Akzentsetzung war Wolfgang
Gerhardt, früherer Bundesvorsitzender der
FDP und seit 2006 Vorsitzender der Stiftung.
Gegründet wurde die Stiftung 1958 vom da-
maligen Bundespräsidenten und liberalen

Urgestein Theodor Heuss in dessen Amtssitz,
der Villa Hammerschmidt in Bonn. Seit 2001
hat die „Friedrich-Naumann-Stiftung für die
Freiheit“ ihren Sitz in Potsdam, die alte Zen-
trale nahe Bonn hat sie ganz aufgegeben. Sie
betreibt die Theodor-Heuss-Akademie in
rheinischen Gummersbach, in der auch das
„Archiv des Liberalismus“ untergebracht ist.
In der Fläche ist die FNF teils mit Regional-
büros vertreten, teils kooperiert sie mit unab-
hängigen liberalen Landesstiftungen. Die
„Stiftung für die Freiheit“, wie sie sich heute
selbst meist nennt, bemüht sich intensiv um
ein frisches Image für den deutschen Libera-
lismus. Zu Jahresbeginn startete sie eine
„Fortschrittsinitiative“ mit dem Motto „Zu-
kunft gestalten“. „In deren Mittelpunkt“,
heißt es auf der eigenen Website der Initiati-
ve, stehe „die Wertschätzung der sozialen
Marktwirtschaft und die technologische In-
novationsfähigkeit in Deutschland“. Und seit
einem Jahr erscheint die ehrwürdige Zeit-
schrift „liberal“, zu deren früheren Herausge-
bern der international renommierte Soziolo-
ge Ralf Dahrendorf gehörte,  in flotter Auf-
machung und mit einem allgemeinverständ-
lichem Inhalt. pst ❚

Frisches liberales Image
FNF Soziale Marktwirtschaft im Mittelpunkt
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Die Hanns-Seidel-Stiftung (HSS) verfügt,
neben ihrer Zentrale in München, über zwei
historische, idyllisch gelegene Bildungszen-
tren: Das ehemalige Kurhaus Wildbad
Kreuth in einem Hochtal bei Tegernsee und
das ehemalige Kloster Banz am oberen
Main. Über ein Büro in Berlin hält die HSS
Kontakt zur Bundespolitik. Benannt ist die
1967 gegründete Stiftung nach dem ehema-
ligen CSU-Vorsitzenden und bayerischen
Ministerpräsidenten Hanns Seidel (1901-
1961). Ihr Vorsitzender ist seit 2004 der
langjährige bayerische Kultusminister Hans
Zehetmair. In schneller Folge eröffnete die
HSS nach ihrer Gründung neue Arbeitsbe-
reiche. 1972 übernahm sie die Herausgabe

der seit 1949 erscheinenden Zeitschrift „Po-
litische Studien“. Ihrem Leitmotto „im
Dienst von Demokratie, Frieden und Ent-
wicklung“ entsprechend dehnte sie vor al-
lem ihr Engagement in Entwicklungslän-
dern rasch aus. 1981 stieg die HSS in die
Studienförderung ein, bezeichnenderweise
mit 24 Stipendiaten aus der Volksrepublik
China. Bis dahin hatte die Begabtenförde-
rung der Konrad-Adenauer-Stiftung auch
Bayern abgedeckt. 
Einen eigenen Akzent setzt die Hanns-Sei-
del-Stiftung mit drei jährlich vergebenen
Preisen. Der Schülerzeitungspreis „die Rau-
te“ soll „einen Impuls für qualitätsorientier-
te Schülerpresse geben“. An Studenten rich-
tet sich der „Förderpreis für Politische Pu-
blizistik“. Schon seit über 27 Jahren gibt es
schließlich den „Förderpreis für junge Lie-
dermacher“. pst ❚

Bildungszentren in Bayern
HSS Preis für qualitätsorientierte Schülerpresse
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Magnet
der 
Weltpolitik
PARTEISTIFTUNGEN In der amerikani-
schen Hauptstadt Washington wird inter-
nationale Politik gestaltet. Auch deutsche
politische Stiftungen werben dort um
Verständnis für die europäische Sicht der
Dinge im transatlantischen Verhältnis.

Blick aus dem Fenster des Büros Washington der Böll-Stiftung (rechts): Zum Weißen Haus ist es nicht weit.

W
enn die Nähe zum
Zentrum der Macht
Gradmesser des eige-
nen Einflusses ist,
dann hat die Hein-
rich-Böll-Stiftung in

Washington ein besonderes Gewicht. Die
den Grünen nahestehende Bildungseinrich-
tung sitzt nur 400 Yards vom Weißen Haus
entfernt, wo die K-Street, erste Adresse ame-
rikanischen Lobbyisten, auf den McPherson
Square trifft. Diese Ecke der US-Hauptstadt
hieß einst „Little Wall Street“, und auch das
entspricht nicht ganz der typischen Veror-
tung der Heinrich-Böll-Stiftung.
Drinnen, in den Räumlichkeiten der Stif-
tung, ist Büroleiter Klaus Linsenmeier guter
Laune. Er hat gerade einen US-Verlag über-
zeugen können, das Buch „Intelligent wach-
sen“ vom Stiftungs-Vorsitzenden Ralf Fücks
in englischer Übersetzung zu publizieren. 

»Globale Atlantiker« Das ist ein beachtli-
cher Erfolg angesichts der Schwierigkeit, Ti-
tel deutscher Politiker oder Ex-Politiker auf
den amerikanischen Büchermarkt zu brin-
gen. „Wir legen Wert darauf, Politik zu kom-
munizieren“, sagt der Saarländer Linsen-
meier, und die Website der „Böller“, wie sei-
ne Einrichtung von anderen Stiftungen oh-
ne abwertenden Unterton genannt werden,
trommelt dementsprechend für Themen
rund um die Farbe Grün. „What is the Ger-
man Energiewende?“, wird dort beispiels-
weise gefragt, und der „grüne Thinktank“
rückt Ökologie und Nachhaltigkeit, Demo-
kratie und Menschenrechte in den Fokus
der Arbeit.
Aber interessiert in der Hauptstadt der Welt-
supermacht, was deutsche Stiftungen zu
diesen und anderen Themen sagen?

Durchaus, sagt Lars Hänsel, der seit Mai
2011 die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stif-
tung (KAS) in Washington leitet. Aber man
müsse oft zweimal hinhören, bis man wis-
se, was gemeint ist. „Als ich auf dem Weg in
die USA war, gab man mir mit, die gemein-
samen Werte in der Arbeit zu betonen“, er-
innert sich Hänsel, der zuvor das KAS-Büro
in Jerusalem leitete. „Außerdem sollte ich
Europa erklären. An einem meiner ersten
Wochenenden besuchte ich eine Konferenz
konservativer Politiker. Alle Präsident-
schaftskandidaten der Republikaner traten
da bereits auf, von Tim Pawlenty bis Mitt
Romney. Alle hatten zu meiner Überra-
schung und Verwunderung eine europakri-
tische Rhetorik: Europa, das ist Sozialismus
- wir  dagegen haben amerikanische Ideale.“
Am Abend, beim Dinnertalk, habe er, der
Sachse aus Bautzen, erklärt, dass er „22 Jah-
re Sozialismus erlebt hatte und jetzt die
Freiheit im vereinten Europa genießt“. Die
positiven Reaktionen darauf machten Hän-
sel „schnell klar, dass es eigentlich nicht ge-
gen Europa geht in diesen Attacken, son-
dern um interne Wahlkampfrhetorik“. 
Hänsels müsste von seinem Büro rund eine
Meile bis zum Weißen Haus laufen. Dafür
sitzt er dicht am Dupont Circle und damit
in engster Nähe zu außenpolitischen Exper-
tenkreisen und Clubs. „Washington – als
ein Magnet internationaler Politik – hat im-
mer weltweite Entscheidungsprozesse be-
einflusst“, heißt es auf der Adenauer-Websi-
te in der US-Kapitale. „Washington ist der
bei weitem wichtigste Standort für interna-
tionales Lobbying, ob es um Politik, Indus-
trie, Wirtschaft oder auch Wissenschaft und
Technologie geht.“
Die Schwerpunkte der Arbeit spiegeln diese
Agenda wider. Ganz oben rangiere derzeit,

so Hänsel, das Transatlantische Freihan-
delsabkommen. Es folgen die Themen Si-
cherheitspolitik und Nato.
Um bei diesen oft sensiblen Komplexen im
Dialog mit den amerikanischen Partnern
über das Niveau von Floskeln herauszu-
kommen, hat die Friedrich-Ebert-Stiftung
schon vor Jahren das Netzwerk der „Globa-
len Atlantiker“ ins Leben gerufen. Mit ei-
nem besonderen Schwerpunkt in Washing-
ton treffen sich unter diesem Begriff halb-
jährlich junge Politiker, profilierte Mitarbei-
ter aus amerikanischen wie europäischen
Denkfabriken und sonstige Entscheidungs-
träger. Auf der US-Seite sind Mitglieder von
Republikanern und Demokraten gleicher-
maßen dabei, und obwohl sich beide Par-
teien im Kongress mit ermüdender Routine
blockieren, kommt es bei den „Globalen At-
lantikern“ zu vernünftigen Gesprächen. 

Vertraulichkeit „Das liegt auch daran, dass
in diesem Kreis die Chatham Rules gelten“,
sagt Pia Bungarten, die seit vier Jahren das
Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Wa-
shington leitet. Das sind die Regeln aus dem
Chatham House, jenem weltweit als Vorbild
gehandelten „Königlichen Institut für inter-
nationale Angelegenheiten“ in London, das
seinen Diskussionsteilnehmern zur Auflage
macht, nie wörtlich zu zitieren.
Bungarten darf wohl als Weltreisende in Sa-
chen politische Bildung bezeichnet werden.
Die Politikwissenschaftlerin und Kulturan-
thropologin studierte in Deutschland und
den USA, forschte im Navajo-Reservat und
in Sri Lanka und arbeitete in New York,
Bonn, Bangkok und Berlin, bevor sie in die
Hauptstadt der USA wechselte.
Dort ist das Büro der Ebert-Stiftung nur ei-
nige Schritte weiter entfernt vom Präsiden-

ten als das der „Böller“. Bungarten erklärt
aber überzeugend, warum es arg verkürzend
wäre, ihrer Stiftung, die den Sozialdemokra-
ten nahe steht, eine besondere Nähe zu den
im Weißen Haus regierenden, eher progres-
siven Demokraten zu unterstellen und den
„Adenauers“ eine ausschließliche Konzen-
tration auf die konservativeren Republika-
ner. Wenn ein SPD-Abgeordneter nach D.C.
komme, wolle er möglichst intensive Ein-
blicke in die US-Politik bekommen, und da-
zu müsse er mit Demokraten und mit Repu-
blikanern sprechen. Entsprechende Gesprä-
che aber könnten die Stiftungen nur vermit-
teln, wenn sie tragfähige Kontakte zu
möglichst vielen Lager pflegen.
Im Moment allerdings, kurz vor den Bun-
destagswahlen, sind die Besuche deutscher
Politiker in Washington eher selten. Das
lässt Zeit, sich mit anderen Dingen zu be-
fassen. Bungarten etwa hat sich unlängst in
einer Analyse den „Politischen Reaktionen
auf die NSA-Enthüllungen in den USA“ ge-
widmet. 
Aber Bungarten betont, dass im Gegensatz
zur Tagespolitik die Stiftungen Themen
gern langfristig verfolgen. Was etwa steckt
hinter den amerikanischen Abrüstungsini-
tiativen der letzten Jahre? Und wie entwi-
ckelt sich das Verhältnis zwischen Washing-
ton und Moskau jenseits aktueller Aufge-
regtheiten?
Die Friedrich-Naumann-Stiftung hat Quar-
tier bezogen an der Rhode Island Avenue
N.W. und damit knapp 15 Gehminuten ent-
fernt vom Weißen Haus. Aber in einem Ho-
tel, das nahezu direkt an den Garten des US-
Präsidenten grenzt, veranstaltet Büroleiter
Claus Gramckow regelmäßig Diskussions-
veranstaltungen, zu denen er US-Entschei-
dungsträger, Politiker, deren Mitarbeiter,

Wissenschaftler und Geschäftsleute einlädt.
Insbesondere FDP-Politiker, aber auch De-
moskopen oder andere Wissenschaftler
sprechen im Rahmen des Transatlantic Dia-
logue Program (TAD) über Wirtschaftsbe-
ziehungen, die bevorstehenden Wahlen in
Deutschland oder freiheitliche Gesell-
schaftspolitik.  
Für die Hanns-Seidel-Stiftung müsste Ulf
Gartzke wohl 45 Minuten bis zum Weißen
Haus laufen. Dafür sitzt der Büroleiter der
CSU-nahen Einrichtung im szenigen
Georgetown. Gartzke ist ein ausgewiesener
Sicherheitsexperte. Auf der Website der Sei-
del-Stiftung in Washington wird denn auch
„Transatlantische Sicherheit und Verteidi-
gungspolitik“ als erster Themenschwer-
punkt  genannt.

Kultur statt Lobby Den weitesten Weg ins
politische Zentrum von Washington D.C.
hätten Albert Scharenberg und Stefanie
Ehmsen, die Leiter des Nordamerika-Büros
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Es hat seinen
Sitz in New York, und Gregor Gysi, Frakti-
onschef der Linken, der die Stiftung nahe-
steht, sagte bei einer Washington-Visite, der
Standort sei bewusst gewählt. Man habe
den Kontakt weniger zu Lobbygruppen in
Washington suchen wollen als zu der als in-
novativer angesehenen Künstler- und Kul-
turszene von „Big Apple“. Auch die „Occu-
py Wall Street“-Bewegung mag zur Entschei-
dung beigetragen haben. 
Kapitalismuskritik, Armutsbekämpfung
und Antirassismus sind zentrale Themen,
die auf der mit reichlich schreiendem Rot
gestalteten Website der Rosa-Luxemburg-
Stiftung beworben werden. 
Die Amerikaner seien „beindruckt von
deutschen Stiftungen – und das brauchen

wir auch“, sagt Bungarten. Sie erinnert an
die berühmte „Westminster-Rede“ von Ro-
nald Reagan im Juni 1982. Darin prophe-
zeite der US-Präsident vor dem britischen
Parlament einen weltweiten „Vormarsch
von Freiheit und Demokratie“. So ausdrück-
lich wie überraschend lobte Reagan dann:
„Die politischen Stiftungen der Bundesre-
publik Deutschland sind eine wichtige Kraft
in diesem Bemühen geworden.“
Dieses Niveau zu halten, ist schwierig ange-
sichts der knappen Personal- und Finanz-
mittel der Stiftungen. In der Regel arbeitet
in D.C. ein aus Deutschland entsandter Bü-
roleiter mit maximal fünf Ortskräften. Die
Jahresetats, aus denen die Mitarbeiter und
die Büromiete bezahlt werden müssen, lie-
gen zwischen 700.000 und einer Million
Euro. Das lässt keine großen Sprünge zu,
und nicht immer lässt sich das kaschieren.
So wirken manche Websites deutscher Stif-
tungen peinlich vernachlässigt, bieten „ak-
tuelle“ Publikationen zur Rede zur Lage der
Nation von Präsident George W. Bush an
oder laden ein zu Veranstaltungen, die be-
reits vor Monaten stattfanden.

Reagans Ritterschlag Doch amerikani-
sche Partnerorganisationen beteiligen sich
offenkundig gern an Konferenzen der deut-
schen Stiftungen, ob vor einem Publikum
oder hinter verschlossenen Türen. Die 
Besucherzahlen bei Vorträgen im geschäfti-
gen Washington sind mitunter beeindru-
ckend. Offenkundig gilt der Ritterschlag
weiterhin, den Ronald Reagan den deut-
schen Stiftungen vor mehr als 30 Jahren mit
auf den Weg gab. Ansgar Graw ❚

Der Autor ist Korrespondent der 
Tageszeitung „Die Welt“ in Washington.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) ver-
steht sich „als ein Teil der geistigen Grund-
strömung des demokratischen Sozialis-
mus“. Über die Partei „Die Linke“ hinaus
will sie Aktive aus der in viele Gruppierun-
gen verstreuten „Mosaik-Linken“ bundes-
weit miteinander vernetzen. Als jüngste und
kleinste politische Stiftung ist sie aus dem
1990 in Berlin gegründeten Verein „Gesell-
schaftsanalyse und politische Bildung e.V.“
hervorgegangen. 1992 wurde sie von der da-
maligen Partei des Demokratischen Sozia-
lismus (PDS) als parteinahe bundesweit tä-
tige Stiftung anerkannt, wobei es nach de-

ren Fusion mit der SPD-Abspaltung WASG
zur Partei „Die Linke“ blieb. Benannt ist die
Stiftung nach der nach dem Spartakusauf-
stand in Berlin von Freikorpsoffizieren er-
schossenen KPD-Mitbegründerin Rosa Lu-
xemburg (1871-1919). Neben ihrem
Hauptsitz in Berlin ist die RLS in der Fläche
einerseits mit Regionalbüros vertreten, an-
dererseits kooperiert sie im Rahmen eines
Stiftungsverbundes eng mit teilweise aus
Landesmitteln mitfinanzierten, „Linken“-
nahen Landesstiftungen und Vereinen in al-
len Bundesländern. Das Institut für Gesell-
schaftsanalyse (IfG) der Rosa Luxemburg-
Stiftung arbeitet laut Gründungsbeschluss
von 2008 an der „Strategie der Linken und
zu einer demokratisch-sozialistischen
Transformation der kapitalistischen Gesell-
schaften“. Vorsitzende der RLS ist seit Ende
2012 die Parlamentarische Geschäftsführe-
rin der Linken-Bundestagsfraktion, Dagmar
Enkelmann. Die RLS bemüht sich gezielt,
betont Enkelmann, „bildungsbenachteilig-
te und nichtakademische Zielgruppen“ zu
erreichen. Bemerkbar macht sich das vor al-
lem bei der Studien- und Promotionsförde-
rung des Studienwerks der RLS. pst ❚

»Mosaik-Linke« vernetzen
RLS Einsatz für bildungsbenachteiligte Zielgruppen
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Die Satzung der Heinrich-Böll-Stiftung
(hbs) ist etwas für Feinschmecker. Neben
der Bundesstiftung gibt es 16 eigenständige
Landesstiftungen. Diese entscheiden bei der
Besetzung der Gremien der Bundesstiftung
mit, umgekehrt bedarf aber auch jede Lan-
desstiftung der Anerkennung durch die
Bundesstiftung. Die Bundesstiftung gibt ei-
nen Teil der vom Bund stammenden Glo-
balmittel an die Landesstiftungen weiter,
die über deren Verwendung frei entschei-
den. Arbeitsschwerpunkte werden aber von
Bundes- und Landesstiftungen gemeinsam
festgelegt. Ähnlich unabhängig und doch
eingebunden ist das Gunda-Werner-Insti-
tut, das sich mit feministischen und ge-
schlechterpolitischen Themen befasst.

Als einzige politische Stiftung hat die hbs
keinen Politiker als Namensgeber. Der Lite-
raturnobelpreisträger Heinrich Böll (1917-
1985) war freilich ein politischer Schriftstel-
ler, der dem Gedankengut der Grünen nahe
stand. Hervorgegangen ist hbs 1997 aus
dem Stiftungsverband Regenbogen, den der
Bundesvorstand der Partei Die Grünen be-
reits 1988 als parteinahe Stiftung anerkannt
hatte.  
Geleitet wird die hbs vom früheren Bundes-
sprecher der Partei Die Grünen und Bremer
Umweltsenator Ralf Fücks sowie von Barba-
ra Unmüßig, die sich in Nichtregierungs-
Organisationen zu den Themen Umwelt,
Nord-Süd-Politik und Menschenrechte ei-
nen Namen gemacht hatte. 
Eine Besonderheit der hbs ist das Haus Lan-
genbroich, das ehemalige Sommerhaus der
Familie Böll. Gemeinsam finanziert mit der
Stadt Düren und dem Land Nordrhein-
Westfalen, bietet es ausländischen Künst-
lern, die in ihrer Heimat Repressionen aus-
gesetzt sind, eine vorübergehende Wohn-
und Wirkungsstätte. Eine Jury wählt die Sti-
pendiaten aus, eine Mitarbeiterin der hbs
betreut sie vor Ort. pst ❚

Satzung für Feinschmecker
HBS Stipendien für ausländische Künstler
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W
as eint das  kleine, be-
schauliche Städtchen
Nortorf im schleswig-
holsteinischen Kreis
Rendsburg-Eckernför-
de mit dem baden-

württembergischen Neckarsulm? In beiden
Städten sind zwei familieneigene Unterneh-
mensstiftungen beheimatet, die ein ganzes
Firmenimperium umschließen. Die „Markus-
Stiftung“ von Unternehmensgründer Theo
Albrecht soll von Norddeutschland aus den
Bestand der Firmengruppe „Aldi Nord“ si-
cherstellen. Und in Neckarsulm sichert die
Lidl- und Kaufland-Stiftung der Unterneh-
merfamilie Schwarz die Existenz der gleich-
namigen Discounter- und Warenhauskette –
Aldis größtem Konkurrenten. Nur die wenigs-
ten Menschen dürften bei ihren täglichen Ein-
käufen wissen, dass der Discounter „um die
Ecke“ Teil eines hochkomplexen Stiftungs-
konstrukts ist.
Immer mehr Unternehmen in Deutschland
greifen auf die unterschiedlichsten Stiftungs-
modelle zurück. Ob nun Unternehmensträ-
gerstiftungen, bei der die Stiftung selbst als ju-
ristische Person unternehmerisch tätig ist, wie
zum Beispiel die Carl-Zeiss-Stiftung, oder als
Beteiligungsträgerstiftung, bei der eine Stif-
tung  Mehrheits- oder Minderheitsanteile hält
wie bei Lidl und Aldi – Stiftungen boomen.
1999 lag ihre Zahl noch bei rund 8.000. Heu-
te sind es drei Mal so viele. Tendenz steigend.
Nach den USA ist Deutschland mittlerweile
auf der globalen Stiftungsrangliste die Num-
mer zwei in der Welt. Bosch und Bertelsmann
gehören dazu. Ebenso der Unternehmensbe-
rater Roland Berger, die Großverlegerin Frie-
de Springer, die Quandts oder SAP-Milliardär
Dietmar Hopp. Die meisten von ihnen wol-
len nicht nur Steuern sparen, sondern auch
noch Gutes tun. Rund 90 Prozent sind ge-
meinnützig. Jedes Jahr schütten sie etwa 17
Milliarden Euro aus, um Forschungs- und Bil-
dungsprojekte zu finanzieren, Stipendien zu
vergeben, Krankenhäuser zu bauen, soziale
Projekte zu unterstützen oder auch, um
„frühzeitig gesellschaftliche Herausforderun-
gen identifizieren sowie exemplarische Lö-
sungsmodelle entwickeln und verwirklichen“
zu können, wie es etwa auf der Homepage der
Bertelsmann Stiftung heißt.

Steuererleichterungen Ermöglicht wurde
der Boom vor allem durch die Steuergesetze
der Regierungen Schröder und Merkel. Wer
stiftet, hat steuerliche Vorteile, unterliegt we-
der der Körperschaft- noch der Gewerbesteu-
er. Auch von Erbschaft- und Schenkungsteu-
er sind Stiftungen befreit. Aber es geht beim
Stiftungsboom nicht allein um philanthropi-
sche Großtaten oder Steueroptimierung. Un-
ternehmen verbinden mit der Gründung ei-
ner Stiftung auch noch ganz andere Interes-
sen. Denn in erster Linie eint Firmenstiftun-
gen der berechtigte Gedanke an den
Vermögenserhalt und die Unternehmens-
nachfolge. Robert Bosch wollte so seine
Nachfolge sichern. Mit seinem 1938 verfass-
ten Testament sicherte der 1942 gestorbene
Unternehmer die Zukunft seiner Firma: Fami-

lie und künftige Führungsgenerationen wur-
den verpflichtet, für eine „kraftvolle Weiter-
entwicklung“ und finanzielle Unabhängig-
keit zu sorgen. Seine 1921 gegründete Vermö-
gensverwaltung Bosch (VVB) erwarb darum
nach dem Krieg von der Familie nach und
nach die Mehrheit der Unternehmensanteile
und brachte sie in die 1969 gegründete Ro-
bert Bosch Stiftung ein. Heute ist das Unter-
nehmen der weltgrößte Autozulieferer. 
Bei Europas größtem Medienunternehmen
Bertelsmann und seiner Gründerfamilie
Mohn war es nicht viel anders. Und Alfried
Krupp von Bohlen und Hal-
bach, Gründer der gleichna-
migen Stiftung, traute es sei-
nem Sohn Arndt einfach
nicht zu, sich im harten
Stahlgeschäft durchzusetzen.
Selbst für einen Mittelständ-
ler wie den Hamburger Un-
ternehmer Kurt A. Körber –
seine Firma ist heute Welt-
marktführer für Zigaretten-
maschinen – stand die Unter-
nehmensnachfolge ganz
oben an, als es um die Grün-
dung der nach ihm benannten Stiftung ging.
Denn die Gefahr, dass Erbstreitigkeiten eine
Firma ruinieren, entfällt beim Stiftungsmo-
dell. Überträgt ein Firmengründer sein Ver-
mögen auf eine Stiftung, muss es nicht im To-
desfall aufgeteilt werden, das Unternehmen
bleibt als Ganzes erhalten. 
Zunehmend wichtiger wird auch die Einsicht,
dass in Zeiten, da sich die internationalen Fi-
nanzmärkte immer weiter von der Realwirt-
schaft entfernen, Stiftungsunternehmen an-
ders operieren. Stiftungen sind eher an steti-
gen Zuflüssen als an kurzfristiger Gewinnma-
ximierung interessiert. Das macht die
Stiftungsunternehmen unabhängiger. Sie

können langfristiger agieren als Unterneh-
men, deren Anteile breit gestreut sind, an der
Börse gehandelt werden und sich in jedem
Quartal neu gegenüber Analysten und Aktio-
nären rechtfertigen müssen. Ihre Firmen bil-
den deshalb in der Regel mehr Rücklagen und
mehr Eigenkapital und haben es so leichter,
Investitionen zu finanzieren oder temporäre
Konjunkturkrisen zu überbrücken. 

Krisenresistent Dass Stiftungsunternehmen
krisenresistenter sind, hat auch damit zu tun,
dass das Stiftungsmodell Schutz vor feindli-

chen Übernahmeversuchen
oder Zerschlagung bietet.
Während Börsenunterneh-
men bei schlechteren Ergeb-
nissen und sinkenden Ak-
tienkursen für Firmenjäger
zur leichten Beute werden
können, sind Stiftungsunter-
nehmen unverkäuflich – sie
leben ewig. Als der letzte
Krupp 1967 starb, hinterließ
er dem damals 54-jährigen
Berthold Beitz eine Stiftung,
die das Unternehmen über

Jahrzehnte davor rettete, von Stärkeren über-
nommen und zerschlagen zu werden. So
wollte der damalige Chef des viel moderne-
ren und profitablen Erzrivalen Thyssen, Die-
ter Spethmann, Ende der 1980er Jahre Krupp
übernehmen – vergeblich. Am Ende konnte
Krupp, obwohl das Unternehmen damals in
keiner guten Verfassung war, mit Hilfe seines
Goßaktionärs, der Stiftung, den Gegner Thys-
sen schlucken. 
Doch wo so viel Licht ist, gibt es auch Schat-
ten. Stiftungsunternehmen führen eine Exis-
tenz in einem weitgehend geschützten unter-
nehmerischen Biotop, in dem es zu merkwür-
digen Züchtungen kommt. Beim Discounter

Lidl führt dies etwa zu der seltsamen Kombi-
nation aus einer der deutschen Steuergesetz-
gebung unterliegenden Familienstiftung mit
einer „gemeinnützigen“ Stiftung, der
Schwarz-Stiftung, die nahezu alle Kapitalan-
teile, jedoch keine Stimmrechtsanteile an der
Lidl-Stiftung hält. Das gesamte Stimmrecht,
allerdings nur 0,1 Prozent der Kapitalanteile,
entfällt wiederum auf die Schwarz Unterneh-
menstreuhand. Man ahnt, dass hier Unter-
nehmensgewinne vollkommen legal aber
steuergünstig von einer Stiftung auf die
nächste übertragen werden sollen.
Stiftungen können sich zudem auch vielen
Publizitätsvorschriften entziehen. Im Fall der
Discounter Lidl und Aldi geht dies so weit,
dass man bis heute nur sehr wenige unterneh-
merische Kennzahlen beispielsweise über die
Firmengruppe Schwarz (5.600 Supermarktfi-
lialen, mehr als 150.000 Angestellten, Ge-
samtumsatz: etwa 36 Milliarden Euro) weiß.
Verschwiegenheit und mangelnde Transpa-
renz sind deshalb auch die Kennzeichen der
meisten Stiftungsmodelle. Stiftungen wie die
Lidl Stiftung & Co. KG unterliegen zudem
nicht dem Mitbestimmungsgesetz – ein
Grund für immer wiederkehrenden Ärger
zwischen den Unternehmensführungen der
Discounter und den Gewerkschaften.  
Stiftungsunternehmen unterscheiden sich
auch in ihren Governance-Strukturen teils er-
heblich von anderen Unternehmen. „Wenn
Sie bei großen Stiftungsunternehmen schau-
en, wer da wen kontrolliert und wie Aufsichts-
gremien und Managementgremien zueinan-
der stehen – dann fällt Ihnen viel ein, nur
nicht gute Unternehmensführung“, sagt ein
deutscher Top-Anwalt, der viele solcher Un-
ternehmen berät. Bei Bosch etwa wird die Ge-
schäftsführung von einer Industrietreuhand
kontrolliert, in der auch ehemalige und akti-
ve Geschäftsleitungsmitglieder sitzen. So be-
sitzt die Robert-Bosch-Stiftung 92 Prozent am
Konzern, hat aber keine Stimmrechte – und
wird von der Unternehmensführung nicht ge-
rade üppig am Konzerngewinn beteiligt. Bei-
spiel: Im Jahr 2012 erwirtschaftete Bosch ei-
nen Gewinn von 2,34 Milliarden Euro nach
Steuern. Davon bekam die Stiftung nicht
mehr als vier Prozent – 69 Millionen Euro.

Problem Kontrolle Bei Bertelsmann sieht es
nicht viel anders aus. Hier hat der Stiftungs-
gründer Reinhard Mohn verfügt, dass auch
der Vorstandsvorsitzende Mitglied des Auf-
sichtsgremiums ist – de facto kontrolliert sich
das Management damit zumindest teilweise
selbst. Die Bertelsmann Stiftung sei deshalb
undemokratisch, werfen Kritiker der Stiftung
vor. Sie versuche aber gleichzeitig die Demo-
kratie hierzulande zu beeinflussen. Das kön-
ne eine demokratische Gesellschaft nur ak-
zeptieren, wenn die Stiftungskonstruktion
ein Mindestmaß an Mitsprache erlaube.
Auch bietet die Gewinnverteilung bei Stif-
tungsunternehmen Anlass zu Kritik, weil
schwer nachvollziehbar ist, was an die Stif-
tung geht und was als Rücklage im Unterneh-
men bleibt. Bei Bertelsmann bestimmt die Fa-
milie Mohn, die die Stiftung und ihr Vermö-
gen unter Kontrolle hat, über die Höhe und
Verteilung der Gelder. Kritiker, wie der Autor
Thomas Schuler („Bertelsmann Republik
Deutschland“) werfen dem Gütersloher Me-
dienkonzern deshalb auch vor, dass, wenn
man die Steuererleichterungen und Erspar-
nisse mit den Ausschüttungen verrechne, sich
zeigen ließe, dass die Mohns die Stiftung de

facto mit öffentlichem Geld betreiben. Das sei
unternehmerisch geschickt, moralisch aber
eher fragwürdig, zumal die Stiftung keine För-
dergelder verteile. Stiftungen dürften deshalb
nicht mehr als Unternehmens-Sparbüchse
missbraucht werden, sondern sollten einen
größeren Anteil am Gewinn erhalten, der stär-
ker ihrer tatsächlichen Beteiligung am Firmen-

geschehen entspräche, so  Schuler. Die Stif-
tung solle zudem einen Teil dieses Gewinns
jenseits ihrer operativen Projektarbeit zur För-
derung gemeinnütziger Organisationen und
Projekte verwenden. Christoph Birnbaum ❚

Der Autor ist freier Wirtschaftsjournalist
in Bonn.

Stiftungen sollen den Bestand von Unternehmen sichern. Das gilt für den Discounter Aldi (links) ebenso wie für den Stahl- und Technologiekonzern ThyssenKrupp.

Die Gefahr,
dass

Erbstreitereien
eine Firma 
ruinieren,

entfällt bei
einer Stiftung.
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Die guten Milliardäre
UNTERNEHMEN Immer mehr Firmen gründen Stiftungen – zu den unterschiedlichsten Zwecken. Vielen geht es um Kontinuität
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

In Deutschland steigt die Zahl der Un-
ternehmensstiftungen seit Jahren stark. Ei-
ne positive Entwicklung?
Im Prinzip ja, allerdings muss dies differen-
ziert betrachtet werden. Stiftungen in
Deutschland werden aus ganz unterschiedli-
chen Gründen und nicht nur für soziale Zwe-
cke eingerichtet. So lassen sich mit Stiftungen
bestimmte gesellschaftsrechtliche Effekte er-
reichen. Andererseits schütten stiftungsgetra-
gene Unternehmen wie  Bosch oder Bertels-
mann Gewinne an ihre Stiftungen aus, die
dann für gemeinnützige Zwecke verwendet
werden. Familienstiftungen haben indessen
den Zweck, Familienmitgliedern des Stifters
ein Auskommen zu garantieren. 

Von Stiftungen geführte Unternehmen
gelten als wenig abhängig von den Finanz-
märkten. Bestehen so nicht auch Gefahren,
weil deren Firmenchefs den Druck der
Märkte nicht so spüren wie bei einem bör-
sennotierten Konzern?
Die Gefahr besteht. Allerdings gibt es auch
Mischformen, bei denen ein Teil der Anteile
von der Stiftung gehalten und die übrigen an
der Börse gehandelt werden. So hält die Fritz-
Thyssen-Stiftung lediglich ein Viertel der Ka-
pitalanteile an der Thyssen-Krupp AG. Da gibt
es schon Druck der Kapitalmärkte, wie sich
kürzlich in diesem Fall gezeigt hat. Der Markt
mag eher zu einer kurzfristigen Firmenpolitik
motivieren, aber er hat auch eine wichtige
Kontrollfunktion. Ein schlechter Vorstands-
vorsitzender könnte eher durch den „Kapital-
markt“ aus dem Amt gedrängt werden als
durch eine Stiftung. In der Bertelsmann-Stif-
tung zum Beispiel, die die AG über den Auf-
sichtsrat mitkontrolliert, sitzen auch der Vor-
standschef der AG und sein Stellvertreter. Das
Modell Bertelsmann kann funktionieren,
aber nur, wenn überall der „Stiftungsgeist“ ei-
ner straffen Unternehmensführung herrscht.

Unternehmens-Stiftungen arbeiten von
der Öffentlichkeit weitgehend unkontrol-
liert. Dies, obwohl sie große steuerliche Vor-
teile haben. Muss das geändert werden? 
Nein. Die gemeinnützigen Stiftungen sollen
durch die Steuervorteile in die Lage versetzt
werden, mehr Geld für wohltätige Zwecke
auszuschütten. Stiftungsgetragene Kapitalge-
sellschaften unterliegen zudem der normalen
Besteuerung. Wenn eine AG Geld an eine ge-
meinnützige Stiftung ausschüttet, zahlt diese
im Gegensatz zum normalen Aktionär darauf
keine Steuern. Die nicht-gemeinnützigen Fa-
milienstiftungen müssen jedoch die Aus-
schüttung versteuern. 

Konzern-Stiftungen wie der Bertels-
mann-Stiftung wird vorgeworfen, Politik in

eine bestimmte Richtung lenken zu wollen.
Sehen Sie das als Problem? 
Ich sehe nicht, dass etwa die Bertelsmann-
Stiftung einseitige Politik macht. Forschungs-
projekte werden immer an irgendwelche Per-
sonen vergeben; diese mögen bestimmte An-
sichten vertreten. Das wäre – wenn man so
will – zwar eine gewisse Gefahr. Entscheidend
ist, dass das Geld an qualifizierte Forscher, un-
abhängig von deren Ansichten, fließt.

Oft geben die stiftungsgetragenen Un-
ternehmen nur wenig von ihren Gewinnen
an ihre gemeinnützige Stiftung weiter. Muss
es da nicht klarere Regeln geben?
Die Stiftungssatzungen sind meist sehr zu-
rückhaltend mit Aussagen dazu, auch, weil zu-
meist der Stiftungszweck der langfristige Erhalt
des Unternehmens ist. Die Stiftungsaufsicht,
die bei den Bundesländern, liegt, mischt sich
in die Ausschüttungspolitik nicht ein. Warum
schütten börsennotierte Unternehmen oft 40
oder 50 Prozent aus und stiftungsgetragene
Unternehmen, die nicht an den Börsen gehan-
delt werden, eher weniger als zehn Prozent?
Für rein stiftungsgetragene Unternehmen mag
es schwierig sein, Eigenkapital von außen zu
beschaffen. Das mag eine hohe Gewinnthe-
saurierung begründen. Jedoch verschafft ein
hohes Eigenkapital der Unternehmensleitung
auch ein angenehmes Ruhepolster. 

Wie sehr leiden die Stiftungen unter der
Niedrigzins-Politik der EZB?
Erheblich. Auf dem Deutschen Stiftungstag im
Mai war dies ein großes Thema. Gerade klei-
nere Stiftungen legen ihr Stiftungskapital in ri-
sikoarmen und damit niedrig verzinsten Anla-
gen an. Die Einnahmen der Stiftungen und da-
mit ihre Ausgaben für wohltätige Zwecke wer-
den von der EZB-Zinspolitik hart getroffen. 

Das Interview führte Hans Krump. ❚

»Schädliche EZB-Zinspolitik« 
INTERVIEW Professor Günter Franke zu Unternehmensstiftungen

Günter Franke ist Professor für Betriebs-
wirtschaft an der Universität Konstanz.
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O
b Agenda 2010, die Hartz-
IV-Gesetzgebung, oder
aber Studiengebühren
und die Gesundheitspoli-
tik: Bei allen großen Re-
formvorhaben in den ver-

gangenen Jahren mischte die Bertelsmann-
Stiftung mit und machte Politik. Ja, sie sucht
die Politik geradezu. Und die Politik sucht die
Stiftungen reicher Unternehmen. Politiker
sitzen in Aufsichtsräten, Kuratorien und Bei-
räten. Es gibt ein enges Netzwerk zwischen
Stiftungen, Wirtschaft und Politik in Deutsch-
land. Und manche Kritiker fragen sich: Ist das
wirklich alles „gemeinnützig“?
Viele Stiftungen richten sich in ihren Zielen
offen oder unausgesprochen auf politische
Entscheidungen. Sie wollen Reformen ansto-
ßen und damit auch politisches Handeln –
durch Rankings, Gutachten, Forschungspro-
jekte, viele Preise und Auszeichnungen und
noch mehr Medienpräsenz. Oder aber durch
die direkte Ansprache von Abgeordneten und
Regierungsmitarbeitern. Bis hin zu den Spit-
zen des Staates. Das ist Teil einer lebendigen
Demokratie, in der politisches Handeln kein
Monopol von Parteien, Parlamenten und Re-
gierungen ist. Doch für Ralf Fücks, den Leiter
einer dezidiert politischen Stiftung, nämlich
der Böll-Stiftung von Bündnis90/Die Grü-
nen, ist es eine hoch interessante Frage, ob
Stiftungen, wie zum Beispiel die Gütersloher
Bertelsmann-Stiftung, aber auch die kleinere
Körber-Stiftung dabei wirklich gemeinnützig
sind oder nicht. 

Frage der Gemeinnützigkeit Denn der Ein-
fluss zum Beispiel der Bertelsmänner als
größter deutsche politischer „think tank“ ist
enorm – und manchmal erst auf den zweiten
Blick zu erkennen. Gerne führt Fücks deshalb
die Gründung des legendären „Centrums für
Hochschulentwicklung“ (CHE) durch die
Bertelsmann-Stiftung an, um aufzuzeigen,
wie weit ein solcher Einfluss gehen kann.  Das
CHE, so Fücks, verstehe sich als Reformmo-
tor für die deutschen Hochschulen. Es sei ihm
gelungen, zum Thinktank der Hochschulrek-
torenkonferenz zu werden, die an der Grün-
dung beteiligt war und 50 Prozent des Bud-
gets finanziert. Keine Institution habe im letz-
ten Jahrzehnt einen vergleichbaren Einfluss
auf die hochschulpolitische Debatte ausge-
übt. Fücks: „Das CHE hat den Strukturwan-
del von der Ordinarienuniversität zum unter-
nehmerisch ausgerichteten Wissenschaftsbe-
trieb vorangetrieben.“ Gleichzeitig stellt das
CHE den Hochschulen Beratungskapazität
zur Verfügung, wie sie ihre Performance ver-
bessern können. Vielleicht war dies die rich-
tige Antwort auf die internen Blockaden des
verkrusteten deutschen Hochschulsystems in
den letzten Jahrzehnten. Aber handelte die
Bertelsmann-Stiftung dabei wirklich „ge-
meinnützig“, oder folgten sie nicht doch eher
dem Credo des Stiftungsgründers,  Reinhard
Mohn, alles und jedes und erst recht den Staat
und seine Bildungspolitik zu messen und auf
Effizienz zu trimmen?  
Parteien und Parlamente ziehen ihr politi-
sches Mandat aus Wahlen, geben Kritiker in
diesem Zusammenhang gerne zu bedenken.
Private Stiftungen ermächtigen sich jedoch
selbst – und dabei ist es ganz egal, ob sie
Kunst fördern oder kranken Menschen hel-
fen. Sie unterliegen zwar einer rechtlichen
Aufsicht, aber keiner öffentlichen Kontrolle
ihrer Arbeit. Sie sind darüber hinaus, so eine
oft geäußerte Kritik, niemandem verantwort-
lich, legen keine Rechenschaft ab, sind in den
entscheidenden Macht- und Finanzfragen in-
transparent und beantworten oftmals nur
Fragen, die sie selbst stellen. 
Ralf Fücks von der grünen Heinrich-Böll-Stif-
tung geht noch einen Schritt weiter: „Die von
manchen Stiftungen gepflegte Vorstellung, es
gebe eine rein an fachlicher Effizienz und Ex-
zellenz ausgerichtete Politikberatung, sei eine
technokratische Illusion“, sagt er. Politisches
Handeln habe immer auch mit Wertentschei-
dungen und Interessen zu tun. Und Politik-

beratung sei selbst eine Form politischen
Handelns. Doch eine durch die Bevölkerung
getragene Legitimation deutscher Stiftungsar-
beit fehlt. Umso mehr sei politische Stiftungs-
arbeit nur möglich, wenn das Handeln und
das gesellschaftliche Engagement für die Öf-
fentlichkeit transparent gemacht und perma-
nent kritisch hinterfragt werde, meint etwa
Professor Helmut K. Anheier, Dekan der von
der „Hertie-Stiftung“ ins Leben gerufenen pri-
vaten Fachhochschule. Nichtsdestoweniger
seien, so Anheier, Stiftungen ganz klar Akteu-
re einer modernen Zivilgesellschaft und trä-
ten damit zum Beispiel in Konkurrenz zu po-
litischen Parteien, denn immer mehr Men-
schen versprächen sich vom nicht-staatlichen
so genannten Dritten Sektor entscheidende
Beiträge zur Lösung drängender Fragen. 
Trotzdem oder aber auch gerade deswegen
suchen Stiftungen oft und gerne die Nähe zur
Politik. Und die Politik sucht im Umkehr-
schluss die Nähe zu Stiftungen. Denn Stiftun-
gen haben Geld, bisweilen viel Geld. Bekannt
ist, dass die Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
ein enges, ja freundschaftliches Verhältnis zu
Liz Mohn und zu Friede Springer unterhält,
die ebenfalls einer nach ihr benannten ge-
meinnützigen Stiftung vorsteht. Die Bundes-

präsidenten Roman Herzog, Johannes Rau
und Horst Köhler traten oftmals im Rahmen
von Veranstaltungen der Bertelsmann-Stif-
tung auf. Und Bundespräsident Joachim
Gauck hat seine Grundsatzrede zu Europa im
Februar eingebettet in die gleich von einem
ganzen Stiftungsverbund (Robert-Bosch-Stif-
tung, Mercator-Stiftung, Allianz-Stiftung u.a.)
initiierte Social-Marketing-Kampagne „Ich
will Europa“. 

Gefragte Politiker Darüber hinaus sitzen
Politiker aller großen Parteien in Aufsichtsrä-
ten, Kuratorien, Beiräten und Jurys, für die sie
Preise aller Art verleihen. In ihren Berliner
Dependancen suchen Stiftungen auch räum-
lich ganz bewusst die Nähe zu Parlament und
Regierung durch Vorträge, Diskussionen oder
Pressekonferenzen. Bestes Beispiel: die Volks-
wagenstiftung, 1961 aus der Privatisierung
des Volkswagenwerks entstanden, an der bis
heute der Bund und das Land Niedersachsen
Anteile halten. Mit jährlichen Ausgaben von
rund 115 Millionen Euro ist sie die spenda-
belste der deutschen Stiftungen aus dem Be-
reich der Industrie. Im wichtigen Kuratorium
finden sich neben der Bundesbildungsminis-
terin und ihrer schleswig-holsteinischen  Kol-
legin auch der DGB-Bundesvorsitzende Mi-
chael Sommer. Geleitet wird das Gremium
von einem Mitglied des niedersächsischen
Landtags. Ähnlich sieht es bei der Körber-Stif-
tung aus, die versucht, vorwiegend außenpo-
litische Debatten, zum Beispiel den „Peters-
burger Dialog“, einen hochrangigen Ge-
sprächskreis mit russischen Politikern, Vertre-
tern der Wirtschaft und Intellektuellen zu
initiieren. Und die deutsche Telekom-Stif-
tung hat neben dem früheren Bundesaußen-
minister Klaus Kinkel (FDP) als Stiftungs-
Vorsitzendem im Kuratorium noch die frühe-
re Bundesbildungsministerin Edelgard Bul-
mahn (SPD), den Ex-Ministerpräsidenten
von NRW, Jürgen Rüttgers (CDU), und Ex-
BDI-Chef Michael Rogowski an Bord.
Wie sehr eine Stiftung auch massiv regionale
Strukturpolitik mit weitreichender bundes-
politischer Bedeutung betreiben kann, zeigt

auch die einflussreiche RAG-Stiftung mit Sitz
in Essen. Um ihre Leitung gab es einen erbit-
terten politischen Streit zwischen den Partei-
en. Heute steht an ihrer Spitze Werner Mül-
ler, der frühere parteilose Bundeswirtschafts-
minister unter Kanzler Gerhard Schröder
(SPD). Aufgabe der RAG ist es vorrangig, die
Abwicklung des subventionierten deutschen
Steinkohlenbergbaus in Nordrhein-Westfa-
len und im Saarland zu bewältigen. Das nö-
tige Kapital dafür erbrachte der milliarden-
schwere Börsengang des Unternehmens Evo-
nik. Neben den Ministerpräsidenten beider
Bundesländer, dem Bundeswirtschafts- und -
finanzminister sind dort auch etliche Landes-
politiker und Gewerkschafter vertreten.
Doch hier geht es nicht nur um wichtige 
energiepolitische Entscheidungen. Die Stif-
tung, die zuständig ist für die „Ewigkeitskos-
ten“ in den ober- und unterirdischen deut-
schen Tagebauregionen, betreibt mittlerweile
auch aktive Wirtschafts- und Strukturpolitik.
Und die kann sehr weit reichen. Im Industrie-
land Nordrhein-Westfalen wird derzeit darü-
ber gemutmaßt, ob die  RAG-Stiftung beim
angeschlagenen Stahlkonzern ThyssenKrupp
einsteigt. Rund 5,2 Milliarden Euro Schulden
hat der Konzern auf Grund eines misslunge-
nen Investments in neue Stahlwerke in den
USA und Brasilien angehäuft. Rund 150.000
Arbeitsplätze stehen insgesamt auf dem Spiel.
Da kann kein Politiker tatenlos zusehen.
Würde sich die RAG-Stiftung am Thyssen-
Krupp-Konzern beteiligen, käme sie dabei in
erster Linie der ebenfalls über lange Jahre hin-
weg im einwohnerstärksten Bundesland po-
litisch höchst einflussreichen Krupp-Stiftung
zu Hilfe, dessen Chef der vor kurzem verstor-
bene Industriemanager Berthold Beitz gewe-
sen ist. Eine Stiftung würde so der anderen
helfen. Christoph Birnbaum ❚

THINK TANKS Gemeinnützige Stiftungen suchen die Nähe zur großen Politik.
Obwohl ihr Einfluss wächst, gibt es keine öffentliche Kontrolle über deren Arbeit

Verflechtung 
der Mächtigen VOLKSWAGEN-STIFTUNG Mit 119 Millionen

Euro Ausschüttung ist die Volkswagenstiftung die
größte deutsche Stiftung, die aus dem Industrie-
bereich entstanden ist. Sie unterstützt besonders
Wissenschaft und Technik in Forschung und Leh-
re, aber auch Geistes- und Gesellschaftswissen-
schaften sowie Natur- und Ingenieurwissenschaf-
ten und Medizin. Entstanden ist die Stiftung 1961
durch die Privatisierung des gleichnamigen VW-
Konzerns nach Kriegsende und seine Umwand-
lung in eine Aktiengesellschaft. 60 Prozent am Ak-
tienkapital ist heute in privater Hand.Den Rest tei-
len sich Bund und Land Niedersachsen. Mit dem
damaligen Erlös und den Erlösen aus den Gegen-
werten der jährlichen Gewinne finanziert sich die
Stiftung. Als leistungsstärkste deutsche Stiftung

verfügt die Volkswagenstiftung Anfang 2013 über
ein Kapital von 2,6 Milliarden Euro. Die Stiftung
ist wirtschaftlich autark und in ihren Entscheidun-
gen autonom. In den 50 Jahren ihres Bestehens
hat sie vier Milliarden Euro für über 30.000 Pro-
jekte bewilligt. Das Kuratorium der Stiftung be-
steht aus 14 Mitgliedern, die für fünf Jahre beru-
fen werden. Sie werden je zur Hälfte von der Bun-
desregierung und Niedersachsens Landesregie-
rung ernannt. Den Vorsitz führt traditionsgemäß
ein Vertreter Niedersachsens. Die Stiftung verfügt
über eine Verwaltung von rund 90 Mitarbeitern,
die die Fördervorhaben bearbeiten, die wissen-
schaftliche Begutachtung sicherstellen und denen
die Vermögensverwaltung des Stiftungskapitals
obliegt. Stiftungssitz ist Hannover. cb ❚

Engagement für Wissenschaft

ROBERT-BOSCH-STIFTUNG Jährlich rund 87
Millionen Euro schüttet die Robert-Bosch Stiftung
aus.Sie liegt damit auf Platz zwei der großen deut-
schen Unternehmensstiftungen. Die Stiftung wur-
de 1964 als „Vermögensverwaltung Bosch
GmbH“ gegründet. Der Sitz der Stiftung befindet
sich in Stuttgart, im ehemaligen Wohnhaus von
Robert Bosch. Gesundheit und Wissenschaft, Ge-
sellschaft und Kultur, Völkerverständigung, Bil-
dung und Gesellschaft sind die Hauptschwer-
punkte der Stiftung. In Stuttgart unterhält die Stif-
tung auch drei Einrichtungen (Robert-Bosch-Kran-
kenhaus, das Dr. Margarete Fischer-Bosch-Institut
für klinische Pharmakologie und das Institut für
Geschichte der Medizin). Neben der Forschungs-
förderung in Gesundheit und Wissenschaft, Ge-

sellschaft, Bildung und Kultur widmet sich die Stif-
tung besonders dem Gedanken der Völkerverstän-
digung. Seit 1985 vergibt die Stiftung zudem den
„Adelbert-von-Chamisso“-Preis, der jährlich an
deutschsprachige Autoren nicht-deutscher Her-
kunftssprache verliehen wird, den mit insgesamt
10.000 Euro dotierten Journalistenpreis „Bürger-
schaftliches Engagement“ und den „Marion-Dön-
hoff-Förderpreis“ in Höhe von 5.000 Euro an
Nachwuchs-Journalisten. Seit 2006 wird zudem
zusammen mit dem Magazin „Stern“ und der
ARD der „Deutsche Schulpreis“ verliehen. Insge-
samt belaufen sich die Ausgaben für Forschung
und Entwicklung heute auf acht Prozent des Um-
satzes. Die Gesamtförderungssumme seit 1964
beträgt eine Milliarde Euro. cb ❚

Gesundheit ein Schwerpunkt 

BERTELSMANN-STIFTUNG Die Stiftung wurde
1977 von Reinhard Mohn gegründet. Sie hat es
sich zur Aufgabe gemacht, zur Lösung aktueller
gesellschaftlicher Probleme aller Lebensbereiche
nach den „Grundsätzen des Unternehmertums
und der Leistungsgerechtigkeit“ und dem Leitbild
„so wenig Staat wie möglich“ beizutragen.Wett-
bewerb und bürgerschaftliches Engagement sei-
en eine wesentliche Basis für gesellschaftlichen
Fortschritt, heißt es in ihren Grundsätzen. Die Stif-
tung engagiert sich in den Bereichen Bildung,
Wirtschaft und Soziales, Unternehmenskultur, Ge-
sundheit, Internationale Verständigung und Kul-
tur. Die Bertelsmann Stiftung vergibt keine Stipen-
dien und unterstützt auch keine Projekte Dritter.

Sie betreibt eigene Projekte, die strategische Zie-
le des Stifters fördern sollen – mit weitreichenden
Auswirkungen. Über das „Centrum für Hoch-
schulentwicklung“  und das „Projekt Selbststän-
dige Schule“  nimmt die Stiftung Einfluss auf die
deutsche Bildungspolitik.Ähnliches gilt für die Ge-
sundheitspolitik durch das „Centrum für Kranken-
haus Management“. Auswirkungen auf Politik
und Gesellschaft ist auch Ziel des „Centrums für
angewandte Politikforschung“, größtes universi-
täres Institut der Politikberatung zu europäischen
und internationalen Fragen in Deutschland. Dafür
schüttet die Stiftung jährlich 60 Millionen Euro
aus. Der Anteil der Stiftung am Unternehmen be-
trägt 78 Prozent. Stiftungssitz ist Gütersloh. cb ❚

Bildungswesen im Blick

MERCATOR-STIFTUNG Die Stiftung Mercator
ist eine gemeinnützige, private deutsche Stiftung,
die nach dem Mathematiker, Kartographen und
Theologen Gerhard Mercator benannt ist.Sie wur-
de 1996 von der Unternehmerfamilie Schmidt-Ru-
thenbeck aus Duisburg gegründet, die Ende der
60er Jahre die „Spar“-Supermarktkette gründete,
aus der später der Handelskonzern Metro hervor-
gehen sollte. Bis heute hält die Familie einen er-
heblichen Anteil am Metro-Aktienpaket. Die Stif-
tung unterstützt Projekte, die im Sinne Gerhard
Mercators Toleranz und Wissensaustausch zwi-
schen Menschen mit unterschiedlichem nationa-
len, kulturellen und sozialen Hintergrund fördern.
In den Bereichen Wissenschaft, Bildung und inter-

nationale Verständigung verfolgt sie klar definier-
te strategische Ziele zu den Themen Klimawandel,
Integration und kulturelle Bildung. Besonders gilt
dies für Förderungen für Benachteiligte. Mit dem
Projekt „Förderunterricht für Kinder und Jugend-
liche mit Migrationshintergrund“ hat die Stiftung
7.700 Schüler und 1.300 Förderlehrer unterstützt.
Mit der VW-Stiftung und sechs weiteren Stiftun-
gen gründete die Stiftung Mercator 2008 den
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für In-
tegration und Migration, der Migration und Inte-
gration in Deutschland untersucht.Von ihrem Stif-
tungskapital von 113 Millionen schüttete „Mer-
cator“ zuletzt jährlich gut 38 Millionen Euro aus.
Sitz der Stiftung ist Essen. cb ❚

Impulse für Toleranz 

UNTERNEHMENSNAHE STIFTUNGEN MIT
DEN HÖCHSTEN AUSSCHÜTTUNGEN

Politik und Stiftungen – im Bild oben die Bertelsmann-Stiftung in Gütersloh – suchen oft die gegenseitige Nähe. Die Europa-Rede
von Bundespräsident Joachim Gauck im Februar war Abschluss einer Pro-Europa-Kampagne mehrerer Unternehmensstiftungen.

Betreibt Strukturpolitik: Die RAG-Stiftung mit ihrem Chef Werner Müller
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Zur Ausgabe 27-28 vom 1.7.2013, „Jahr-
hundertflut reloaded“ auf Seite 3:
Im ihrem Artikel über das Hochwasser die-
ses Jahres werden die Flutvorgänge im säch-
sischen Grimma als Beispiel aufgeführt. Sie
schreiben: „Hätte man die Schutzwand in
Grimma rechtzeitig fertiggestellt, dann wä-
re das Wasser im benachbarten Eilenburg
vielleicht über die dortige Wand gestiegen.“
Als Grimmaer Bürger sehe ich mich dazu
veranlasst, ihrer Schlussfolgerung zu wider-
sprechen. 
Die künftige Hochwasserschutzmauer in

Grimma ist nur für Hochwasser ausgelegt,
wie es einmal in 100 Jahren vorkommt. Das
Hochwasser im Juni diesen Jahres hatte aber
die Stärke einer Flut, wie sie einmal alle 150
Jahre vorkommt. Auch mit einer wirksamen
Mauer hätte also das Hochwasser Grimma
geflutet. Davor hatte die hiesige Bürgerini-
tiative schon seit Jahren gewarnt. 
Eine Flutung der Stadt hätte zudem nur ei-
nen geringen Einfluss auf den Wasserpegel
gehabt und somit Eilenburg kaum entlastet.
Selbst die Flutung der in der Gegend größ-
ten Talsperre hat nur geringen Einfluss auf

den Wasserpegel, was Experten der Landes-
talsperrenverwaltung schon 2002 nachge-
wiesen hatten. Im weiteren Verlauf des Tex-
tes wird die Schlussfolgerung weiter wider-
legt. So zitieren Sie zum Beispiel Professor
Schumann, der darauf hinweist, dass vor
Ankunft des Scheitels der Hochwasserwelle
die Auen oft schon vollgelaufen seien. Das
war auch in Grimma der Fall. Demnach
dürfte die Stadtflutung aufgrund der fehlen-
den Mauer keine wesentliche Auswirkung
auf die Eilenburg gehabt haben. 

Werner Reibetanz, Grimma 
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>Wilhelm Müser ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1965-1969,
CDU
Am 29. Juli starb Wilhelm Müser kurz vor
Vollendung seines 85. Lebensjahrs. Der aus
Velbert stammende Bundesbahnbeamte trat
1953 der CDU bei und war viele Jahre Kreis-
vorsitzender seiner Partei.Von 1956 bis 1999
gehörte er dem Kreistag in Mettmann an.
Dort amtierte er von 1969 bis 1989 und von
1994 bis 1999 auch als Landrat. Müser war
Direktkandidat des Wahlkreises Düsseldorf-
Mettmann I und engagierte sich im Bundes-
tag im Verkehrsausschuss.

>Rolf Niese
Bundestagsabgeordneter 1987-2002,
SPD
Am 21. August wird Rolf Niese 70 Jahre alt.
Der promovierte Mathematiker und Pädago-
ge aus Hamburg trat 1962 der SPD bei, war
von 1978 bis 1989 Unterbezirksvorsitzender
in Hamburg-Bergedorf und von 1978 bis
1989 Mitglied des Landesvorstands der 
SPD Hamburg. Der Hamburgischen Bürger-
schaft gehörte er von 1978 bis 1986 an.
Niese, Direktkandidat des Wahlkreises Ham-
burg-Bergedorf und langjähriger Schriftfüh-
rer, engagierte sich im Bundestag vorwie-
gend im Ausschuss für innerdeutsche Bezie-
hungen sowie im Haushaltsausschuss.
Als Förderer der niederdeutschen Sprache
hat sich der Hamburger Abgeordnete beson-
dere Verdienste erworben.

>Lothar Haase
Bundestagsabgeordneter 1961-1983,
CDU
Am 30. August vollendet Lothar Haase sein
90. Lebensjahr. Der aus Kassel stammende
Diplom-Volkswirt und Verwaltungsoberrat 
der Bundesanstalt für Arbeit trat 1948 der
CDU bei.Von 1957 bis 1961 war er hessischer 
Landesvorsitzender der Jungen Union und
von 1960 bis 1985 Vorsitzender des 
CDU-Bezirksverbands Kurhessen-Waldeck.
Haase, der im Bundestag vorwiegend im
Haushaltsausschuss mitarbeitete und
1982/83 an dessen Spitze stand – zugleich
war er 1983 auch Vorsitzender des Wirt-
schaftsausschusses –, war von 1983 bis 1990
Mitglied des Europäischen Rechnungshofs in
Luxemburg.

>Wolfgang Bötsch
Bundestagsabgeordneter 1976-2005,
CSU
Wolfgang Bötsch wird am 8. September 
75 Jahre alt. Der promovierte Jurist aus Würz-
burg, CSU-Mitglied seit 1960 und zunächst
vielfältig in der Jungen Union auf Landesebe-
ne engagiert, war von 1973 bis 1991 
Vorsitzender des CSU-Kreisverbands Würz-
burg-Stadt. Von 1982 bis 1989 amtierte
Bötsch als Parlamentarischer Geschäftsführer
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und von
1989 bis 1993 als deren Erster stellvertreten-
der Vorsitzender.Zugleich hatte er das Amt des
Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe im Bun-
destag inne. Von 1993 bis 1997 war Bötsch
Bundesminister für Post- und Telekommunika-
tion und von 1998 bis 2002 Justitiar der
CDU/CSU-Fraktion. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Würzburg gehörte im Bundestag
zuletzt dem Auswärtigen Ausschuss an.

>Erika Lotz
Bundestagsabgeordnete 1994-2005,
SPD
Am 9. September begeht Erika Lotz ihren 
70. Geburtstag. Die Einzelhandelskauffrau
und Gewerkschaftssekretärin aus Leun im
Lahn-Dill-Kreis schloss sich 1972 der SPD an.
Sie war Vorsitzende des gleichnamigen Un-
terbezirks und gehörte dem Vorstand der SPD
Hessen-Süd an. Lotz, bis 1998 stellvertreten-
de Vorsitzende des DGB Hessen, engagierte
sich darüber hinaus in der Arbeiterwohlfahrt
(AWO) und ist Mitglied des Präsidiums des
AWO Bundesverbands. Die Direktkandidatin
des Wahlkreises Lahn-Dill arbeitete im Bun-
destag zuletzt im Ausschuss für Gesundheit
und Soziale Sicherung mit.

>Peter Dreßen
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
SPD
Peter Dreßen vollendet am 9. September sein
70. Lebensjahr. Der Betriebswirt und Einzel-
handelskaufmann aus Emmendingen ist seit
1968 SPD-Mitglied. Von 1972 bis 1980 
amtierte er als Unterbezirksgeschäftsführer
seiner Partei und von 1980 bis 1994 als DGB-
Kreisvorsitzender von Freiburg und Breisgau.
Mitglied des Stadtrats von Emmendingen
war er von 1971 bis 1994 und gehörte von
1973 bis 1984 dem gleichnamigen Kreisrat
an. Im Bundestag engagierte sich Dreßen in
allen drei Wahlperioden im Ausschuss für Ar-
beit und Sozialordnung beziehungsweise im
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Siche-
rung. bmh ❚

Kräne heben Betonplatten an langen Stahlseilen an die
richtigen Stellen. Stahlträger recken sich gen Himmel. Zwi-
schen ihnen hämmern, sägen und schrauben die Bauarbei-
ter, der Betonmischer röhrt im Hintergrund.  
Der Bundestag baut: An der Luisenstraße neben der Spree,
direkt in Berlin-Mitte, errichtet der Bundestag derzeit die
Erweiterung des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses. „Die Ver-
längerung des Hauses war ursprünglich schon beim Bau
des Lüders-Hauses mit eingeplant“, erklärt Johannes Hey-
ne vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
(BBR). Das Bundesamt ist für alle Bauten des Bundes und
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz zuständig. Die Erwei-
terung vollende jetzt das sogenannte „Band des Bundes“,
eine Gebäudekette bestehend aus Bundeskanzleramt,
Paul-Löbe-Haus und Marie-Elisabeth-Lüders-Haus. Der
Neubau gleicht dabei von Stil und Aufbau den bisherigen
Bauten des Bundestages: Die regelmäßige Kammstruktur
des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses mit den tiefen Innen-
höfen und den durch die Glasfassaden einsichtbaren Bü-
roflügeln wird fortgesetzt, sogar der gleiche Sichtbeton ver-

wendet. Die Architektur soll dabei das Transparenzprinzip
der deutschen Demokratie symbolisieren. „Man kann den
Abgeordneten quasi bei der Arbeit zusehen“, sagt Heyne. 
Der Ältestenrat des Bundestages traf die Entscheidung zum
Ausbau 2004, Spatenstich war 2010. Aufgrund einer
Rechtsstreitigkeit im Vergabeverfahren konnte mit dem
Bau jedoch erst im November 2011 begonnen werden. Mo-
mentan steht der Rohbau kurz vor der Vollendung. „Insge-
samt sind knapp unter 40 Prozent des Erweiterungsbaus
fertig“, sagt Heyne. Derzeit arbeiteten circa 150 Personen
auf der Baustelle, zu Spitzenzeiten werden über 40 Firmen
und bis zu 400 Personen zeitgleich auf der Baustelle sein,
erklärt er die Dimensionen. Die Gesamtkosten des Baus
belaufen sich auf 190 Millionen Euro, die Fertigstellung ist
für den Sommer 2015 geplant.   
„Im fertigen Gebäude sollen später einmal 340 Büros un-
tergebracht werden“, berichtet Hans Zieger von der Bun-
destagsverwaltung, Referat Bauplanung und Liegenschaf-
ten. „Dazu kommen Besprechungsräume, Archivflächen,
Kunstausstellungsbereiche und gastronomische Einrich-

tungen.“ Das Marie-Elisabeth-Lüders-Haus beherbergt der-
zeit das „parlamentarische Gedächtnis“ des Bundestages.
Teile der wissenschaftlichen Dienste, die Parlamentsbiblio-
thek und die dazugehörigen Archive sind hier unterge-
bracht. Sie sollen auch im Neubau weiterhin erhalten blei-
ben. Die derzeitige Halle im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus
wird mit dem Erweiterungsbau verbunden. Entlang der
Luisenstraße wird auf dem vom Architekten Stephan
Braunfels geplanten Gebäude ein turmartiger Aufbau ent-
stehen, der mit 36 Metern genauso hoch sein wird, wie das
Kanzleramt. Das Gesamtensemble erhält an der Straße ei-
nen neuen repräsentativen Haupteingang. Über diesem
soll eine öffentlich zugängliche „Stadtloggia“ entstehen,
die über eine seitliche Treppe und einen Aufzug erreicht
werden kann. Hier wird der neue Kunstraum des Bundes-
tages untergebracht werden, der  bisherige Kunstraum am
Spreeufer dafür zu einem öffentlichen Bistro umgebaut
werden. Ebenfalls leichter zugänglich wird der Lesebereich
des Parlamentsarchivs, der entlang der Luisenstraße auf
Straßenniveau angeordnet wird.    Julian Burgert ❚

Neue Räume für den Bundestag 
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Johannes Rau
verzichtet 
4. September 2003: Johannes Rau will
keine zweite Amtszeit „Das hat seinen
Grund in meiner persönlichen Lebens-
planung“, erklärte Johannes Rau (SPD)
am 4. September 2003 seine Entschei-
dung. Der damals 72-jährige Bundesprä-
sident kündigte an diesem Tag an, auf ei-
ne Bewerbung für eine zweite Amtszeit zu
verzichten. Der Sozialdemokrat hatte sich
im Mai 1999 gegen Dagmar Schipanski
durchgesetzt und wurde zum achten Bun-
despräsidenten gewählt.
Seine Amtszeit hatte Rau – Sohn eines
Predigers, überzeugter Christ und deswe-
gen bisweilen „Bruder Johannes“ ge-
nannt – unter das Motto „Versöhnen statt
spalten“ gestellt. Vor allem für die Inte-

gration von Ausländern und Minderhei-
ten setzte er sich ein. In seiner ersten Ber-
liner Rede forderte er eine geregelte Ein-
wanderungspolitik. Auch bei seinen ins-
gesamt 76 Auslandsreisen stand das
Thema Aussöhnung ganz oben auf seiner
Liste. So sprach er im Jahr 2000 als erstes
deutsches Staatsoberhaupt vor dem israe-
lischen Parlament. In deutscher Sprache
bat er das jüdische Volk um Vergebung für
die Verbrechen im Dritten Reich. 1999
wurde Rau vorgeworfen, in eine Flugaffä-
re verwickelt zu sein. In seiner Zeit als Mi-
nisterpräsident von Nordrhein-Westfalen
soll er Reisen auf Kosten der WestLB un-
ternommen haben.
Raus Wahl zum Bundespräsidenten 1999
war übrigens bereits sein zweiter Anlauf:
Fünf Jahre zuvor hatte er gegen Roman
Herzog verloren. 2004 wurde dann Horst
Köhler zu Raus Nachfolger gewählt. 
Johannes Rau starb am 27. Januar 2006
in Berlin. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 9. September.

Es fährt ein Zug nach Nirgendwo,
sang der Schlagersänger Christi-
an Anders Anfang der 70-er Jah-
re. Die deutsche Eisenbahn, nach

der einst ganz Europa die Uhren stellte,
fährt heute nicht einmal nach Nirgend-
wo, sondern oft genug gar nicht. Mit
Mainz wurde jetzt eine Landeshauptstadt
teilweise vom Nahverkehr abgekuppelt. 
Dabei sind die Mainzer nicht die ersten
und sicher nicht die letzten, die solche Er-
fahrungen machen. Auf der Berliner Ring-
bahn, die rund um die Innenstadt fährt,
war die Durchsage zu hören, man möge
in Gegenrichtung fahren, da in der ande-
ren Richtung der Betrieb wegen techni-
scher Probleme vorübergehend einge-
stellt worden sei. 
Zugausfälle und Verspätungen sind an
der Tagesordnung, haben aber auch zu
neuen Entwicklungen geführt: Die Fahr-
gäste kommen ins Gespräch. In einem
ICE-Waggon wurden kürzlich sogar Wet-
ten abgeschlossen – nicht etwa, wann die
Fahrt weitergehen könnte, sondern wann
eine Durchsage kommen könnte, warum
der Zug auf freier Strecke steht. Der Fahr-
gast mit dem Tipp „25 Minuten“ soll ge-
wonnen haben. 
Vielen Fernpendlern gewöhnt die Bahn
ihr Verhalten ab. Es ist ja auch zu lästig,
jeden Morgen von Berlin nach Wolfsburg
zur Arbeit fahren zu müssen. Auch Wo-
chen nach dem Hochwasser ist nicht klar,
ob eine Strecke unterspült worden ist
oder nicht. Aus Vorsicht werden die Züge
umgeleitet, so dass sich die Fahrzeiten
von Berlin nach Westdeutschland erheb-
lich verlängert haben. Pendeln geht nicht
mehr. Dank Bahn haben in Wolfsburg
Hotels und Zimmervermieter plötzlich
Hochsaison. Dabei wäre alles für die
Bahn so einfach, wenn sie nicht fünf Pro-
bleme hätte: die vier Jahreszeiten und die
Fahrgäste. Hans-Jürgen Leersch ❚

Ein Zug nach
Nirgendwo

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 10 JAHREN ...

Bundespräsident Johannes Rau (SPD)
im Mai 2003

Die Baustelle des Erweiterungsbaus des Lüders-Hauses vom südlichen Spreeufer aus gesehen. An der Luisenstraße (rechts) soll später der neue Haupteingang des Gebäudes sein.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 2.-3.09.2013
NSU-Untersuchungsausschuss (Mo),
Bundeshaushalt 2014 (Di)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

Lothar Bisky
gestorben 
Die Linke trauert
um Lothar Bisky.
Der langjährige
Vorsitzende der
Partei verstarb am
13. August mit 
71 Jahren. 
Obwohl seit 1963
S E D - M i t g l i e d ,
wurde Bisky erst
nach der Wende
aktiver Politiker. Von 1993 bis 2000 und
von 2003 bis 2007 war Bisky PDS-Chef.
Nach deren Fusion mit der WASG führte
er mit Oskar Lafontaine bis 2010 die neu-
gegründete Partei Die Linke. Hier galt Bis-
ky als Mittler zwischen den zerstrittenen
Parteiflügeln. Nach Jahren im branden-
burgischen Landtag saß Bisky 2005 bis
2009 im Bundestag. 2005 scheiterte seine
Kandidatur als Bundestagsvizepräsident
in vier Wahlgängen. 2009 zog er ins Euro-
paparlament ein.   
Bisky wurde am 17. August 1941 in Pom-
mern geboren und wuchs in Schleswig-
Holstein auf. 1959 wanderte er in die
DDR aus. Der studierte Kulturwissen-
schaftler war zur Zeit der Wende in der
DDR Rektor der Hochschule für Film und
Fernsehen Potsdam-Babelsberg. Die Par-
teispitze würdigte Lothar Bisky als „gro-
ßen Mitgestalter der Gegenwart“. jbb ❚
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